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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie sowie 
zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz - BeitrRLUmsG) 


A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie des Rates vom 16. März 2010 über die Amtshilfe bei der Beitrei- 
bung von Forderungen in Bezug auf bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige 
Maßnahmen (Richtlinie 2010/24/EU) muss bis zum 30. Dezember 2011 in na- 
tionales Recht umgesetzt werden. 

Daneben sind weitere steuerrechtliche Änderungen zeitnah vorzunehmen. 


B. Lösung 

Die Richtlinie 2010/24/EU wird mit dem EU-Beitreibungsgesetz umgesetzt. 

Daneben beinhaltet der vorliegende Gesetzentwurf Änderungen folgender steu- 
errechtlicher Regelungen bzw. Regelungsbereiche: 

— Änderung und Neufassung der Regelungen des Lohnsteuerabzugsverfah- 
rens; Ablösung der einführenden Vorschriften zur Bildung und Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale durch die Regelungen für 
das dauerhafte Verfahren, §§ 38b, 39 ff. des Einkommensteuergesetzes 
(EStG), 

— Einführung einer Steuerfreiheit für Sozialversicherungsrenten an Empfän- 
ger, die als Verfolgte nach § 1 des Bundesentschädigungsgesetzes anerkannt 
sind, § 3 Nummer 8a - neu - EStG, 

— Einführung eines Mindestbeitrags von 60 Euro pro Jahr für die im Rahmen 
der steuerlich geförderten Altersvorsorge (§ 1 Oa und Abschnitt XI EStG) 
mittelbar zulageberechtigten Personen, 

— Erweiterung des Katalogs der Freiwilligendienste um den Internationalen 
Jugendffeiwilligendienst zur Ermöglichung einer Berücksichtigung als Kind 
im Rahmen des Familienleistungsausgleichs, § 32 EStG, §§ 2, 20 des Bun- 
deskindergeldgesetzes (BKGG), 

— engere Bindung der Gewährung von Grundffeibetrag und Sonderausgaben- 
abzug an beschränkt steuerpflichtige Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit, § 50 EStG, 

— Einführung eines automatisierten Verfahrens für den Kirchensteuerabzug bei 
abgeltend besteuerten Kapitalerträgen, §§ 51a, 52a EStG, 
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- Aufhebung der sog. Sanierungsklausel zur Umsetzung der Entscheidung der 
Europäischen Kommission, § 8c Absatz la des Körperschaftsteuergesetzes 
(KStG), 

- Überarbeitung von Teil 11 der Anlage 24 des Bewertungsgesetzes zur Ge- 
währleistung der Ermittlung des gemeinen Werts im Sachwertverfahren 
nach den §§ 189 bis 191 des Bewertungsgesetzes (BewG), 

- Einführang eines Antragsrechts eines beschränkt steuerpflichtigen Erwer- 
bers auf Behandlung des Vermögensanfalls wie bei unbeschränkter Steuer- 
pflicht, §§ 2, 16, 19, 21 und 37 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer- 
gesetzes (ErbStG), 

- Änderung des § 370 Absatz 6 der Abgabenordnung auf Grund der Richtlinie 
2008/ 11 8/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 über das allgemeine Ver- 
brauchsteuersystem und zur Aufhebung der Richtlinie 92/ 12/EWG und 
redaktionelle Anpassung an den Vertrag von Lissabon, 

- Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes (5. VermBG), um den 
möglichen Missbrauch der Arbeitnehmer-Sparzulage für bestimmte Immo- 
bilienvertriebsmodelle zu verhindern, die nicht der Intention des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes entsprechen, §§ 2 und 17 des 5. VermBG. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Flaushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 


(Steuermehr-/-mindereinnahmen (— ) in Mio. Euro) 


Gebietskörper- 

schaft 

Volle 

Jahreswirkung' 

Kassenjahr 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

Insgesamt 

435 

490 

395 

415 

435 

435 

Bund 

127 

142 

110 

118 

127 

127 

Länder und 
Gemeinden 

308 

348 

285 

297 

308 

308 


' Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitrauin von 12 Monaten. 


Im Einzelnen siehe allgemeine Begründung. 

2. Völlzugsaufwand 

Die Höhe des durch die Umsetzung der Richtlinie 2010/24/EU entstehenden 
Vollzugsaufwands ist nicht abschätzbar. Durch den Einsatz elektronischer Ver- 
fahren sowie durch die Verwendung von Standardformularen in der jeweiligen 
Amtssprache wird es zu einer schnelleren Bearbeitung und Abwicklung der 
Amtshilfe kommen. Dem stehen möglicherweise steigende Fallzahlen gegen- 
über, die auf der Erweiterung des Anwendungsbereichs des neuen EU-Beitrei- 
bungsgesetzes auf sämtliche Steuern und Abgaben sowie auf alle juristischen 
und natürlichen Personen beruhen. Da Bedienstete anderer Mitgliedstaaten an 
behördlichen Ermittlungen teilnehmen können und dementsprechend auch 
deutsche Bedienstete in andere Mitgliedstaaten entsendet werden können, ist 
mit zusätzlichem Verwaltungsaufwand zu rechnen. Geringfügige Sachkosten 
können durch den Anschluss an das elektronische Kommunikationssystem und 
die Bereitstellung der entsprechenden Hard- und Software entstehen, wobei dies 
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auch bereits in der bisherigen Verordnung (EG) Nr. 1179/2008 vom 28. No- 
vember 2008 vorgesehen war. 

Bereits mit der Entscheidung zur Einführung der elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale (ELStAM) nach § 39e EStG im Jahressteuergesetz 2008 und der 
Übertragung der Zuständigkeit von den Kommunen auf die Finanzverwaltung 
der Länder hat der Gesetzgeber einen längerfristigen Umstellungsprozess in 
Gang gesetzt. Dadurch erhöht sich bis zum Abschluss des Prozesses der Ver- 
waltungsaufwand bei den Finanzämtern zunehmend. Bei den Kommungen er- 
folgt aber gleichzeitig eine deutliche Entlastung, was bereits im Jahressteuerge- 
setz 2008 berücksichtigt wurde. Die Belastung der Steuerverwaltungen der 
Länder infolge des Systemwechsels beim Lohnsteuerabzugsverfahren ist damit 
größtenteils im bereits geltenden Recht angelegt. 

Im Hinblick auf die vorgesehenen Regelungen zum Lohnsteuerabzugsverfah- 
ren ist von geringfügigen, nicht bezifferbaren Auswirkungen auf den Voll- 
zugsaufwand der Steuerverwaltung der Länder auszugehen. Die in begrenztem 
Umfang mögliche Bildung von bestimmten Abzugsmerkmalen und Freibeträ- 
gen für mehrere Jahre dürfte den Vollzugsaufwand reduzieren. Dagegen be- 
wirkt z. B. der Umstand, dass die Daten der Meldebehörden für die Finanz- 
behörden keine absolute Bindungswirkung entfalten sollen und diese in be- 
gründeten Fällen eine Prüfung veranlassen müssen, tendenziell einen erhöhten 
Verwaltungsaufwand. 

Die vorgesehene Einführung eines automatisierten Verfahrens für den Kirchen- 
steuerabzug bei abgeltend besteuerten Kapitalerträgen wird in den Rechenzent- 
ren der Landesfmanzverwaltungen Mehraufwand durch die notwendige Anpas- 
sung der automationstechnischen Unterstützung für das Besteuerungsverfahren 
verursachen. Der Bund ist an diesem in den Ländern entstehenden Vollzugsauf- 
wand unmittelbar beteiligt, soweit die automationstechnischen Anpassungen 
im Rahmen des Vorhabens KONSENS vorgenommen werden. Durch das auto- 
matisierte Verfahren für den Kirchensteuerabzug bei abgeltend besteuerten 
Kapitalerträgen und dem damit verbundenen Clearingverfahren ist mit einem 
erhöhten Verwaltungsaufwand bei den Betriebsstättenfinanzämtem der Kirchen- 
steuerabzugsverpflichteten zu rechnen. Für die Verwaltung der Kirchensteuer 
durch die Landesfinanzbehörden entrichten die Religionsgemeinschaften aller- 
dings Verwaltungskostenentschädigungen an die Länder. Die automatisierten 
Mitteilungsverfahren müssen vom Bundeszentralamt für Steuern bereitgestellt 
und gepflegt werden. Es ist mit einer jährlichen Anzahl von Anfragen der Kre- 
ditinstitute im deutlich zweistelligen Millionenbereich zu rechnen. Entspre- 
chende Ressourcen für Pflege und Wartung der Systeme sind daher beim Bund 
vorzuhalten. Die bei Bundesbehörden entstehenden Kosten werden durch 
Dritte erstattet. 

Die Einführung einer Nachzahlungsmöglichkeit für Altersvorsorgebeiträge 
wird bei der zentralen Stelle bei der Deutschen Rentenversicherung Bund (§81 
EStG) zu einem derzeit nicht bezifferbaren Mehrbedarf an Sach- und Personal- 
ausgaben führen. Dieser Mehrbedarf ist der Deutschen Rentenversicherung 
Bund aus dem Einzelplan 08 (Kapitel 08 03) zu erstatten. 

Auf Grund der schätzungsweise eher geringen Fallzahlen kaim der hinsichtlich 
der Einführung eines Antragsrechts zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes an die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) entstehende Verwaltungsmehraufwand vernachlässigt werden. 

Soweit nicht anderweitig aufgeführt, soll der Mehrbedarf an Sach- und Perso- 
nalmitteln beim Bund im Einzelplan 08 finanziell und stellenmäßig innerhalb 
des Einzelplans 08 ausgeglichen werden. 
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E. Sonstige Kosten 

Über die unter Punkt F dargestellten Bürokratiekosten aus Informationspflich- 
ten hinaus entstehen der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unterneh- 
men, keine direkten sonstigen Kosten. 

Die Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes verhindert den Miss- 
brauch der staatlichen Förderung durch die Arbeitnehmer-Sparzulage für be- 
stimmte Immobilienvertriebsmodelle. Es ist zu erwarten, dass sich die Nach- 
frage der Arbeitnehmer in diesem Bereich auf weiterhin staatlich geförderte 
Anlageformen im Sinne des Fünften Vermögensbildungsgesetzes verschiebt. 

Auswirkungen auf Einzelpreise sind nicht zu erwarten. Auswirkungen auf das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau treten nicht ein. 


F. Bürokratiekosten 

Es werden Informationspflichten für 

a) Unternehmen eingeführt/verändert/abgeschafft: 

Anzahl: 4/1/0 

betroffene Unternehmen: aller Wirtschaftszweige 

Häufigkeit/Periodizität: je nach Regelung unterschiedlich (im Einzelnen 

siehe allgemeine Begründung) 

erwartete Mehrkosten: rd. 3 Mio. Euro; Einmalkosten rd. 50,2 Mio. Euro 

b) Bürgerinnen und Bürger eingeführt/verändert/abgeschafft: 

Anzahl: 3/0/0 

betroffene Kreise: Arbeitnehmer 

Häufigkeit/Periodizität: je nach Regelung unterschiedlich (im Einzelnen 

siehe allgemeine Begründung) 
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BinVDESREPUBl.lK Deutschi.anij 
IJIE Bundeskanzlerin 


Berlin, 22.- Juni 2011 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie sowie zur 
Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz - BeitrRLUmsG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates ist als Anlage 3 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 884. Sitzung am 17. Juni 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 4 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 5 beigefügten Gegenäußerung dargelegt 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie sowie 
zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz - BeitrRLUmsG)* 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Gesetz über die Durchführung der Amtshilfe bei 
der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf 
bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige Maß- 
nahmen zwischen den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union (EU-Beitreibungsgesetz - 
EUBeitrG) 

Artikel 2 Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Artikel 3 Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverord- 
nung 

Artikel 4 Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 
Artikel 5 Änderung des Gewerbesteuergesetzes 
Artikel 6 Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 
Artikel 7 Änderung des Zerlegungsgesetzes 
Artikel 8 Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 
Artikel 9 Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
Artikel 10 Änderung des Bewertungsgesetzes 

Artikel 1 1 Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuergesetzes 

Artikel 12 Änderung der Abgabenordnung 

Artikel 1 3 Änderung des Fünften Vermögensbildungsgeset- 
zes 

Artikel 14 Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
Artikel 1 5 Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

Artikel 1 6 Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenüber- 
mittlungsverordnung 

Artikel 1 7 Änderung der Sozialversicherungsentgeltverord- 
nung 

Artikel 1 8 Änderung der Winterbeschäftigungs-Verordnung 

Artikel 1 9 Änderung des BundesausbildungsfÖrderungsge- 
setzes 

Artikel 20 Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungs- 
gesetzes 

Artikel 21 Bekarmtmachungserlaubnis 
Artikel 22 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Anlage Teil 11 der Anlage 24 

* Artikel 1 des Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/24/ 
EU des Rates vom 16. März 2010 über die Amtshilfe bei der Beitrei- 
bung von Forderungen in Bezug auf bestimmte Steuern, Abgaben 
und sonstige Maßnahmen (ABI. L 84 vom 31.3.2010, S. 1). 


Artikel 1 

Gesetz über die Durehführung der Amtshilfe bei 
der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf 
bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige 
Maßnahmen zwisehen den Mitgliedstaaten 
der Europäisehen Union 
(EU-Beitreibungsgesetz - EUBeitrG) 

Inhaltsübersicht 
Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Anwendungsbereich und anzuwendendes Recht 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

§ 3 Zuständigkeit und Prüfungsbefugnisse für Ersuchen 

§ 4 Zuständigkeit für die Vollstreckung eingehender Ersu- 
chen 

Abschnitt 2 

Erteilen von Auskünften 

§ 5 Erteilen von Auskünften an andere Mitgliedstaaten auf 
Ersuchen 

§ 6 Erteilen von Auskünften an andere Mitgliedstaaten 
ohne Ersuchen 

Abschnitt 3 

Zustellung von Dokumenten 
§ 7 Zustellungsersuchen von anderen Mitgliedstaaten 
§ 8 Zustellungsersuchen in andere Mitgliedstaaten 

Abschnitt 4 

Beitreibungs- und Sicherungsmaßnahmen 
§ 9 Beitreibungsersuchen von anderen Mitgliedstaaten 
§10 Beitreibungsersuchen in andere Mitgliedstaaten 

§11 Änderung oder Rücknahme des Beitreibungsersu- 
chens 

§12 Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen 
§13 Streitigkeiten 
§14 Ablehnungsgründe 
§15 Verjährung 
§16 Kosten 

Abschnitt 5 

Allgemeine Vorschriften 

§17 Anwesenheit von Bediensteten anderer Mitgliedstaa- 
ten im Inland 
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§18 Anwesenheit von deutschen Bediensteten in anderen 
Mitgliedstaaten 

§19 Standardformblätter und Kommunikationsmittel 
§ 20 Sprachen 

§ 2 1 Weiterleitung von Auskünften und Dokumenten 

Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

§ 22 Anwendung anderer Abkommen zur Unterstützung 
bei der Beitreibung 

Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Anwendungsbereich und anzuwendendes Recht 

(1) Dieses Gesetz regelt die Einzelheiten der Amtshilfe 
zwischen Deutschland und den anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Mitgliedstaaten) zur Geltendmachung 
von in den Mitgliedstaaten entstandenen Forderungen. For- 
derungen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1 . Steuern und Abgaben aller Art, die erhoben werden 

a) von einem oder für einen Mitgliedstaat oder dessen 
Gebiets- oder Verwaltungseinheiten einschließlich 
der lokalen Behörden oder 

b) für die Europäische Union; 

2. Erstattungen, Interventionen und andere Maßnahmen, 
die Bestandteil des Systems der vollständigen Finanzie- 
rung oder Teilfmanzierung des Europäischen Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft oder des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländli- 
chen Raums sind, einschließlich der im Rahmen dieser 
Aktionen zu erhebenden Beiträge; 

3. Abschöpfungen und andere Abgaben im Rahmen der ge- 
meinsamen Organisation der Agrarmärkte für den Sektor 
Zucker. 

(2) Der Anwendungsbereich dieses Gesetzes umfasst 
auch 

1 . Geldstrafen, Geldbußen, Gebühren und Zuschläge in Be- 
zug auf Forderungen, 

a) für deren Beitreibung gemäß Absatz 1 um Amtshilfe 
ersucht werden kann und 

b) die von den Behörden, die für die Erhebung der be- 
treffenden Steuern oder Abgaben oder die Durchfüh- 
rung der dafür erforderlichen behördlichen Ermitt- 
lungen zuständig sind, verhängt wurden oder von 
Verwaltungsorganen oder Gerichten auf Antrag die- 
ser Behörden bestätigt wurden; 

2. Gebühren für Bescheinigungen und ähnliche Doku- 
mente, die im Zusammenhang mit Verwaltungsverfahren 
in Bezug auf Steuern oder Abgaben ausgestellt werden; 

3. Zinsen und Kosten im Zusammenhang mit Forderungen, 
für deren Beitreibung gemäß Absatz 1 oder gemäß den 
Nummern 1 und 2 um Amtshilfe ersucht werden kann. 


(3) Der Anwendungsbereich dieses Gesetzes umfasst 
nicht 

1 . Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung, die an öffentlich- 
rechtliche Einrichtungen der Sozialversicherung zu leis- 
ten sind; 

2. andere als die in Absatz 2 genannten Gebühren; 

3. vertragliche Gebühren, wie Zahlungen an öffentliche 
Versorgungsbetriebe; 

4. strafrechtliche Sanktionen, die auf der Grundlage einer 
Anklageerhebung im Strafverfahren verhängt werden, 
oder andere strafrechtliche Sanktionen, die nicht von 
Absatz 2 Nummer 1 erfasst sind. 

(4) Für Ersuchen nach diesem Gesetz gelten die Vor- 
schriften der Abgabenordnung entsprechend, soweit dieses 
Gesetz nicht etwas anderes bestimmt. Zur Ausführung der 
Abgabenordnung hat das Bundesministerium der Finanzen 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) „Person“ ist 

1 . eine natürliche Person, 

2. eine juristische Person, 

3 . eine Personenvereinigung, der die Rechtsfähigkeit zuer- 
kannt wurde, die aber nicht über die Rechtsstellung einer 
juristischen Person verfügt, oder 

4. jede andere Rechtsform gleich welcher Art, mit oder 
ohne allgemeine Rechtsfähigkeit, die Vermögensgegen- 
stände besitzt oder verwaltet, welche einschließlich der 
daraus erzielten Einkünfte einer der in § 1 erfassten 
Steuern unterliegen. 

(2) Beitreibungsrichtlinie im Sinne dieses Gesetzes sowie 
des Einkommensteuergesetzes, des Körperschaftsteuerge- 
setzes und des Gewerbesteuergesetzes bezeichnet die 
Richtlinie 2010/24/EU des Rates vom 16. März 2010 über 
die Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen in Be- 
zug auf bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige Maßnah- 
men (ABI. L 84 vom 31.3.2010, S. 1) in der jeweils gelten- 
den Fassung. 

§3 

Zuständigkeit und Prüfungsbefugnisse für Ersuchen 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen ist zuständige 
Behörde ausschließlich im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 der 
Beitreibungsrichtlinie und zentrales Verbindungsbüro im 
Sinne von Artikel 4 Absatz 2 der Beitreibungsrichtlinie. Für 
die Prüfung und Bearbeitung von Ersuchen werden die fol- 
genden Verbindungsbüros benannt: 

1. in den Fällen des § 5 Absatz 1 Nummer 5 des Finanzver- 
waltungsgesetzes das Bundeszentralamt für Steuern, 

2. für den Bereich der Zollverwaltung gemäß § 12 Absatz 2 
des Finanzverwaltungsgesetzes die Bundesstelle Voll- 
streckung Zoll beim Hauptzollamt Hannover. 

Die Verbindungsbüros übernehmen die Kommunikation mit 
den ersuchenden Behörden, den anderen Verbindungsbüros 
oder der Europäischen Kommission. Die Verbindungsbüros 
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prüfen Ersuchen auf ihre Zulässigkeit nach diesem Gesetz 
und bearbeiten diese. 

(2) Eingehende Ersuchen werden nach entsprechender 
Prüfung gemäß Absatz 1 Satz 4 von den Verbindungsbüros 
an die für die Durchführung der Amtshilfe in § 4 Absatz 1 
genannten Vollstreckungsbehörden weitergeleitet. Ausge- 
hende Ersuchen werden von den in § 4 Absatz 1 oder 
Absatz 2 genannten Vollstreckungsbehörden erstellt und 
über die Verbindungsbüros nach entsprechender Prüfung 
gemäß Absatz 1 Satz 4 an die zuständige ausländische Be- 
hörde geleitet. 

§4 

Zuständigkeit für die VoUstreekung 
eingehender Ersuehen 

(1) Folgende Behörden nehmen nach Maßgabe dieses 
Gesetzes Amtshilfe in Anspruch und leisten danach Amts- 
hilfe (Vollstreckungsbehörden): 

1 . die F inanzämter für F orderungen 

a) von Steuern vom Einkommen, Ertrag oder Vermö- 
gen, 

b) von Umsatzsteuern, soweit diese nicht als Einfuhrab- 
gaben geschuldet werden, 

c) von sonstigen Steuern und Abgaben im Sinne des § 1 
Absatz 1 Nummer 1 , soweit nicht die Hauptzollämter 
zuständig sind, 

d) gemäß § 1 Absatz 2, soweit sie mit den in den 
Buchstaben a bis c genannten Steuern Zusammenhän- 
gen; 

2. die Hauptzollämter für 

a) Erstattungen, Interventionen und andere Maßnahmen 
des Europäischen Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft und des Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums nach den 
Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 
21. Juni 2005 über die Finanzierung der Gemeinsa- 
men Agrarpolitik (ABI. L 209 vom 11.8.2005, S. 1), 
die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 473/2009 
(ABI. L 144 vom 9.6.2009, S. 3) geändert worden 
ist, und (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 
20. September 2005 über die Förderung der Entwick- 
lung des ländlichen Raums durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd- 
lichen Raums (ABI. L 277 vom 21.10.2005, S. 1, 
L 67 vom 11.3.2008, S. 22), die zuletzt durch die 
Verordnung (EG) Nr. 473/2009 (ABI. L 144 vom 
9.6.2009, S. 3) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, 

b) Abschöpfungen und andere Abgaben im Sektor Zu- 
cker nach der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des 
Rates vom 22. Oktober 2007 über eine gemeinsame 
Organisation der Agrarmärkte und mit Sondervor- 
schriften für bestimmte landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse (ABI. L 299 vom 16.11.2007, S. 1) in der je- 
weils geltenden Fassung, 

c) Einfuhr- und Ausfuhrabgaben, 

d) Verbrauchsteuem, 


e) sonstige Steuern, deren Festsetzung, Erhebung oder 
Vollstreckung ebenfalls in die Zuständigkeit der Zoll- 
verwaltung fallen, 

f) Forderungen gemäß § 1 Absatz 2, soweit sie mit den 
in den Buchstaben a bis e genannten Abgaben und 
Steuern Zusammenhängen. 

Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem Dritten Ab- 
schnitt des Ersten Teils der Abgabenordnung entsprechend. 

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können 
Amtshilfe nach Maßgabe dieses Gesetzes in Anspruch neh- 
men. Sie gelten insoweit als Vollstreckungsbehörde im 
Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann mit Zu- 
stimmung der zuständigen obersten Landesbehörden die 
Amtshilfe bei der Vollstreckung auf weitere als die in 
Absatz 1 Nummer 1 genannten Landesbehörden übertragen. 
Die Übertragung ist im Bundessteuerblatt zu veröffentli- 
chen. 

Abschnitt 2 

Erteilen von Auskünften 

§5 

Erteilen von Auskünften an andere Mitgliedstaaten 
auf Ersuchen 

(1) Auf Ersuchen teilt das Verbindungsbüro dem Mit- 
gliedstaat alle Auskünfte mit, die bei der Beitreibung einer 
Forderung gemäß § 1 voraussichtlich erheblich sein werden. 
Zur Beschaffung dieser Auskünfte veranlasst die Vollstre- 
ckungsbehörde alle dafür erforderlichen behördlichen Er- 
mittlungen, die nach der Abgabenordnung in vergleichbaren 
Fällen vorgesehen sind. 

(2) Das Verbindungsbüro erteilt keine Auskünfte, 

1. die für die Beitreibung derartiger Forderungen nicht be- 
schafft werden könnten, wenn sie in Deutschland ent- 
standen wären; 

2. mit denen ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis 
preisgegeben würde; 

3. die die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung des Bun- 
des oder eines Landes verletzen würden. 

(3) Absatz 2 ist in keinem Fall so auszulegen, dass die 
Erteilung von Auskünften nur deshalb abgelehnt werden 
kann, weil die betreffenden Informationen sich bei einer 
Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollmäch- 
tigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder sich auf 
Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 

(4) Kann das Verbindungsbüro dem Auskunftsersuchen 
nicht stattgeben, so sind dem anderen Mitgliedstaat die 
Gründe hierfür mitzuteilen. 

§6 

Erteilen von Auskünften an andere Mitgliedstaaten 
ohne Ersuehen 

(1) Bei einer Erstattung von Steuern oder Abgaben an 
eine Person, die in einem anderen Mitgliedstaat niedergelas- 
sen oder wohnhaft ist, kann die Vollstreckungsbehörde, die 
die Erstattung vornehmen soll, den Mitgliedstaat der Nie- 
derlassung oder des Wohnsitzes durch das Verbindungsbüro 
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über die bevorstehende Erstattung informieren. Dies gilt 
nicht für die Umsatzsteuer, mit Ausnahme der Einfuhrum- 
satzsteuer. 

(2) Das Verbindungsbüro muss die anderen Mitgliedstaa- 
ten informieren, soweit Steuern und Abgaben im Sinne des 
§ 4 Absatz 1 Nummer 2 betroffen sind. Zwischen der Infor- 
mationserteilung und der Auszahlung der Erstattung dürfen 
zehn Arbeitstage liegen. 

Abschnitt 3 

Zustellung von Dokumenten 

§7 

Zustellungsersuchen von anderen Mitgliedstaaten 

(1) Auf Ersuchen veranlasst die Vollstreckungsbehörde 
die Zustellung aller Dokumente, die mit einer Forderung ge- 
mäß § 1 oder mit deren Vollstreckung Zusammenhängen, 
einschließlich der gerichtlichen Dokumente, die aus dem 
anderen Mitgliedstaat stammen. Die Zustellung richtet sich 
nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes. 
Dem Ersuchen muss ein Standardformblatt beigefügt sein. 
Eine Ausfertigung des Standardformblatts mit den zuzustel- 
lenden Dokumenten ist dem Empfänger auszuhändigen. 

(2) Unverzüglich nachdem die Vollstreckungsbehörde 
auf Grund des Zustellungsersuchens tätig geworden ist, teilt 
sie dem anderen Mitgliedstaat über das Verbindungsbüro 
das Veranlasste mit. Diese Mitteilung beinhaltet insbeson- 
dere die Angabe, an welchem Tag und an welche Anschrift 
dem Empfänger das Dokument zugestellt worden ist. 

§8 

Zustellungsersuchen in andere Mitgliedstaaten 

(1) Das Verbindungsbüro kann um die Zustellung aller 
Dokumente ersuchen, die mit einer Forderung gemäß § 1 
oder mit deren Vollstreckung Zusammenhängen, einschließ- 
lich der Dokumente, die von deutschen Gerichten stammen. 
Dem Zustellungsersuchen ist ein Standardformblatt beizu- 
fügen. 

(2) Ein Zustellungsersuchen darf nur daim nach dieser 
Vorschrift erfolgen, wenn es der Vollstreckungsbehörde 
nicht möglich ist, das betreffende Dokument gemäß den 
Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes zuzustel- 
len oder wenn eine solche Zustellung mit unverhältnismäßi- 
gen Schwierigkeiten verbunden wäre. 

Abschnitt 4 

Beitreibungs- und Sicher ungsmaßnahmen 

§9 

Beitreibungsersuchen von anderen Mitgliedstaaten 

(1) Auf Ersuchen nimmt die Vollstreckungsbehörde die 
Vollstreckung von Forderungen vor, für die in einem ande- 
ren Mitgliedstaat ein Vollstreckungstitel besteht. Die Forde- 
rung wird wie eine inländische Forderung behandelt. Als 
vollstreckbarer Verwaltungsakt gilt der dem Ersuchen bei- 
gefügte einheitliche Vollstreckungstitel. 

(2) Die Vollstreckung erfolgt nach den Vorschriften, die 
für Forderungen aus gleichen oder, in Ermangelung glei- 
cher, aus vergleichbaren Steuern oder Abgaben vorgesehen 
sind. Ist das Verbindungsbüro der Auffassung, dass in 
Deutschland keine gleichen oder vergleichbaren Steuern 


oder Abgaben erhoben werden, so handelt die Vollstre- 
ckungsbehörde nach den Vorschriften, die für die Vollstre- 
ckung von Einkommensteuerforderungen gelten. Die For- 
derungen werden in Euro vollstreckt. 

(3) Das Verbindungsbüro teilt dem anderen Mitgliedstaat 
die Maßnahmen mit, die die Vollstreckungsbehörde in Be- 
zug auf das Beitreibungsersuchen ergriffen hat. 

(4) § 240 der Abgabenordnung gilt entsprechend. Fällig- 
keitstag ist der Tag, an dem das Ersuchen bei einem Verbin- 
dungsbüro im Sinne des § 3 Absatz 1 eingeht, so dass 
Säumniszuschläge ab diesem Tag berechnet werden kön- 
nen. Wenn die Vollstreckungsbehörde dem Schuldner eine 
Zahlungsfrist einräumt oder Ratenzahlung gewährt, unter- 
richtet das Verbindungsbüro den anderen Mitgliedstaat hier- 
von. 

(5) Die Vollstreckungsbehörde überweist die im Zusam- 
menhang mit der Forderung beigetriebenen Beträge sowie 
die Säumniszuschläge und gegebenenfalls entstehende Zin- 
sen. Die in § 16 Absatz 1 genannten Kosten können vorher 
einbehalten werden. 

§ 10 

Beitreibungsersuchen in andere Mitgliedstaaten 

(1) Ein Verbindungsbüro kann Beitreibungsersuchen in 
einen anderen Mitgliedstaat stellen, wenn 

1 . die Voraussetzungen für die Vollstreckung gegeben sind 
und 

2. die Forderung nicht angefochten ist oder nicht mehr an- 
gefochten werden kann. 

Satz 1 gilt nicht, sofern der Einspruch offensichtlich aus- 
sichtslos ist beziehungsweise nicht in angemessener Zeit be- 
gründet wird und lediglich der Verzögerung der Vollstreckung 
dient. Ersuchen um Beitreibung angefochtener Forderungen 
sind nur ausnahmsweise zu stellen und auch nur zulässig, 
sofern die geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
und die Verwaltungspraxis des ersuchten Mitgliedstaates 
dies zulassen; ein solches Ersuchen ist zu begründen. 

(2) Die Vollstreckungsbehörde muss zuvor alle nach der 
Abgabenordnung vorgesehenen Vollstreckungsmöglichkei- 
ten ausgeschöpft haben, es sei deim, 

1 . es ist offensichtlich, dass 

a) keine Vermögensgegenstände für die Vollstreckung 
in Deutschland vorhanden sind oder 

b) Vollstreckungsverfahren in Deutschland nicht zur 
vollständigen Begleichung der Forderung führen, 

und der Vollstreckungsbehörde oder dem Verbindungs- 
büro konkrete Infonnationen vorliegen, wonach Vennö- 
gensgegenstände der betreffenden Person im ersuchten 
Mitgliedstaat vorhanden sind; 

2. die Durchführung solcher Vollstreckungsmaßnahmen 
wäre in Deutschland mit unverhältnismäßigen Schwie- 
rigkeiten verbunden. 

(3) Jedem Beitreibungsersuchen ist der für alle Mitglied- 
staaten einheitliche Vollstreckungstitel, dessen Inhalt im 
Wesentlichen dem des ursprünglichen Vollstreckungstitels 
entspricht, beizufügen, der die alleinige Grundlage für die 
im anderen Mitgliedstaat zu ergreifenden Beitreibungs- und 
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Sicherungsmaßnahmen ist. Er muss im anderen Mitglied- 
staat weder durch einen besonderen Akt anerkannt noch er- 
gänzt oder ersetzt werden. Dem Beitreibungsersuchen kön- 
nen weitere Dokumente, die im Zusammenhang mit der 
Forderung stehen, beigefügt werden. 

(4) Erlangt die Vollstreckungsbehörde im Zusammen- 
hang mit der Angelegenheit, die dem Beitreibungsersuchen 
zu Grunde liegt, zweckdienliche Informationen, so teilt sie 
diese dem Verbindungsbüro zur unverzüglichen Weiterlei- 
tung an den anderen Mitgliedstaat mit. 

§ 11 

Änderung oder Rücknahme des Beitreibungsersuchens 

( 1 ) Das Verbindungsbüro teilt unverzüglich nach entspre- 
chender Erstellung durch die Vollstreckungsbehörde dem 
anderen Mitgliedstaat jede Änderung oder Rücknahme ihres 
Beitreibungsersuchens mit. Dabei sind die Gründe für die 
Änderung oder Rücknahme anzugeben. Bei Änderungen 
übersendet sie zusätzlich eine entsprechend geänderte Fas- 
sung des einheitlichen Vollstreckungstitels. 

(2) Geht die Änderung oder Rücknahme des Ersuchens 
auf eine Rechtsbehelfsentscheidung gemäß § 13 Absatz 1 
zurück, so teilt das Verbindungsbüro nach entsprechender 
Erstellung durch die Vollstreckungsbehörde diese Entschei- 
dung mit und übermittelt gleichzeitig eine geänderte Fas- 
sung des einheitlichen Vollstreckungstitels für die Vollstre- 
ckung im anderen Mitgliedstaat. 

(3) Wird ein gemäß § 13 Absatz 1 geänderter einheitli- 
cher Vollstreckungstitel an ein Verbindungsbüro als er- 
suchte Behörde übermittelt, ergreift die mit der Durchfüh- 
rung der Amtshilfe beauftragte Vollstreckungsbehörde wei- 
tere Beitreibungsmaßnahmen auf der Grundlage dieses 
Vollstreckungstitels . 

(4) Beitreibungs- und Sicherungsmaßnahmen, die bereits 
auf der Grundlage des ursprünglichen einheitlichen Voll- 
streckungstitels ergriffen wurden, können auf Grund des ge- 
änderten einheitlichen Vollstreckungstitels fortgeführt wer- 
den, sofern die Änderung des Ersuchens nicht darauf zu- 
rückzuführen ist, dass der ursprüngliche Vollstreckungstitel 
oder der ursprüngliche einheitliche Vollstreckungstitel un- 
wirksam ist. 

(5) Für die neue Fassung des Vollstreckungstitels gelten 
§10 Absatz 3 und 4 sowie § 13 entsprechend. 

§ 12 

Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen 

( 1 ) Um die Vollstreckung sicherzustellen, führt die Voll- 
streckungsbehörde auf Ersuchen des anderen Mitgliedstaa- 
tes Sicherungsmaßnahmen durch, sofern und soweit diese 
nach dem Sechsten Teil der Abgabenordnung zulässig sind. 
Hierfür ist Voraussetzung, dass Sicherungsmaßnahmen so- 
wohl des Mitgliedstaates der ersuchenden als auch der er- 
suchten deutschen Behörde in einer vergleichbaren Situa- 
tion getroffen werden können. 

(2) Das Verbindungsbüro kann nach entsprechender Er- 
stellung durch die Vollstreckungsbehörde ein Ersuchen um 
Sicherungsmaßnahmen stellen, wenn 

1. die Forderung oder der Vollstreckungstitel zum Zeit- 
punkt der Stellung des Ersuchens angefochten ist oder 


2. ein Ersuchen um Beitreibung aus anderen Gründen noch 

nicht gestellt werden kann. 

(3) Einem ausgehenden Ersuchen um Sicherungsmaß- 
nahmen ist das Dokument, das in Deutschland Sicherungs- 
maßnahmen in Bezug auf die Forderung ermöglicht, beizu- 
fügen. Dem Ersuchen können weitere in Deutschland aus- 
gestellte Dokumente beigefügt werden. 

(4) § 9 Absatz 1 bis 3, § 10 Absatz 4 sowie die §§11 
und 1 3 gelten entsprechend. 

§ 13 

Streitigkeiten 

(1) Stellt das Verbindungsbüro ein Ersuchen, so sind die 
nach dem Dritten Abschnitt des Ersten Teils der Abgaben- 
ordnung zuständigen Behörden oder Gerichte nach Ab- 
schnitt 5 der Finanzgerichtsordnung zuständig für 

1 . Rechtsbehelfe in Bezug auf 

a) die Forderung, 

b) den ursprünglichen Vollstreckungstitel für die Voll- 
streckung in Deutschland und 

c) den einheitlichen Vollstreckungstitel für die Vollstre- 
ckung im anderen Mitgliedstaat; 

2. Streitigkeiten in Bezug auf die Gültigkeit einer Zustel- 
lung durch eine zuständige deutsche Behörde. 

Dies gilt auch für Streitigkeiten bei in Deutschland ergriffe- 
nen Vollstreckungsmaßnahmen oder Auseinandersetzungen 
im Zusammenhang mit der Gültigkeit einer Zustellungshilfe 
durch eine zuständige deutsche Behörde. Wurde ein Rechts- 
behelf eingelegt, teilt das Verbindungsbüro dies nach Mit- 
teilung durch die Vollstreckungsbehörde dem anderen Mit- 
gliedstaat mit. Hierbei hat es insbesondere mitzuteilen, in 
welchem Umfang die Forderung nicht angefochten wird. 

(2) Ist Deutschland der ersuchte Mitgliedstaat und wer- 
den im Verlauf des Beitreibungsverfahrens die Forderung, 
der ursprüngliche Vollstreckungstitel oder der einheitliche 
Vollstreckungstitel von einer betroffenen Partei durch 
Rechtsbehelf angegriffen, so unterrichtet das Verbindungs- 
büro nach Mitteilung durch die Vollstreckungsbehörde diese 
Partei darüber, dass sie den Rechtsbehelf bei der zuständi- 
gen Instanz des anderen Mitgliedstaates nach dessen Recht 
einzulegen hat. Wurde von der ersuchenden Behörde eine 
Mitteilung entsprechend Absatz 1 Satz 3 erteilt, setzt die 
Vollstreckungsbehörde das Beitreibungsverfahren für den 
angefochtenen Teilbetrag der Forderung bis zur Entschei- 
dung über den jeweiligen Rechtsbehelf aus. Satz 2 gilt 
nicht, wenn die ersuchende Behörde im Einklang mit 
Absatz 3 ein anderes Vorgehen wünscht. Die Vollstre- 
ckungsbehörde kann selbständig oder auf Ersuchen Maß- 
nahmen für die Sicherstellung der Beitreibung treffen, so- 
weit dies zulässig ist. Die Regelungen des § 12 bleiben un- 
berührt. 

(3) Eingehende Beitreibungsersuchen aus anderen Mit- 
gliedstaaten können auch die Beitreibung einer angefochte- 
nen Forderung oder eines angefochtenen Teilbetrags einer 
Forderung beinhalten. Ein solches Ersuchen ist durch die er- 
suchende Behörde zu begründen. Wird dem Rechtsbehelf 
später stattgegeben, haftet die ersuchende ausländische Be- 
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hörde für die Erstattung bereits beigetriebener Beträge samt 
etwaig geschuldeter Entschädigungsleistungen. 

(4) Durch die Einleitung eines Verständigungs Verfahrens, 
das auf die Höhe der beizutreibenden Forderung Auswir- 
kungen haben kann, werden die Beitreibungsmaßnahmen 
bis zum Abschluss dieses Verfahrens unterbrochen. § 23 1 
Absatz 3 und 4 der Abgabenordnung gilt entsprechend. 
Dies gilt nicht, wenn auf Grund von Betrug oder Insolvenz 
unmittelbare Dringlichkeit gegeben ist. Werden die Beitrei- 
bungsmaßnahmen unterbrochen, so ist Absatz 2 Satz 4 
und 5 anzuwenden. 

§ 14 

Ablehnungsgründe 

(1) Die in den §§ 9 bis 13 vorgesehene Amtshilfe wird 
nicht geleistet, wenn die Vollstreckung oder die Anordnung 
von Sicherungsmaßnahmen unbillig wäre oder die Forde- 
rungen insgesamt weniger als 1 500 Euro betragen. 

(2) Die in den §§ 5 bis 13, 17 und 18 vorgesehene Amts- 
hilfe wird nicht geleistet, wenn 

1. sich das ursprüngliche Ersuchen um Amtshilfe auf For- 
derungen bezieht, die älter als fünf Jahre waren; 

2. die Forderungen älter als zehn Jahre sind. Die Frist wird 

ab dem Zeitpunkt der Fälligkeit gerechnet. 

Die Frist nach Nummer 1 beginnt ab dem Zeitpunkt, zu dem 
die Forderung in dem Mitgliedstaat der ersuchenden Be- 
hörde fällig wurde, und endet zu dem Zeitpunkt, in dem das 
ursprüngliche Amtshilfeersuchen gestellt wurde. Wird ge- 
gen die Forderung oder den ursprünglichen Vollstreckungs- 
titel ein Rechtsbehelf eingelegt, beginnt für die Vollstre- 
ckung im Mitgliedstaat der ersuchenden Behörde die Fünf- 
jahresfrist ab dem Zeitpunkt, zu dem festgestellt wird, dass 
eine Anfechtung der Forderung oder des Vollstreckungs- 
titels nicht mehr möglich ist. Gewähren die zuständigen Be- 
hörden des Mitgliedstaates der ersuchenden Behörde einen 
Zahlungsaufschub oder einen Aufschub des Ratenzahlungs- 
plans, beginnt die Fünljahresfrist mit Ablauf der gesamten 
Zahlungsfrist. 

(3) Gründe für die Ablehnung eines Ersuchens um Amts- 
hilfe teilt das Verbindungsbüro dem anderen Mitgliedstaat 
mit. 

§ 15 

Verjährung 

(1) Für die Verjährung von Forderungen, hinsichtlich de- 
rer um Amtshilfe ersucht wird, sind die §§ 228 bis 232 der 
Abgabenordnung entsprechend anzuwenden. 

(2) Führt eine Behörde eines anderen Mitgliedstaates auf 
Grund eines deutschen Ersuchens Beitreibungsmaßnahmen 
durch oder lässt diese in ihrem Namen durchführen und be- 
wirken die Beitreibungsmaßnahmen nach dem Recht dieses 
Mitgliedstaates eine Hemmung oder Unterbrechung der 
Verjährung oder Verlängerung der Verjährungsfrist, so gel- 
ten die Beitreibungsmaßnahmen im Hinblick auf die Hem- 
mung oder Unterbrechung der Verjährung oder Verlänge- 
rung der Verjährungsfrist als Maßnahmen, die in Deutsch- 
land dieselbe Wirkung entfalten, sofern die §§ 228 bis 232 
der Abgabenordnung die entsprechende Wirkung vorsehen. 


(3) Ist nach dem Recht des Mitgliedstaates der ersuchten 
Behörde die Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung 
oder Verlängerung der Verjährungsfrist nicht zulässig, so 
gelten die Beitreibungsmaßnahmen als von Deutschland 
vorgenommen, sofern diese 

1 . die ersuchte Behörde durchgeführt hat oder in ihrem Na- 
men hat durchführen lassen und 

2. im Fall der Durchführung eine Hemmung oder Unterbre- 
chung der Verjährung nach den §§ 230, 231 der Abga- 
benordnung bewirkt hätten. 

(4) Die nach § 23 1 der Abgabenordnung zulässigen 
rechtlichen Maßnahmen zur Unterbrechung der Verjährung 
bleiben unberührt. 

(5) Die Vollstreckungsbehörden teilen über das Verbin- 
dungsbüro dem anderen Mitgliedstaat jede Maßnahme mit, 
die die Verjährung der Forderung, hinsichtlich derer um 
Beitreibung oder Sicherungsmaßnahmen ersucht wurde, un- 
terbricht oder hemmt. 

§ 16 

Kosten 

(1) Die Vollstreckungsbehörde bemüht sich bei den be- 
treffenden Personen, neben den in § 9 Absatz 5 genannten 
Beträgen auch die ihr nach den §§ 337 bis 346 der Abga- 
benordnung entstandenen Kosten beizutreiben, und behält 
diese ein. 

(2) Deutschland verzichtet gegenüber dem ersuchenden 
Mitgliedstaat auf jegliche Erstattung der Kosten der Amts- 
hilfe nach diesem Gesetz. In den Fällen, in denen die Bei- 
treibung besondere Probleme bereitet, sehr hohe Kosten 
verursacht oder im Rahmen der Bekämpfung der organisier- 
ten Kriminalität erfolgt, karm das in § 3 Absatz 1 genannte 
Verbindungsbüro mit der entsprechenden Behörde des ande- 
ren Mitgliedstaates einzelfallbezogen eine Erstattung ver- 
einbaren. 

(3) Deutschland haftet einem ersuchten Mitgliedstaat für 
alle Schäden aus Handlungen, die im Hinblick auf die tat- 
sächliche Begründetheit der Forderung oder auf die Wirk- 
samkeit des von der ersuchenden Behörde ausgestellten 
Vollstreckungstitels oder des Titels, der zur Ergreifung von 
Sicherungsmaßnahmen ermächtigt, für nicht angemessen 
befunden werden. 

Abschnitt 5 

Allgemeine Vorschriften 

§17 

Anwesenheit von Bediensteten anderer Mitgliedstaaten 
im Inland 

(1) Die Verbindungsbüros können zur Förderung der 
Amtshilfe gemäß der Beitreibungsrichtlinie vereinbaren, 
dass unter den von ihr festgelegten Voraussetzungen befugte 
Bedienstete des anderen Mitgliedstaates 

1 . in den Amtsräumen anwesend sein dürfen, in denen die 
deutsche Vollstreckungsbehörde ihre Tätigkeit ausübt; 

2. bei den behördlichen Ermittlungen anwesend sein dür- 
fen, die auf deutschem Hoheitsgebiet geführt werden; 

3. Gerichtsverfahren, die auf deutschem Hoheitsgebiet ge- 
führt werden, unterstützen dürfen. 
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Dabei stellt das Verbindungsbüro sicher, dass dem befugten 
Bediensteten der ersuchenden Behörde nur solche Informa- 
tionen offenbart werden, die nach § 5 Absatz 1 erteilt wer- 
den dürfen und nicht unter § 5 Absatz 2 fallen. 

(2) Zur Ausübung der Möglichkeiten nach Absatz 1 ist 
die jederzeitige Vorlage einer schriftlichen Vollmacht not- 
wendig. Aus der Vollmacht müssen die Identität und dienst- 
liche Stellung des Bediensteten der ersuchenden Behörde 
hervorgehen. 

§ 18 

Anwesenheit von deutschen Bediensteten 
in anderen Mitgliedstaaten 

Sofern die Komplexität eines Ersuchens es erfordert, 
körmen ordnungsgemäß bevollmächtigte deutsche Bediens- 
tete in andere Mitgliedstaaten entsandt werden. Die Voraus- 
setzungen und Bedingungen des § 17 gelten sinngemäß. 

§ 19 

Standardformblätter und Kommunikationsmittel 

(1) Ersuchen um Auskünfte gemäß § 5 Absatz 1, um Zu- 
stellung gemäß § 7 Absatz 1 und § 8 Absatz 1, um Beitrei- 
bung gemäß § 9 Absatz 1 und § 10 Absatz 1 oder um Siche- 
rungsmaßnahmen gemäß § 12 Absatz 1 und 3 werden je- 
weils mittels eines Standardformblatts auf elektronischem 
Weg übermittelt. Diese Formblätter werden, soweit mög- 
lich, auch für jede weitere Mitteilung im Zusammenhang 
mit dem Ersuchen verwendet. 

(2) Der einheitliche Vollstreckungstitel für die Vollstre- 
ckung im Mitgliedstaat der ersuchten Behörde und das Do- 
kument für das Ergreifen von Sicherungsmaßnahmen im 
Mitgliedstaat der ersuchenden Behörde sowie die anderen in 
§10 Absatz 3 und 4 sowie den §§12 bis 15 genarmten Do- 
kumente sind ebenfalls auf elektronischem Weg zu übermit- 
teln. 

(3) Den Standardformblättem können gegebenenfalls Be- 
richte, Bescheinigungen und andere Dokumente oder be- 
glaubigte Kopien oder Auszüge daraus beigefügt werden, 
die ebenfalls auf elektronischem Weg zu übermitteln sind. 
Auch der Informationsaustausch gemäß § 6 hat auf Stan- 
dardformblättem und in elektronischer Fonn zu erfolgen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Auskünfte und 
Unterlagen, die auf Gmnd der Anwesenheit in den Amts- 
räumen in einem anderen Mitgliedstaat oder auf Gmnd der 
Teilnahme an behördlichen Ermittlungen in einem anderen 
Mitgliedstaat gemäß § 1 8 erlangt werden. 

(5) Erfolgt die Übermittlung nicht auf elektronischem 
Weg oder auf Standardformblättem, so berührt dies nicht 
die Gültigkeit der erhaltenen Auskünfte oder der im Rah- 
men eines Ersuchens um Amtshilfe ergriffenen Maßnah- 
men. 

§20 

Sprachen 

(1) Alle Ersuchen um Amtshilfe, Standardformblätter für 
die Zustellung sowie einheitliche Vollstreckungstitel für die 
Vollstreckung werden entweder in der Amtssprache oder 
einer der Amtssprachen des Mitgliedstaates der ersuchten 
Behörde übermittelt oder es wird ihnen eine Übersetzung in 


der entsprechenden Amtssprache beigefügt. Der Umstand, 
dass bestimmte Teile davon in einer Sprache verfasst sind, 
die nicht Amtssprache oder eine der Amtssprachen des Mit- 
gliedstaates der ersuchten Behörde ist, berührt nicht deren 
Gültigkeit oder die Gültigkeit des Verfahrens, sofern es sich 
bei dieser anderen Sprache um eine zwischen den betroffe- 
nen Mitgliedstaaten vereinbarte Sprache handelt. 

(2) Die Dokumente, um deren Zustellung gemäß § 8 in 
einem anderen Mitgliedstaat ersucht wird, können in einer 
der Amtssprachen des ersuchenden Mitgliedstaates übennit- 
telt werden. 

(3) Legt die deutsche Behörde dem Ersuchen andere Do- 
kumente, als die in den Absätzen 1 und 2 genannten bei, so 
hat sie auf Verlangen der ersuchten Behörde die Überset- 
zung in die Amtssprache, in eine der Amtssprachen oder in 
eine zwischen beiden Staaten vereinbarte Sprache beizu- 
fügen. 

§21 

Weiterleitung von Auskünften und Dokumenten 

(1) Die Auskünfte, die im Rahmen der Durchführung 
dieses Gesetzes an Deutschland übermittelt werden, unter- 
liegen dem Steuergeheimnis und genießen den Schutz, den 
die Abgabenordnung für Auskünfte dieser Art gewährt. Sol- 
che Auskünfte können für Vollstreckungs- und Sicherungs- 
maßnahmen mit Bezug auf Forderungen, die unter dieses 
Gesetz fallen, verwendet werden. Sollen erhaltene Aus- 
künfte für einen anderen Zweck verwendet werden, ist die 
Genehmigung des anderen Mitgliedstaates einzuholen. 

(2) Erteilt Deutschland einem anderen Mitgliedstaat Aus- 
künfte, so gestattet es diesem auf Anfrage, die Auskünfte 
für andere als die in Absatz 1 genannten Zwecke zu verwen- 
den, wenn die Verwendung für einen vergleichbaren Zweck 
nach deutschem Recht unter Beachtung der §§ 30, 31, 31a 
und 31b der Abgabenordnung zulässig ist. 

(3) Ist die zuständige Behörde der Auffassung, dass auf 
Grund dieses Gesetzes erhaltene Auskünfte einem dritten 
Mitgliedstaat für die Zwecke des Absatzes 1 nützlich sein 
könnten, so kann sie diese Auskünfte an den dritten Mit- 
gliedstaat unter der Voraussetzung weiterleiten, dass die 
Weiterleitung im Einklang mit diesem Gesetz erfolgt. Sie 
teilt dem Mitgliedstaat, von dem die Auskünfte stammen, 
ihre Weiterleitungsabsicht mit. Stammen die Auskünfte aus 
Deutschland, so kann die Vollstreckungsbehörde innerhalb 
von zehn Arbeitstagen über das Verbindungsbüro mitteilen, 
dass sie dieser Weiterleitung nicht zustimmt. Diese Frist be- 
ginnt mit dem Tag, an dem die Mitteilung über die beab- 
sichtigte Weiterleitung bei einem Verbindungsbüro eingeht. 

(4) Die Einwilligung der Verwendung von Auskünften 
gemäß Absatz 2, die nach Absatz 3 weitergeleitet worden 
sind, darf nur durch den Mitgliedstaat erteilt werden, aus 
dem die Auskünfte stammen. 

(5) Auskünfte, die in jedweder Form im Rahmen dieses 
Gesetzes übermittelt werden, können von allen Behörden 
des Mitgliedstaates, die die Auskünfte erhalten, auf der glei- 
chen Grundlage wie vergleichbare Auskünfte, die in diesem 
Staat erlangt wurden, angeführt oder als Beweismittel ver- 
wendet werden. 
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Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

§22 

Anwendung anderer Abkommen zur Unterstützung 
bei der Beitreibung 

(1) Dieses Gesetz gilt unbeschadet der Erfüllung von 
Verpflichtungen zur Leistung von Amtshilfe in größerem 
Umfang, die sich aus bilateralen oder multilateralen Über- 
einkünften oder Vereinbarungen ergeben. Das gilt auch für 
die Zustellung gerichtlicher oder sonstiger Dokumente. 

(2) Auch in diesen Fällen können das elektronische Kom- 
munikationsnetz und die Standardformblätter im Sinne des 
§19 genutzt werden. 

Artikel 2 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
karmtmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. 1 S. 3366, 
3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. April 
2011 (BGBl. 1 S. 554) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 38b wird wie folgt gefasst: 

„§ 38b Lohnsteuerklassen, Zahl der Kinderfreibe- 
träge“. 

b) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

„§ 39 Lohnsteuerabzugsmerkmale“. 

c) Die Angabe zu § 39b wird wie folgt gefasst: 

„§ 39b Einbehaltung der Lohnsteuer“. 

d) Die Angabe zu § 39c wird wie folgt gefasst: 

„§ 39c Einbehaltung der Lohnsteuer ohne Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale“. 

e) Die Angabe zu § 39d wird wie folgt gefasst: 

„§ 39d (weggefallen)“. 

f) Die Angabe zu § 39e wird wie folgt gefasst: 

„§ 39e Verfahren zur Bildung und Anwendung der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale“. 

g) Die Angabe zu § 52b wird wie folgt gefasst: 

„§ 52b (weggefallen)“. 

2. Nach § 3 Nummer 8 wird folgende Nummer 8a einge- 
fügt: 

„8a. Renten wegen Alters und Renten wegen verminder- 
ter Erwerbsfähigkeit aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung, die an Verfolgte im Sinne des § 1 des 
Bundesentschädigimgsgesetzes gezahlt werden, wenn 
rentenrechtliche Zeiten auf Grund der Verfolgung in 
der Rente enthalten sind. Renten wegen Todes aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung, wenn der ver- 
storbene Versicherte Verfolgter im Sinne des § 1 des 
Bundesentschädigungsgesetzes war und wenn ren- 
tenrechtliche Zeiten auf Grund der Verfolgung in 
dieser Rente enthalten sind.“ 


3. ln § 10a Absatz 3 Satz 2 wird der abschließende Punkt 
durch die Wörter „ ; der Höchstbetrag nach Absatz 1 
Satz 1 erhöht sich in diesem Fall um 60 Euro.“ ersetzt. 

4. ln § 10b Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter „Richtlinie 
2008/55/EG des Rates vom 26. Mai 2008 über die ge- 
genseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forde- 
rungen in Bezug auf bestimmte Abgaben, Zölle, Steuern 
und sonstige Maßnahmen (ABI. L 150 vom 10.6.2008, 

S. 28)“ durch das Wort „Beitreibungsrichtlinie“ ersetzt. 

5. ln § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d werden 
nach den Wörtern „§ 2 Absatz la des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch“ die Wörter „oder einen Internationa- 
len Jugendfreiwilligendienst im Sinne der Richtlinie des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend vom 20. Dezember 2010 (GMBl S. 1778)“ ein- 
gefügt. 

6. ln § 36 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „von Forde- 
rungen in Bezug auf bestimmte Abgaben, Zölle, Steuern 
und sonstige Maßnahmen (ABI. L 150 vom 10.6.2008, 
S. 28)“ durch die Wörter „im Sinne der Beitreibungs- 
richtlinie“ ersetzt. 

7. ln § 38a Absatz 4 werden die Wörter „Ausstellung von 
entsprechenden Lohnsteuerkarten (§ 39) sowie Feststel- 
lung von Freibeträgen und Hinzurechnungsbeträgen 
(§ 39a)“ durch die Wörter „Feststellung von Freibeträ- 
gen und Hinzurechnungsbeträgen (§ 39a) sowie Bereit- 
stellung von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkma- 
len (§ 39e) oder Ausstellung von entsprechenden Be- 
scheinigungen für den Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3 
und § 39e Absatz 7 und 8)“ ersetzt. 

8. § 38b wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 38b 

Lohnsteuerklassen, Zahl der Kinderfreibeträge“. 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wird wie 
folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „unbeschränkt ein- 
kommensteuerpflichtige“ gestrichen. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. ln die Steuerklasse! gehören Arbeit- 
nehmer, die 

a) unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtig und 

aa) ledig sind, 

bb) verheiratet, verwitwet oder ge- 
schieden sind und bei denen 
die Voraussetzungen für die 
Steuerklasse 111 oder IV nicht 
erfüllt sind; oder 

b) beschränkt einkommensteuerpflich- 
tig sind;“. 

bbb) ln Nummer 2 wird die Angabe „Num- 
mer 1“ durch die Wörter „Nummer 1 Buch- 
stabe a“ ersetzt. 
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ccc) ln Nummer 6 werden die Wörter „und wei- 
teren Dienstverhältnis“ durch die Wörter 
„und einem weiteren Dienstverhältnis so- 
wie in den Fällen des § 39c“ ersetzt. 

c) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefugt: 

„(2) Für ein minderjähriges und nach § 1 Absatz 1 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtiges Kind im 
Sirme des § 32 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3 
werden bei der Anwendung der Steuerklassen 1 
bis IV die Kinderfreibeträge als Lohnsteuerabzugs- 
merkmal nach § 39 Absatz 4 wie folgt berücksichtigt: 

1. mit Zähler 0,5, werm dem Arbeitnehmer der Kin- 
derfreibetrag nach § 32 Absatz 6 Satz 1 zusteht, 
oder 

2. mit Zähler 1, weim dem Arbeitnehmer der Kin- 
derfreibetrag zusteht, weil 

a) die Voraussetzungen des § 32 Absatz 6 Satz 2 
vorliegen oder 

b) der andere Eltemteil vor dem Beginn des Ka- 
lenderjahres verstorben ist oder 

c) der Arbeitnehmer allein das Kind angenom- 
men hat. 

Soweit dem Arbeitnehmer Kinderfreibeträge nach 
§ 32 Absatz 1 bis 6 zustehen, die nicht nach Satz 1 
berücksichtigt werden, ist die Zahl der Kinderfreibe- 
träge auf Antrag vorbehaltlich des § 39a Absatz 1 
Nummer 6 zu Grunde zu legen, ln den Fällen des 
Satzes 2 können die Kinderfreibeträge für mehrere 
Jahre gelten, wenn nach den tatsächlichen Verhältnis- 
sen zu erwarten ist, dass die Voraussetzungen beste- 
hen bleiben. Bei Anwendung der Steuerklassen 111 
und IV sind auch Kinder des Ehegatten bei der Zahl 
der Kinderfreibeträge zu berücksichtigen. Der Antrag 
kann nur nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
gestellt werden. 

(3) Auf Antrag des Arbeitnehmers kann abwei- 
chend von Absatz 1 oder 2 eine für ihn ungünstigere 
Steuerklasse oder geringere Zahl der Kinderfreibe- 
träge als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildet werden. 
Dieser Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zu stellen und vom Arbeitnehmer eigen- 
händig zu unterschreiben.“ 

9. § 39 wird wie folgt gefasst: 

„§39 

Lohnsteuerabzugsmerkmale 

(1) Für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs wer- 
den auf Veranlassung des Arbeitnehmers Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale gebildet (§ 39a Absatz 1 und 4, § 39e 
Absatz 1 in Verbindung mit § 39e Absatz 4 Satz 1 und 
nach § 39e Absatz 8). Soweit Lohnsteuerabzugsmerk- 
male nicht nach § 39e Absatz 1 Satz 1 automatisiert ge- 
bildet werden oder davon abweichend zu bilden sind, ist 
das Finanzamt für die Bildung der Lohnsteuerabzugs- 
merkmale nach den §§ 38b und 39a und die Bestimmung 
ihrer Geltungsdauer zuständig. Für die Bildung der 
Lohnsteuerabzugsmerkmale sind die von den Meldebe- 
hörden nach § 39e Absatz 2 Satz 2 mitgeteilten Daten 
vorbehaltlich einer nach Satz 2 abweichenden Bildung 


durch das Finanzamt bindend. Die Bildung der Lohn- 
steuerabzugsmerkmale ist eine gesonderte Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen im Sinne des § 179 
Absatz 1 der Abgabenordnung, die unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung steht. Die Bildung und die Änderung 
der Lohnsteuerabzugsmerkmale sind dem Arbeitnehmer 
bekannt zu geben. Die Bekanntgabe richtet sich nach 
§119 Absatz 2 der Abgabenordnung und § 39e Absatz 6. 
Der Bekarmtgabe braucht keine Belehrung über den zu- 
lässigen Rechtsbehelf beigefügt zu werden. Ein schrift- 
licher Bescheid mit einer Belehrung über den zulässigen 
Rechtsbehelf ist jedoch zu erteilen, wenn einem Antrag 
des Arbeitnehmers auf Bildung oder Änderung der 
Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht oder nicht in vollem 
Umfang entsprochen wird oder der Arbeitnehmer die Er- 
teilung eines Bescheids beantragt. Vorbehaltlich des 
Absatzes 5 ist § 153 Absatz 2 der Abgabenordnung nicht 
anzuwenden. 

(2) Für die Bildung und die Änderung der Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale nach Absatz 1 Satz 2 des nach § 1 
Absatz 1 unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Ar- 
beitnehmers ist das Wohnsitzfmanzamt im Sinne des 
§ 1 9 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Abgabenordnung und in 
den Fällen des Absatzes 4 Nummer 5 das Betriebsstät- 
tenfmanzamt nach § 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zu- 
ständig. Ist der Arbeitnehmer nach § 1 Absatz 2 unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtig, nach § 1 Absatz 3 
als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig zu behan- 
deln oder beschränkt einkommensteuerpflichtig, ist das 
Betriebsstättenfmanzamt für die Bildung und die Ände- 
rung der Lohnsteuerabzugsmerkmale zuständig. Ist der 
nach § 1 Absatz 3 als unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtig zu behandelnde Arbeitnehmer gleichzeitig bei 
mehreren inländischen Arbeitgebern tätig, ist für die Bil- 
dung der weiteren Lohnsteuerabzugsmerkmale das Be- 
triebsstättenfmanzamt zuständig, das erstmals Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale gebildet hat. Bei Ehegatten, die beide 
Arbeitslohn von inländischen Arbeitgebern beziehen, ist 
das Betriebsstättenfmanzamt des älteren Ehegatten zu- 
ständig. 

(3) Wurde einem Arbeitnehmer in den Fällen des Ab- 
satzes 2 Satz 2 keine Identifikationsnummer zugeteilt, 
hat ihm das Betriebsstättenfmanzamt auf seinen Antrag 
hin eine Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug auszu- 
stellen. In diesem Fall tritt an die Stelle der Identifika- 
tionsnummer das vom Finanzamt gebildete lohnsteuer- 
liche Ordnungsmerkmal nach § 41b Absatz 2 Satz 1 
und 2. Die Bescheinigung der Steuerklasse I kaim auch 
der Arbeitgeber beantragen, wenn dieser den Antrag 
nach Satz 1 im Namen des Arbeitnehmers stellt. Diese 
Bescheinigung ist als Beleg zum Lohnkonto zu nehmen 
und während des Dienstverhältnisses, längstens bis zum 
Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres, aufzubewahren. 

(4) Lohnsteuerabzugsmerkmale sind 

1. Steuerklasse (§ 38b Absatz 1) und Faktor (§ 39f), 

2. Zahl der Kinderfreibeträge bei den Steuerklassen I 

bis IV (§ 38b Absatz 2), 

3. Freibetrag und Hinzurechnungsbetrag (§ 39a), 

4. Höhe der Beiträge für eine private Krankenversiche- 
rung und für eine private Pflege-Pflichtversicherung 
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(§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe d) für 
die Dauer von zwölf Monaten, wenn der Arbeitneh- 
mer dies beantragt, 

5. Mitteilung, dass der von einem Arbeitgeber gezahlte 
Arbeitslohn nach einem Abkommen zur Venneidung 
der Doppelbesteuerung von der Lohnsteuer freizu- 
stellen ist, wenn der Arbeitnehmer oder der Arbeitge- 
ber dies beantragt. 

(5) Treten bei einem Arbeitnehmer die Voraussetzun- 
gen für eine für ihn ungünstigere Steuerklasse oder ge- 
ringere Zahl der Kinderfreibeträge ein, ist der Arbeitneh- 
mer verpflichtet, dem Finanzamt dies mitzuteilen und 
die Steuerklasse und die Zahl der Kinderfreibeträge um- 
gehend ändern zu lassen. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Voraussetzungen für die Berücksichtigung des Ent- 
lastungsbetrags für Alleinerziehende, für die die 
Steuerklasse 11 zur Anwendung kommt, entfallen. Eine 
Mitteilung ist nicht erforderlich, werm die Abweichung 
einen Sachverhalt betrifft, der zu einer Änderung der 
Daten führt, die nach § 39e Absatz 2 Satz 2 von den 
Meldebehörden zu übermitteln sind. Kommt der Arbeit- 
nehmer seiner Verpflichtung nicht nach, ändert das 
Finanzamt die Steuerklasse und die Zahl der Kinderfrei- 
beträge von Amts wegen. Unterbleibt die Änderung der 
Lohnsteuerabzugsmerkmale, hat das Finanzamt zu we- 
nig erhobene Lohnsteuer vom Arbeitnehmer nachzufor- 
dem, wenn diese 10 Euro übersteigt. 

(6) Ändern sich die Voraussetzungen für die Steuer- 
klasse oder für die Zahl der Kinderfreibeträge zu Guns- 
ten des Arbeitnehmers, kann dieser beim Finanzamt die 
Änderung der Lohnsteuerabzugsmerkmale beantragen. 
Die Änderung ist mit Wirkung von dem ersten Tag des 
Monats an vorzunehmen, in dem erstmals die Vorausset- 
zungen für die Änderung Vorlagen. Ehegatten, die beide 
in einem Dienstverhältnis stehen, körmen einmalig im 
Laufe des Kalenderjahres beim Finanzamt die Änderung 
der Steuerklassen beantragen. Dies gilt unabhängig von 
der automatisierten Bildung der Steuerklassen nach 
§ 39e Absatz 3 Satz 3 sowie einer von den Ehegatten ge- 
wünschten Änderung dieser automatisierten Bildung. Das 
Finanzamt hat eine Änderung nach Satz 3 mit Wirkung 
vom Beginn des Kalendermonats vorzunehmen, der auf 
die Antragstellung folgt. Für eine Berücksichtigung der 
Änderung im laufenden Kalenderjahr ist der Antrag nach 
Satz 1 oder 3 spätestens bis zum 30. November zu stel- 
len. 

(7) Wird ein unbeschränkt einkommensteuerpflichti- 
ger Arbeitnehmer beschränkt eirrkommensteuerpflichtig, 
hat er dies dem Finanzamt unverzüglich mitzuteilen. Das 
Finanzamt hat die Lohnsteuerabzugsmerkmale vom 
Zeitpunkt des Eintritts der beschränkten Einkommen- 
steuerpflicht an zu ändern. Absatz 1 Satz 5 und 6 gilt 
entsprechend. Unterbleibt die Mitteilung, hat das Fi- 
nanzamt zu wenig erhobene Lohnsteuer vom Arbeitneh- 
mer nachzufordem, wenn diese 10 Euro übersteigt. 

(8) Der Arbeitgeber darf die Lohnsteuerabzugsmerk- 
male nur für die Einbehaltung der Lohn- und Kirchen- 
steuer verwenden. Er darf sie ohne Zustimmung des Ar- 
beitnehmers nur offenbaren, soweit dies gesetzlich zuge- 
lassen ist. 


(9) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig entgegen Absatz 8 ein Lohnsteuermerkmal 
verwendet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.“ 

10. § 39a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Satzteil vor Nummer 1 wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Auf Antrag des unbeschränkt einkommen- 
steuerpflichtigen Arbeitnehmers ermittelt das 
Finanzamt die Höhe eines vom Arbeitslohn 
insgesamt abzuziehenden Freibetrags aus der 
Summe der folgenden Beträge:“. 

bb) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit für diese Kinder Kinderfreibe- 
träge nach § 38b Absatz 2 berücksichtigt 
worden sind, ist die Zahl der Kinderfrei- 
beträge entsprechend zu vermindern,“. 

bbb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, den 
nach Satz 1 ermittelten Freibetrag ändern 
zu lassen, wenn für das Kind ein Kinder- 
freibetrag nach § 38b Absatz 2 berück- 
sichtigt wird,“. 

cc) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. ein Betrag für ein zweites oder ein weiteres 
Dienstverhältnis insgesamt bis zur Höhe 
des auf volle Euro abgerundeten zu ver- 
steuernden Jahresbetrags nach § 39b 
Absatz 2 Satz 5, bis zu dem nach der Steu- 
erklasse des Arbeitnehmers, die für den 
Lohnsteuerabzug vom Arbeitslohn aus dem 
ersten Dienstverhältnis anzuwenden ist, 
Lohnsteuer nicht zu erheben ist. Vorausset- 
zung ist, dass 

a) der Jahresarbeitslohn aus dem ersten 
Dienstverhältnis geringer ist als der 
nach Satz 1 maßgebende Eingangsbe- 
trag und 

b) in Höhe des Betrags für ein zweites 
oder ein weiteres Dienstverhältnis zu- 
gleich für das erste Dienstverhältnis ein 
Betrag ermittelt wird, der dem Arbeits- 
lohn hinzuzurechnen ist (Hinzurech- 
nungsbetrag). 

Soll für das erste Dienstverhältnis auch ein 
Freibetrag nach den Nummern 1 bis 6 
und 8 ermittelt werden, ist nur der diesen 
Freibetrag übersteigende Betrag als Hinzu- 
rechnungsbetrag zu berücksichtigen. Ist der 
Freibetrag höher als der Hinzurechnungs- 
betrag, ist nur der den Hinzurechnungsbe- 
trag übersteigende Freibetrag zu berück- 
sichtigen,“. 
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dd) Folgender Satz wird angefugt: 

„Der insgesamt abzuziehende Freibetrag und 
der Hinzurechnungsbetrag gelten mit Aus- 
nahme des Satzes 1 der Nummer 4 für die ge- 
samte Dauer des Kalenderjahres.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 bis 3 werden durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Der Antrag nach Absatz 1 ist nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck zu stellen und 
vom Arbeitnehmer eigenhändig zu unterschrei- 
ben. Die Frist für die Antragstellung beginnt 
am 1. Oktober des Vorjahres, für das der Frei- 
betrag gelten soll. Sie endet am 30. November 
des Kalenderjahres, in dem der Freibetrag gilt.“ 

bb) ln Satz 4 werden die Wörter „Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 und 8“ durch die Wörter 
„Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 8“ er- 
setzt. 

cc) Die Sätze 5 bis 8 werden durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Das Finanzamt kann auf nähere Angaben des 
Arbeitnehmers verzichten, wenn er 

1. höchstens den Freibetrag beantragt, der für 
das vorangegangene Kalenderjahr ennittelt 
wurde, und 

2. versichert, dass sich die maßgebenden Ver- 
hältnisse nicht wesentlich geändert haben. 

Das Finanzamt hat den Freibetrag durch Auf- 
teilung in Monatsfreibeträge, falls erforderlich 
in Wochen- und Tagesfreibeträge, jeweils auf 
die der Antragstellung folgenden Monate des 
Kalenderjahres gleichmäßig zu verteilen. Ab- 
weichend hiervon darf ein Freibetrag, der im 
Monat Januar eines Kalenderjahres beantragt 
wird, mit Wirkung vom 1. Januar dieses Kalen- 
derjahres an berücksichtigt werden. Ist der 
Arbeitnehmer beschränkt einkommensteuer- 
pflichtig, hat das Finanzamt den nach Absatz 4 
ermittelten Freibetrag durch Aufteilung in Mo- 
natsbeträge, falls erforderlich in Wochen und 
Tagesbeträge, jeweils auf die voraussichtliche 
Dauer des Dienstverhältnisses im Kalenderjahr 
gleichmäßig zu verteilen. Die Sätze 5 bis 8 
gelten für den Hinzurechnungsbetrag nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 entsprechend.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird jeweils die Angabe „Absatz 1“ 
durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die nach Satz 1 ermittelte Summe ist je zur 
Hälfte auf die Ehegatten aufzuteilen, weim für 
jeden Ehegatten Lohnsteuerabzugsmerkmale 
gebildet werden und die Ehegatten keine an- 
dere Aufteilung beantragen.“ 


cc) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Für eine andere Aufteilung gilt Absatz 1 
Satz 2 entsprechend.“ 

dd) Im neuen Satz 5 werden die Wörter „die Lohn- 
steuerkarte“ durch die Wörter „der Freibetrag“ 
ersetzt. 

d) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 

„(4) Für einen beschränkt einkommensteuer- 
pflichtigen Arbeitnehmer, für den § 50 Absatz 1 
Satz 4 anzuwenden ist, ermittelt das Finanzamt auf 
Antrag einen Freibetrag, der vom Arbeitslohn ins- 
gesamt abzuziehen ist, aus der Summe der folgen- 
den Beträge: 

1. Werbungskosten, die bei den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit anfallen, soweit sie den 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Num- 
mer 1 Buchstabe a) oder bei Versorgungsbe- 
zügen den Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe b) übersteigen, 

2. Sonderausgaben im Sinne des § 10b, soweit sie 
den Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10c) über- 
steigen, und die wie Sonderausgaben abziehba- 
ren Beträge nach § lOe oder § lOi, jedoch erst 
nach Fertigstellung oder Anschaffung des be- 
günstigten Objekts oder nach Fertigstellung der 
begünstigten Maßnahme, 

3. den Freibetrag oder den Hinzurechnungsbetrag 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 7. 

Der Antrag kann nur nach amtlich vorgeschriebe- 
nem Vordruck bis zum Ablauf des Kalenderjahres 
gestellt werden, für das die Lohnsteuerabzugsmerk- 
male gelten. 

(5) Ist zuwenig Lohnsteuer erhoben worden, weil 
ein Freibetrag unzutreffend als Lohnsteuerabzugs- 
merkmal ermittelt worden ist, hat das Finanzamt 
den Fehlbetrag vom Arbeitnehmer nachzufordem, 
wenn er 10 Euro übersteigt.“ 

11. § 39b wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 39b 

Einbehaltung der Lohnsteuer“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bei unbeschränkt und beschränkt einkom- 
mensteuerpflichtigen Arbeitnehmern hat der Ar- 
beitgeber den Lohnsteuerabzug nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 6 durchzuführen.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Außerdem ist der hochgerechnete Jahresar- 
beitslohn um einen etwaigen als Lohnsteuerab- 
zugsmerkmal für den Lohnzahlungszeitraum 
mitgeteilten Freibetrag (§ 39a Absatz 1) oder 
Hinzurechnungsbetrag (§ 39a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 7), vervielfältigt unter siimgemäßer 
Anwendung von Satz 2, zu vemiindern oder zu 
erhöhen.“ 
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bb) ln Satz 8 werden die Wörter „auf der Lohn- 
steuerkarte eingetragene“ durch die Wörter 
„als Lohnsteuerabzugsmerkmal mitgeteilte“ er- 
setzt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 3 werden die Wörter „sowie nach Maß- 
gabe der Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 
um einen etwaigen Jahresfreibetrag zu vermin- 
dern und um einen etwaigen Jahreshinzurech- 
nungsbetrag zu erhöhen“ durch die Wörter 
„sowie um einen etwaigen als Lohnsteuerab- 
zugsmerkmal mitgeteilten Jahresfreibetrag zu 
vermindern und um einen etwaigen Jahreshin- 
zurechnungsbetrag zu erhöhen“ ersetzt. 

bb) Satz 7 wird wie folgt gefasst: 

„Für die Lohnsteuerberechnung ist die als 
Lohnsteuerabzugsmerkmal mitgeteilte Steuer- 
klasse maßgebend.“ 

e) Absatz 6 wird aufgehoben. 

f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 6. 

12. § 39c wird wie folgt gefasst: 

„§ 39c 

Einbehaltung der Lohnsteuer ohne Lohnsteuerabzugs- 
merkmale 

(1) Solange der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber zum 
Zweck des Abrufs der elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale (§ 39e Absatz 4 Satz 1) die ihm zuge- 
teilte Identifikationsnummer sowie den Tag der Geburt 
schuldhaft nicht mitteilt oder das Bundeszentralamt für 
Steuern die Mitteilung elektronischer Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale ablehnt, hat der Arbeitgeber die Lohn- 
steuer nach Steuerklasse VI zu ermitteln. Kaim der Ar- 
beitgeber die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male wegen technischer Störungen nicht abrufen oder 
hat der Arbeitnehmer die fehlende Mitteilung der ihm 
zuzuteilenden Identifikationsnummer nicht zu vertre- 
ten, hat der Arbeitgeber für die Lohnsteuerberechnung 
die voraussichtlichen Lohnsteuerabzugsmerkmale im 
Sinne des § 38b längstens für die Dauer von drei Ka- 
lendermonaten zu Grunde zu legen. Hat nach Ablauf 
der drei Kalendennonate der Arbeitnehmer die Identi- 
fikationsnummer sowie den Tag der Geburt nicht mit- 
geteilt, ist rückwirkend Satz 1 anzuwenden. Sobald 
dem Arbeitgeber die elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale vorliegen, sind die Lohnsteuerermitt- 
lungen für die vorangegangenen Monate zu überprüfen 
und, falls erforderlich, zu ändern. Diese Änderungen 
köimen nur für bis zu drei zurückliegende Kalender- 
monate durchgeführt werden. Die zu wenig oder zu 
viel einbehaltene Lohnsteuer ist jeweils bei der nächs- 
ten Lohnabrechnung auszugleichen. 

(2) Ist ein Antrag nach § 39 Absatz 3 Satz 1 oder 
§ 39e Absatz 8 nicht gestellt, hat der Arbeitgeber die 
Lohnsteuer nach Steuerklasse VI zu ermitteln. Legt der 
Arbeitnehmer binnen sechs Wochen nach Eintritt in 
das Dienstverhältnis oder nach Beginn des Kalender- 
jahres eine Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
vor, ist Absatz 1 Satz 4 und 5 sinngemäß anzuwenden. 


(3) In den Fällen des § 38 Absatz 3a Satz 1 kaim der 
Dritte die Lohnsteuer für einen sonstigen Bezug mit 
20 Prozent unabhängig von den Lohnsteuerabzugs- 
merkmalen des Arbeitnehmers ermitteln, wenn der 
maßgebende Jahresarbeitslohn nach § 39b Absatz 3 
zuzüglich des sonstigen Bezugs 10 000 Euro nicht 
übersteigt. Bei der Feststellung des maßgebenden Jah- 
resarbeitslohns sind nur die Lohnzahlungen des Dritten 
zu berücksichtigen.“ 

13. § 39d wird aufgehoben. 

14. § 39e wird wie folgt gefasst: 

„§ 39e 

Verfahren zur Bildung und Anwendung der elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale 

(1) Das Bundeszentralamt für Steuern bildet für 
jeden Arbeitnehmer grundsätzlich automatisiert die 
Steuerklasse und für die bei den Steuerklassen I bis IV 
zu berücksichtigenden Kinder die Zahl der Kinderfrei- 
beträge nach § 38b Absatz 2 Satz 1 als Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale (§ 39 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 
und 2); für Änderungen gilt § 39 Absatz 2 entspre- 
chend. Soweit das Finanzamt Lohnsteuerabzugsmerk- 
male nach § 39 bildet, teilt es sie dem Bundeszentral- 
amt für Steuern zum Zweck der Bereitstellung für den 
automatisierten Abruf durch den Arbeitgeber mit. 
Lohnsteuerabzugsmerkmale sind frühestens bereitzu- 
stellen mit Wirkung von Beginn des Kalenderjahres an, 
für das sie anzuwenden sind, jedoch nicht für einen 
Zeitpunkt vor Beginn des Dienstverhältnisses. 

(2) Das Bundeszentralamt für Steuern speichert zum 
Zweck der Bereitstellung automatisiert abrufbarer 
Lohnsteuerabzugsmerkmale für den Arbeitgeber die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale unter Angabe der Identifi- 
kationsnummer sowie für jeden Steuerpflichtigen fol- 
gende Daten zu den in § 139b Absatz 3 der Abgaben- 
ordnung genannten Daten hinzu: 

1 . rechtliche Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden 
Religionsgemeinschaft sowie Datum des Eintritts 
und Austritts, 

2. melderechtlichen Familienstand sowie den Tag der 
Begründung oder Auflösung des Familienstands 
und bei Verheirateten die Identifikationsnummer 
des Ehegatten, 

3. Kinder mit ihrer Identifikationsnummer. 

Die nach Landesrecht für das Meldewesen zuständigen 
Behörden (Meldebehörden) haben dem Bundeszentral- 
amt für Steuern unter Angabe der Identifikationsnum- 
mer und des Tages der Geburt die in Satz 1 Nummer 1 
bis 3 bezeichneten Daten und deren Änderungen im 
Melderegister mitzuteilen. In den Fällen des Satzes 1 
Nummer 3 besteht die Mitteilungspflicht nur, wenn das 
Kind mit Hauptwohnsitz oder alleinigem Wohnsitz im 
Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde gemeldet ist 
und solange das Kind das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. Sofern die Identifikationsnummer noch 
nicht zugeteilt wurde, teilt die Meldebehörde die Daten 
unter Angabe des Vorläufigen Bearbeitungsmerkmals 
nach § 139b Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung mit. 
Für die Datenübermittlung gilt § 6 Absatz 2a der Zwei- 
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ten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung vom 
31. Juli 1995 (BGBl. 1 S. 1011), die zuletzt durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 11. März 2011 (BGBl. 1 
S. 325) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend. 

(3) Das Bundeszentralamt für Steuern hält die Iden- 
tifikationsnummer, den Tag der Geburt, Merkmale für 
den Kirchensteuerabzug und die Lohnsteuerabzugs- 
merkmale des Arbeitnehmers nach § 39 Absatz 4 zum 
unentgeltlichen automatisierten Abruf durch den Ar- 
beitgeber nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
bereit (elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale). Be- 
zieht ein Arbeitnehmer nebeneinander von mehreren 
Arbeitgebern Arbeitslohn, sind für jedes weitere 
Dienstverhältnis elektronische Lohnsteuerabzugsmerk- 
male zu bilden. Haben Arbeitnehmer im Laufe des Ka- 
lenderjahres geheiratet, gilt für die automatisierte Bil- 
dung der Steuerklassen Folgendes: 

1 . Steuerklasse 111 ist zu bilden, wenn die Vorausset- 
zungen des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa vorliegen; 

2. für beide Ehegatten ist Steuerklasse IV zu bilden, 
wenn die Voraussetzungen des § 38b Absatz 1 Satz 2 
Nummer 4 vorliegen. 

Das Bundeszentralamt für Steuern führt die elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale des Arbeitnehmers 
zum Zweck ihrer Bereitstellung nach Satz 1 mit der 
Wirtschafts-Identifikationsnummer (§ 139c der Abga- 
benordnung) des Arbeitgebers zusammen. 

(4) Der Arbeitnehmer hat jedem seiner Arbeitgeber 
bei Eintritt in das Dienstverhältnis zum Zweck des Ab- 
rufs der Lohnsteuerabzugsmerkmale mitzuteilen, 

1. wie die Identifikationsnummer sowie der Tag der 
Geburt lauten, 

2. ob es sich um das erste oder ein weiteres Dienstver- 
hältnis handelt (§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 6) 
und 

3. ob und in welcher Höhe ein nach § 39a Absatz 1 
Satz 1 Nummer 7 festgestellter Freibetrag abgeru- 
fen werden soll. 

Der Arbeitgeber hat bei Beginn des Dienstverhältnis- 
ses die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale für 
den Arbeitnehmer beim Bundeszentralamt für Steuern 
durch Datenfernübertragung abzurufen und sie in das 
Lohnkonto für den Arbeitnehmer zu übernehmen. Für 
den Abruf der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male hat sich der Arbeitgeber zu authentifizieren und 
seine Wirtschafts-Identifikationsnummer, die Daten 
des Arbeitnehmers nach Satz 1 Nummer 1 und 2, den 
Tag des Beginns des Dienstverhältnisses und etwaige 
Angaben nach Satz 1 Nummer 3 mitzuteilen. Zur Plau- 
sibilitätsprüfüng der Identifikationsnummer hält das 
Bundeszentralamt für Steuern für den Arbeitgeber ent- 
sprechende Regeln bereit. Der Arbeitgeber hat den Tag 
der Beendigung des Dienstverhältnisses unverzüglich 
dem Bundeszentralamt für Steuern durch Datenfern- 
übertragung mitzuteilen. Beauftragt der Arbeitgeber 
einen Dritten mit der Durchführung des Lohnsteuer- 
abzugs, hat sich der Dritte für den Datenabruf zu au- 


thentifizieren und zusätzlich seine Wirtschafts-Identifi- 
kationsnummer mitzuteilen. 

(5) Die abgerufenen elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale sind vom Arbeitgeber für die Durchfüh- 
rung des Lohnsteuerabzugs des Arbeitnehmers anzu- 
wenden, bis 

1. ihm das Bundeszentralamt für Steuern geänderte 
elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale zum Ab- 
rufbereitstellt oder 

2. der Arbeitgeber dem Bundeszentralamt für Steuern 
die Beendigung des Dienstverhältnisses mitteilt. 

Sie sind in der üblichen Lohnabrechnung anzugeben. 
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die vom Bundeszen- 
tralamt für Steuern bereitgestellten Mitteilungen und 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale monatlich 
anzufragen und abzurufen. 

(6) Gegenüber dem Arbeitgeber gelten die Lohn- 
steuerabzugsmerkmale (§39 Absatz 4) mit dem Abruf 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale als be- 
karmt gegeben. Einer Rechtsbehelfsbelehrung bedarf 
es nicht. Die Lohnsteuerabzugsmerkmale gelten ge- 
genüber dem Arbeitnehiuer als bekannt gegeben, so- 
bald der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer den Ausdruck 
der Lohnabrechnung mit den nach Absatz 5 Satz 1 
zweiter Halbsatz darin ausgewiesenen elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen ausgehändigt oder elek- 
tronisch bereitgestellt hat. Die elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale sind dem Steuerpflichtigen auf 
Antrag vom zuständigen Finanzamt mitzuteilen oder 
elektronisch bereitzustellen. Wird dem Arbeitnehmer 
bekannt, dass die elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale zu seinen Gunsten von den nach § 39 zu bil- 
denden Lohnsteuerabzugsmerkmalen abweichen, ist er 
verpflichtet, dies dem Finanzamt unverzüglich luitzu- 
teilen. Der Steuerpflichtige kann beim zuständigen 
Finanzamt 

1. den Arbeitgeber benennen, der zum Abruf von 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen be- 
rechtigt ist (Positivliste) oder nicht berechtigt ist 
(Negativliste). Hierfür hat der Arbeitgeber dem Ar- 
beitnehmer seine Wirtschafts-Identifikationsnum- 
mer mitzuteilen. Für die Verwendung der Wirt- 
schafts-Identifikationsnummer gelten die Schutz- 
vorschriften des § 39 Absatz 8 und 9 sinngemäß; 
oder 

2. die Bildung oder die Bereitstellung der elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale allgemein sper- 
ren oder allgemein freischalten lassen. 

Macht der Steuerpflichtige von seinem Recht nach 
Satz 6 Gebrauch, hat er die Positivliste, die Negativ- 
liste, die allgemeine Sperrung oder allgemeine Frei- 
schaltung in einem bereitgestellten elektronischen Ver- 
fahren oder nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
dem Finanzamt zu übermitteln. Werden wegen einer 
Sperrung nach Satz 6 einem Arbeitgeber, der Daten ab- 
rufen möchte, keine elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale bereitgestellt, wird dem Arbeitgeber die 
Sperrung mitgeteilt und dieser hat die Lohnsteuer nach 
Steuerklasse VI zu ermitteln. 
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(7) Auf Antrag des Arbeitgebers kann das Betriebs- 
stättenfmanzamt zur Vermeidung unbilliger Härten zu- 
lassen, dass er nicht am AbrufVerfahren teilnimmt. 
Dem Antrag eines Arbeitgebers ohne maschinelle 
Lohnabrechnung, der ausschließlich Arbeitnehmer im 
Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung in seinem 
Privathaushalt im Sinne des § 8a des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch beschäftigt, ist stattzugeben. Der Ar- 
beitgeber hat dem Antrag unter Angabe seiner Wirt- 
schafts-Identifikationsnummer ein Verzeichnis der be- 
schäftigten Arbeitnehmer mit Angabe der jeweiligen 
Identifikationsnummer und des Tages der Geburt des 
Arbeitnehmers beizufügen. Der Antrag ist nach amt- 
lich vorgeschriebenem Vordruck jährlich zu stellen und 
vom Arbeitgeber zu unterschreiben. Das Betriebsstät- 
tenfinanzamt übermittelt dem Arbeitgeber für die 
Durchführung des Lohnsteuerabzugs für ein Kalender- 
jahr eine arbeitgeberbezogene Bescheinigung mit den 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen des Arbeitnehmers (Be- 
scheinigung für den Lohnsteuerabzug) sowie etwaige 
Änderungen. Diese Bescheinigung sowie die Ände- 
rungsmitteilungen sind als Belege zum Lohnkonto zu 
nehmen und bis zum Ablauf des Kalenderjahres aufzu- 
bewahren. Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 Satz 3 gelten 
entsprechend. Der Arbeitgeber hat den Tag der Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses unverzüglich dem Be- 
triebsstättenfmanzamt mitzuteilen. 

(8) Ist einem nach § 1 Absatz 1 unbeschränkt ein- 
kommensteuerpflichtigen Arbeitnehmer keine Identifi- 
kationsnummer zugeteilt, hat das Wohnsitzfmanzamt 
auf Antrag eine Bescheinigung für den Lohnsteuerab- 
zug für die Dauer eines Kalenderjahres auszustellen. 
Diese Bescheinigung ersetzt die Verpflichtung und Be- 
rechtigung des Arbeitgebers zum Abruf der elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Absätze 4 und 6). 
ln diesem Fall tritt an die Stelle der Identifikations- 
nummer das lohnsteuerliche Ordnungsmerkmal nach 
§ 41b Absatz 2 Satz 1 und 2. Für die Durchführung des 
Lohnsteuerabzugs hat der Arbeitnehmer seinem Ar- 
beitgeber vor Beginn des Kalenderjahres oder bei Ein- 
tritt in das Dienstverhältnis die nach Satz 1 ausgestellte 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug vorzulegen. 
§ 39c Absatz 1 Satz 2 bis 5 ist sinngemäß anzuwenden. 
Der Arbeitgeber hat die Bescheinigung für den Lohn- 
steuerabzug entgegenzunehmen und während des 
Dienstverhältnisses, längstens bis zum Ablauf des 
jeweiligen Kalenderjahres, aufzubewahren. § 39 Ab- 
satz 8 gilt entsprechend. 

(9) Ist die Wirtschafts-Identifikationsnummer noch 
nicht oder nicht vollständig eingeführt, tritt an ihre 
Stelle die Steuernummer der Betriebsstätte oder des 
Teils des Betriebs des Arbeitgebers, in dem der für den 
Lohnsteuerabzug maßgebende Arbeitslohn des Arbeit- 
nehmers ermittelt wird (§41 Absatz 2). 

(10) Die beim Bundeszentralamt für Steuern nach 
Absatz 2 Satz 1 gespeicherten Daten können auch zur 
Prüfung und Durchführung der Einkommensbesteue- 
rung (§2) des Steuerpflichtigen für Veranlagungszeit- 
räume ab 2005 verwendet werden.“ 


15. § 39f wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden jeweils die Wörter „§ 38b 
Satz 2 Nummer 4“ durch die Wörter „§ 38b 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 4“ ersetzt und wer- 
den die Wörter „auf der Lohnsteuerkarte je- 
weils die Steuerklasse IV in Verbindung mit ei- 
nem Faktor zur Ermittlung der Lohnsteuer ein- 
zutragen“ durch die Wörter „als Lohnsteuerab- 
zugsmerkmal jeweils die Steuerklasse IV in 
Verbindung mit einem Faktor zur Ermittlung 
der Lohnsteuer zu bilden“ ersetzt. 

bb) ln Satz 5 werden die Wörter „die nach § 39a 
Absatz 1 Nummer 1 bis 6 als Freibetrag auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragen werden könnten; 
Freibeträge werden neben dem Faktor nicht 
eingetragen“ durch die Wörter „die nach § 39a 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 als Freibetrag 
ermittelt und als Lohnsteuerabzugsmerkmal 
gebildet werden könnten; Freibeträge werden 
neben dem Faktor nicht als Lohnsteuerabzugs- 
merkmal gebildet“ ersetzt. 

cc) Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„ln den Fällen des § 39a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 7 sind bei der Ermittlung von Y 
und X die Hinzurechnungsbeträge zu berück- 
sichtigen; die Hinzurechnungsbeträge sind zu- 
sätzlich als Lohnsteuerabzugsmerkmal für das 
erste Dienstverhältnis zu bilden.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „§ 39 Absatz 5 
Satz 3 und 4“ durch die Wörter „§ 39 Absatz 6 
Satz 3 und 5“ ersetzt. 

bb) ln Satz 2 werden die Wörter „§ 39a Absatz 1 
Nummer 1 bis 6“ durch die Wörter „§ 39a 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6“ ersetzt. 

c) ln Absatz 4 wird die Angabe „Absatz 8“ durch die 
Angabe „Absatz 6“ ersetzt. 

16. § 40a wird wie folgt geändert: 

a) ln den Absätzen 1 bis 3 werden jeweils die Wörter 
„auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte“ durch die 
Wörter „auf den Abruf von elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmalen (§ 39e Absatz 4 Satz 2) 
oder die Vorlage einer Bescheinigung für den Lohn- 
steuerabzug (§ 39 Absatz 3 oder § 39e Absatz 7 
oder Absatz 8)“ ersetzt. 

b) ln Absatz 4 Nummer 2 werden die Wörter „den 
§§ 39b bis 39d“ durch die Angabe „§ 39b oder 
§ 39c“ ersetzt. 

17. § 41 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„ln das Lohnkonto sind die nach § 39e Absatz 4 Satz 2 
und Absatz 5 Satz 2 abgerufenen elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale sowie die für den Lohnsteuer- 
abzug erforderlichen Merkmale aus der vom Finanz- 
amt ausgestellten Bescheinigung für den Lohnsteuer- 
abzug (§ 39 Absatz 3 oder § 39e Absatz 7 oder Ab- 
satz 8) zu übernehmen.“ 
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18. § 4 Ib wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Name, Vorname, Tag der Geburt und An- 
schrift des Arbeitnehmers, die abgerufe- 
nen elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale oder die auf der entsprechenden 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
eingetragenen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male, die Bezeichnung und die Nummer 
des Finanzamts, an das die Lohnsteuer ab- 
geführt worden ist, sowie die Steuemum- 
mer des Arbeitgebers,“. 

bb) Die Sätze 4 bis 6 werden wie folgt gefasst: 

„Soweit der Arbeitgeber nicht zur elektroni- 
schen Übermittlung nach Absatz 1 Satz 2 ver- 
pflichtet ist, hat er nach Ablauf des Kalender- 
jahres oder werm das Dienstverhältnis vor Ab- 
lauf des Kalenderjahres beendet wird, auf der 
vom Finanzamt ausgestellten Bescheinigung 
für den Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3, § 39e 
Absatz 7 oder Absatz 8) eine Lohnsteuerbe- 
scheinigung auszustellen. Er darf diese Be- 
scheinigung nach Ablauf des Kalenderjahres 
nur aushändigen, wenn der Arbeitnehmer zur 
Einkommensteuer veranlagt wird. Nicht ausge- 
händigte Bescheinigungen für den Lohnsteuer- 
abzug mit Lohnsteuerbescheinigungen hat der 
Arbeitgeber dem Betriebsstättenfmanzamt ein- 
zureichen.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „auf der Lohn- 
steuerkarte des Arbeitnehmers zu erteilen“ 
durch die Wörter „nach amtlich vorgeschriebe- 
nem Muster auszustellen“ ersetzt. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer 
die Lohnsteuerbescheinigung auszuhändigen, 
wenn der Arbeitnehmer zur Einkommensteuer 
veranlagt wird.“ 

19. § 41c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. wenn ihm elektronische Lohnsteuerabzugs- 
merkmale zum Abruf zur Verfügung gestellt 
werden oder ihm der Arbeitnehmer eine Be- 
scheinigung für den Lohnsteuerabzug mit Ein- 
tragungen vorlegt, die auf einen Zeitpunkt vor 
Abruf der Lohnsteuerabzugsmerkmale oder 
vor Vorlage der Bescheinigung für den Lohn- 
steuerabzug zurückwirken, oder“. 

b) Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 wird aufgehoben und 

die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die 

Nummern 1 und 2. 


20. § 42b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden vor dem Wort „Dienstverhält- 
nis“ die Wörter „zu ihm bestehenden“ einge- 
fiigt. 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „und nach den 
Lohnsteuerbescheinigungen aus etwaigen vor- 
angegangenen Dienstverhältnissen“ gestrichen. 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Für den so geminderten Jahresarbeitslohn ist 
die Jahreslohnsteuer nach § 39b Absatz 2 
Satz 6 zu ermitteln nach Maßgabe der Steuer- 
klasse, die zu diesem Zeitpunkt als elektroni- 
sches Lohnsteuerabzugsmerkmal abgerufen 
oder auf der Bescheinigung für den Lohnsteu- 
erabzug oder etwaigen Mitteilungen über Än- 
derungen zuletzt eingetragen wurde.“ 

c) Absatz 4 Satz 1 wird aufgehoben. 

21. ln § 42d Absatz 2 wird die Angabe „§ 39 Absatz 4“ 
durch die Angabe „§ 39 Absatz 5“ ersetzt. 

22. ln § 42f Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Lohnsteuer- 
karten“ durch die Wörter „Bescheinigungen für den 
Lohnsteuerabzug“ ersetzt. 

23. § 46 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 4 werden die Wörter „auf der Lohn- 
steuerkarte eines Steuerpflichtigen ein Freibetrag 
im Sinne des § 39a Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 5 
oder Nummer 6 eingetragen“ durch die Wörter „für 
einen Steuerpflichtigen ein Freibetrag im Sinne des 
§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nurrrmer 1 bis 3, 5 oder 
Nummer 6 ermittelt“ und die Wörter „nach § 39c 
oder § 39d“ durch die Wörter „für den Lohnsteuer- 
abzug (§ 39 Absatz 3 Satz 1)“ ersetzt. 

b) ln Nummer 5 wird die Angabe „§ 39c Absatz 5“ 
durch die Angabe „§ 39c Absatz 3“ ersetzt. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. wenn 

a) für einen unbeschränkt Steuerpflichtigen im 
Sinne des § 1 Absatz 1 bei der Bildung der 
Lohnsteuerabzugsmerkmale (§ 39) ein Ehe- 
gatte im Sinne des § la Absatz 1 Nummer 2 
berücksichtigt worden ist oder 

b) für einen Steuerpflichtigen, der zum Perso- 
nenkreis des § 1 Absatz 3 oder des § la ge- 
hört, Lohnsteuerabzugsmerkmale nach § 39 
Absatz 2 gebildet worden sind; das nach 
§ 39 Absatz 2 Satz 2 bis 4 zuständige Be- 
triebsstättenfmanzamt ist darm auch für die 
Veranlagung zuständig;“. 

24. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 2 wird der Satzteil nach dem Semiko- 
lon wie folgt gefasst: 
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„dies gilt bei Einkünften nach § 49 Absatz 1 
Nummer 4 nur in Höhe des diese Einkünfte ab- 
züglich der nach Satz 4 abzuziehenden Auf- 
wendungen übersteigenden Teils des Grund- 
freibetrags.“ 

bb) Der Satz 4 abschließende Punkt wird durch die 
Wörter „und die Einkünfte nach § 49 Absatz 1 
Nummer 4 nicht übersteigen.“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Nummer 2 wird die Angabe „§ 39 
Absatz 5a“ durch die Angabe „§ 39 
Absatz 7“ ersetzt. 

bbb) Nummer 4 Buchstabe a wird wie folgt ge- 
fasst: 

„a) wenn als Lohnsteuerabzugsmerkmal 
ein Freibetrag nach § 39a Absatz 4 ge- 
bildet worden ist oder“. 

bb) ln Satz 3 werden die Wörter „die Bescheini- 
gung nach § 39d Absatz 1 Satz 3 erteilt hat“ 
durch die Wörter „nach § 39 Absatz 2 Satz 2 
oder Satz 4 für die Bildung und die Änderung 
der Lohnsteuerabzugsmerkmale zuständig ist“ 
ersetzt. 

ec) ln Satz 6 werden die Wörter „Ist keine Be- 
scheinigung nach § 39d Absatz 1 Satz 3 erteilt 
worden,“ durch die Wörter „Hat der Arbeitge- 
ber für den Arbeitnehmer keine elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale (§ 39e Absatz 4 
Satz 2) abgerufen und wurde keine Bescheini- 
gung für den Lohnsteuerabzug nach § 39 
Absatz 3 Satz 1 oder § 39e Absatz 7 Satz 5 
ausgestellt,“ ersetzt. 

25. § 51 Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

„c) die Anträge nach § 38b Absatz 2, nach § 39a 
Absatz 2, in dessen Vordrucke der Antrag nach 
§ 39f einzubeziehen ist, die Anträge nach § 39a 
Absatz 4 sowie die Anträge zu den elektro- 
nischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (§ 38b 
Absatz 3 und § 39e Absatz 6 Satz 7), die An- 
träge nach § 52 Absatz 52,“. 

b) Der nach Buchstabe i folgende Satzteil wird wie 
folgt gefasst: 

„und die Muster der Bescheinigungen für den 
Lohnsteuerabzug nach § 39 Absatz 3 Satz 1 und 
§ 39e Absatz 7 Satz 5, des Ausdrucks der elektroni- 
schen Lohnsteuerbescheinigung (§41b Absatz 1), 
das Muster der Lohnsteuerbescheinigung nach 
§ 41b Absatz 3 Satz 1, der Anträge auf Erteilung ei- 
ner Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug nach 
§ 39 Absatz 3 Satz 1 und § 39e Absatz 7 Satz 1 so- 
wie der in § 45a Absatz 2 und 3 und § 50a Absatz 5 
Satz 6 vorgesehenen Bescheinigungen zu bestim- 
men;“. 


26. § 5 la wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2a Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Anwendung des § 39b für die Ermittlung 
der Zuschlagsteuem ist die als Lohnsteuerabzugs- 
merkmal gebildete Zahl der Kinderfreibeträge maß- 
gebend.“ 

b) Absatz 2c Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der ziu" Vornahme des Steuerabzugs verpflichtete 
Schuldner der Kapitalerträge (Kirchensteuerab- 
zugsverpflichteter) hat die auf die Kapitalertrag- 
steuer nach Absatz 2b entfallende Kirchensteuer 
auf schriftlichen Antrag des Kirchensteuerpflichti- 
gen einzubehalten. Dies gilt nicht, wenn der Kir- 
chensteuerabzugsverpflichtete die Voraussetzun- 
gen einer auszahlenden Stelle erfüllt.“ 

c) Absatz 2e wird wie folgt gefasst: 

„(2e) Die auszahlende Stelle im Sinne des § 44 
Absatz 1 Satz 3 oder der zin Vornahme des Steuer- 
abzugs verpflichtete Schuldner der Kapitalerträge, 
der die Voraussetzungen einer auszahlenden Stelle 
erfüllt (auszahlender Krrchensteuerabzugsverpflich- 
teter) hat die auf die Kapitalertragsteuer nach Ab- 
satz 2b entfallende Kirchensteuer nach folgenden 
Maßgaben einzubehalten: 

1 . Das Bundeszentralamt für Steuern speichert un- 
abhängig von und zusätzlich zu den in § 139b 
Absatz 3 der Abgabenordnung genannten und 
nach § 39e gespeicherten Daten des Steuer- 
pflichtigen den Kirchensteuersatz der Religions- 
geiueinschaften. Die Daten werden als automa- 
tisiert abrufbares Merkmal für den Kirchensteu- 
erabzug bereitgestellt; 

2. § 22a Absatz 2 und § 52 Absatz 38a gelten ent- 
sprechend; 

3. der auszahlende Kirchensteuerabzugsverpflich- 
tete hat unter Angabe der Identifikationsnum- 
mer des Schuldners der Kapitalertragsteuer ein- 
mal jährlich im Zeitraum vom 1. August bis 
30. September beim Bundeszentralamt für Steu- 
ern anzufragen, ob der Schuldner der Kapitaler- 
tragsteuer kirchensteuerpflichtig ist. Auf die 
Anfrage hin teilt das Bundeszentralamt für Steu- 
ern dem auszahlenden Kirchensteuerabzugsver- 
pflichteten die Kirchensteuerpflicht mit der An- 
gabe des für die Religionsgemeinschaft gelten- 
den Kirchensteuersatzes mit; 

4. im Falle einer Kirchensteuerpflicht hat der aus- 
zahlende Kirchensteuerabzugsverpflichtete 

a) den Kirchensteuerabzug mit Hilfe des nach 
Nummer 3 übenuittelten Kirchensteuersat- 
zes durchzuführen und den Kirchensteuer- 
betrag an das für ihn zuständige Finanzamt 
abzuführen; 

b) den für den Schuldner der Kapitalertrag- 
steuer abgetührten Kirchensteuerbetrag und 
dessen Identifikationsnummer sowie die Fi- 
nanzamtsnummer des für den auszahlenden 
Kirchensteuerabzugsverpflichteten zustän- 
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digen Finanzamtes an das Bundeszentralamt 
für Steuern zu übermitteln; 

5. das Bundeszentralamt für Steuern hat unter 
Berücksichtigung der Angaben in Nummer 4 
Buchstabe b dem für den auszahlenden Kirchen- 
steuerabzugsverpflichteten zuständigen Finanz- 
amt zu übermitteln, an welche Religionsgemein- 
schaft der abgeführte Steuerabzug weiterzu- 
leiten ist. Das zuständige Finanzamt leitet 
unverzüglich den Steuerbetrug an die Religions- 
gemeinschaft weiter. 

Die Daten gemäß den Nummern 3 bis 5 sind nach amt- 
lich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernüber- 
tragung zu übennitteln. § 44 Absatz 5 ist mit der Maß- 
gabe anzuwenden, dass der Haftungsbescheid von dem 
für den auszahlenden Kirchensteuerabzugsverpflichte- 
ten zuständigen Finanzamt erlassen wird. Satz 1 
Nummer 5 Satz 3 gilt entsprechend. § 45a Absatz 2 ist 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Kirchensteuer- 
satz angegeben wird. Sind an den Kapitalerträgen meh- 
rere Personen beteiligt, wird der Anteil je Person nach 
dem auf den Kapitalertrag entfallenden Kopfteil ermit- 
telt. Der auszahlende Kirchensteuerabzugsverpflich- 
tete und die am Verfahren beteiligten Finanzbehörden 
dürfen die durch den Kirchensteuerabzug erlangten 
Daten nur für die Durchführung des Kirchensteuerab- 
zugsverfahrens verwenden. Für andere Zwecke dürfen 
die Daten nur verwendet werden, soweit der Kirchen- 
steuerpflichtige zustimmt oder dies gesetzlich zugelas- 
sen ist.“ 

27. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Vor Absatz 4a Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„§ 3 Nummer 8a in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) ist in allen Fällen anzuwenden, in denen die 
Steuer noch nicht bestandskräftig festgesetzt ist.“ 

b) Nach Absatz 50f wird folgender Absatz 50g einge- 
fügt: 

„(50g) Das Bundesministerium der Finanzen 
kann im Einvernehmen mit den obersten Finanzbe- 
hörden der Länder in einem Schreiben mitteilen, 
wann die in § 39 Absatz 4 Nummer 4 und 5 ge- 
nannten Lohnsteuerabzugsmerkmale erstmals abge- 
rufen werden können (§ 39e Absatz 3 Satz 1). Die- 
ses Schreiben ist im Bundessteuerblatt zu veröffent- 
lichen.“ 

c) Nach Absatz 51a wird folgender Absatz 51b einge- 
fügt: 

„(51b) § 39b Absatz 6 in der am 31. Dezember 
2010 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden, 
bis das Bundesministerium der Finanzen den Zeit- 
punkt für den erstmaligen automatisierten Abruf 
der Lohnsteuerabzugsmerkmale nach § 39 Absatz 4 
Nummer 5 mitgeteilt hat (Absatz 50g).“ 

d) Absatz 52 wird wie folgt gefasst: 

„(52) Haben Arbeitnehmer im Laufe des Kalen- 
derjahres geheiratet, wird abweichend von § 39e 


Absatz 3 Satz 3 für jeden Ehegatten automatisiert 
die Steuerklasse IV gebildet, wenn die Vorausset- 
zungen des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 oder 
Nummer 4 vorliegen. Abweichend von § 39e 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 führt das Finanzamt auf 
Antrag die Aufteilung eines nach § 39a Absatz 1 
Satz 1 Nummer 7 festgestellten Freibetrags durch. 
Dieser Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zu stellen.“ 

e) Dem Absatz 63a wird folgender Satz angefügt: 

„Der Anbieter eines Altersvorsorgevertrages hat 
seinen Vertragspartner bis zum 31. Juli 2012 in her- 
vorgehobener Weise schriftlich daraufhinzuweisen, 
dass für einen Zulageberechtigten nach § 79 Satz 2 
ab dem Beitragsjahr 2012 die Zahlung von eigenen 
Altersvorsorgebeiträgen in Höhe von mindestens 
60 Euro pro Beitragsjahr Voraussetzung für den 
Anspruch auf Altersvorsorgezulage nach § 83 ist.“ 

f) Nach Absatz 63a wird folgender Absatz 63b einge- 
fügt: 

„(63b) Der Zulageberechtigte kann für ein abge- 
laufenes Beitragsjahr bis zum Beitragsjahr 2011 Al- 
tersvorsorgebeiträge auf einen auf seinen Namen 
lautenden Altersvorsorgevertrag leisten, wenn 

1. der Zulageberechtigte dem Anbieter seines Al- 
tersvorsorgevertrages schriftlich mitteilt, in wel- 
cher Höhe und für welches Beitragsjahr die Al- 
tersvorsorgebeiträge berücksichtigt werden sol- 
len, 

2. in dem Beitragsjahr, für das die Altersvorsorge- 
beiträge berücksichtigt werden sollen, ein Al- 
tersvorsorgevertrag bestanden hat, 

3. im fristgerechten Antrag auf Zulage für dieses 
Beitragsjahr eine Zulageberechtigung nach § 79 
Satz 2 angegeben wurde, 

4. die Zahlung der zurückzubeziehenden Alters- 
vorsorgebeiträge innerhalb eines Zeitraums von 
zwei Jahren nach Erteilung der Bescheinigung 
nach § 92 mit den dieses Beitragsjahr betreffen- 
den Ennittlungsergebnissen erfolgt und 

5. der Zulageberechtigte seine Keimtnis darüber 
versichert, dass die Leistungen aus diesen Al- 
tersvorsorgebeiträgen der vollen nachgelager- 
ten Besteuerung nach § 22 Nummer 5 Satz 1 un- 
terliegen. 

Wurden die Altersvorsorgebeiträge dem Altersvor- 
sorgevertrag gutgeschrieben und sind die Voraus- 
setzungen nach Satz 1 erfüllt, hat der Anbieter der 
zentralen Stelle die entsprechenden Daten nach 
§ 89 Absatz 2 Satz 1 für das zurückliegende Bei- 
tragsjahr mit einem korrigierten amtlich vorge- 
schriebenen Datensatz durch amtlich bestimmte 
Datenfernübertragung zu übermitteln. Die Beträge 
nach Satz 1 gelten als Altersvorsorgebeiträge für 
das Beitragsjahr, für das sie gezahlt wurden. § 10a 
ist auf die nach Satz 1 gezahlten Altersvorsorgebei- 
träge nicht anzuwenden.“ 
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28. Dem § 52a Absatz 18 wird folgender Satz angefugt: 

„§ 51a Absatz 2c und 2e in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Aus- 
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals auf nach dem 
30. September 2013 zufließende Kapitalerträge anzu- 
wenden.“ 

29. § 52b wird aufgehoben. 

30. ln § 79 Satz 2 wird der abschließende Punkt durch die 
Wörter „und er zugunsten dieses Altersvorsorgevertra- 
ges im jeweiligen Beitragsjahr mindestens 60 Euro ge- 
leistet hat.“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung der Lohnsteuer-Durehführungs- 
verordnung 

§ 4 Absatz 1 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 
(BGBl. 1 S. 1848), die zuletzt durch Artikel 2 der Verord- 
nung vom 17. November 2010 (BGBl. 1 S. 1544) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„1. den Vornamen, den Familiermamen, den Tag der 
Geburt, den Wohnort, die Wohnung sowie die in ei- 
ner vom Finanzamt ausgestellten Bescheinigung für 
den Lohnsteuerabzug eingetragenen allgemeinen 
Besteuerungsmerkmale. Ändern sich im Laufe des 
Jahres die in einer Bescheinigung für den Lohnsteu- 
erabzug eingetragenen allgemeinen Besteuerungs- 
merkmale, so ist auch der Zeitpunkt anzugeben, von 
dem an die Änderungen gelten; 

2. den Jahresfreibetrag oder den Jahreshinzurech- 
nungsbetrag sowie den Monatsbetrag, Wochenbe- 
trag oder Tagesbetrag, der in einer vom Finanzamt 
ausgestellten Bescheinigung für den Lohnsteuerab- 
zug eingetragen ist, und den Zeitraum, für den die 
Eintragungen gelten;“. 

2. In Nummer 3 werden nach den Wörtern „des Einkom- 
mensteuergesetzes“ die Wörter „in der am 3 1 . Dezember 
2010 geltenden Fassung“ eingefugt. 

Artikel 4 

Änderung des Körpersehaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kaimtmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 8c Absatz la wird aufgehoben. 

2. In § 9 Absatz I Nummer 2 Satz 5 werden die Wörter 
„Richtlinie 2008/55/EG des Rates vom 26. Mai 2008 
über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung 
von Forderungen in Bezug auf bestimmte Abgaben, 
Zölle, Steuern und sonstige Maßnahmen (ABI. L 150 


vom 10.6.2008, S. 28)“ durch das Wort „Beitreibungs- 
richtlinie“ ersetzt. 

3. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 7c wird folgender Satz angefügt: 

„§ 8c Absatz la findet letztmals für den Veranla- 
gungszeitraum 2010 und auf Anteilsübertragungen 
vor dem 1. Januar 2011 Anwendung.“ 

b) In Absatz 8a wird nach Satz 5 folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ 9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 5 in der Fassung des 
Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) gilt erstmals für den Veranlagungs- 
zeitraum 2012.“ 

Artikel 5 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zu- 
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . ln § 9 Nummer 5 Satz 5 werden die Wörter „Richtlinie 
2008/55/EG des Rates vom 26. Mai 2008 über die ge- 
genseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forde- 
rungen in Bezug auf bestimmte Abgaben, Zölle, Steuern 
und sonstige Maßnahmen (ABI. L 150 vom 10.6.2008, 
S. 28)“ durch das Wort „Beitreibungsrichtlinie“ ersetzt. 

2. ln § 36 Absatz 8b wird nach Satz 3 folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ 9 Nummer 5 Satz 5 in der Fassung des Artikels ... 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
gilt erstmals für den Erhebungszeitraum 2012.“ 

Artikel 6 

Änderung des Solidaritätszusehlaggesetzes 1995 

Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4130), 
das zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 3 Absatz 2a Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Anwendung des § 39b des Einkommensteuer- 
gesetzes für die Ermittlung des Solidaritätszuschlages ist 
die als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildete Zahl der 
Kinderfreibeträge maßgebend.“ 

2. Dem § 6 wird folgender Absatz 13 angefugt: 

„(13) §3 Absatz 2a Satz 2 in der Fassung des 
Artikels... des Gesetzes vom... (BGBl. I S. ... [ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 2012 anzuwenden.“ 
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Artikel 7 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 

§ 7 des Zerlegungsgesetzes vom 6. August 1998 
(BGBl. 1 S. 1998), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1768) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „Eintragungen auf der 
Lohnsteuerkarte oder den“ gestrichen. 

b) ln Satz 2 werden die Wörter „in dem die Lohnsteuer- 
karte des Arbeitnehmers ausgestellt worden ist“ 
durch die Wörter „in dem der Arbeitnehmer zu dem 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1 maßgeblichen Zeitpunkt 
seinen Wohnsitz hat“ ersetzt. 

c) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Der Wohnsitz wird der nach § 139b Absatz 3 
Nummer 10 der Abgabenordnung zu diesem Stichtag 
gespeicherten Anschrift entnommen.“ 

d) Der neue Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die nach den Angaben der Arbeitgeber in der elek- 
tronischen Lohnsteuerbescheinigung einbehaltene 
Lohnsteuer gilt als von dem Land vereinnahmt, zu 
dem das Finanzamt gehört, an das die Lohnsteuer 
nach den Angaben in der elektronischen Lohnsteuer- 
bescheinigung abgeführt worden ist (Einnahme- 
land).“ 

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „die Lohnsteuerkarten 
und“ gestrichen. 

b) ln Satz 2 werden die Wörter „der Lohnsteuerkarten,“ 
gestrichen. 

Artikel 8 

Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 

§ 6 Absatz 2 des Gesetzes über Steuerstatistiken vom 
11. Oktober 1995 (BGBl. 1 S. 1250, 1409), das zuletzt durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. 1 
S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(2) Für die Statistik nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 und 
die Aufgaben nach § 1 Absatz 2 übermitteln die Finanzbe- 
hörden der Länder den statistischen Ämtern der Länder die 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen und den amtli- 
chen Gemeindeschlüssel. Dieser wird nach dem Wohnsitz 
im Sinn des § 7 Absatz 2 des Zerlegungsgesetzes ermittelt. 
Die elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen sind zu lö- 
schen, sobald sie für die in Satz 1 genarmten Zwecke nicht 
mehr benötigt werden.“ 

Artikel 9 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. 1 S. 142, 
3177), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 


24. März 2011 (BGBl. 1 S. 453) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . ln § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d werden 
nach den Wörtern „§ 2 Absatz la des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch“ die Wörter „oder einen Internationa- 
len Jugendfreiwilligendienst im Sinne der Richtlinie des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend vom 20. Dezember 2010 (GMBl S. 1778)“ ein- 
gefügt. 

2. ln § 10 Absatz 2 werden die Wörter „sowie den auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragenen Freibetrag“ gestrichen. 

3. Dem § 20 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d in der Fas- 
sung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) ist auf einen Internationalen Jugend- 
freiwilligendienst ab dem 1. Januar 20 11 anzuwenden.“ 

Artikel 10 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekarmtma- 
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. 1 S. 230), das zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. 1 S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . Teil 11 der Anlage 24 erhält die als Anlage zu diesem Ge- 
setz ersichtliche Fassung. 

2. Dem § 205 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Teil 11 der Anlage 24 in der Fassung des Arti- 
kels 10 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes]) ist auf Bewertungsstichtage nach dem 
31. Dezember 20 11 anzuwenden.“ 

Artikel 11 

Änderung des Erbsehaftsteuer- und 
Sehenkungsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. 1 S. 378), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1768) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Vermögensanfall“ die Wörter „(unbeschränkte 
Steuerpflicht)“ eingefügt. 

bb) ln Nummer 3 wird der Satzteil vor Satz 2 wie 
folgt gefasst: 

„in allen anderen Fällen, vorbehaltlich des Ab- 
satzes 3, für den Vermögensanfall, der in In- 
landsvermögen im Sinne des § 121 des Bewer- 
tungsgesetzes besteht (beschränkte Steuer- 
pflicht).“ 
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b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Auf Antrag des Erwerbers wird ein Vermö- 
gensanfall, zu dem Inlandsvermögen im Sinne des 
§ 121 des Bewertungsgesetzes gehört (Absatz 1 
Nummer 3), insgesamt als unbeschränkt steuerpflich- 
tig behandelt, wenn der Erblasser zur Zeit seines To- 
des, der Schenker zur Zeit der Ausführung der 
Schenkung oder der Erwerber zur Zeit der Entste- 
hung der Steuer (§9) seinen Wohnsitz in einem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat 
hat, auf den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum anwendbar ist. ln diesem Fall sind 
auch mehrere innerhalb von zehn Jahren vor dem 
Vermögensanfall und innerhalb von zehn Jahren nach 
dem Vennögensanfall von derselben Person anfal- 
lende Erwerbe als unbeschränkt steuerpflichtig zu be- 
handeln und nach Maßgabe des § 14 zusammenzu- 
rechnen. Die Festsetzungsfrist für die Steuer endet im 
Fall des Satzes 2 Nummer 1 nicht vor Ablauf des 
vierten Jahres, nachdem die Finanzbehörde von dem 
Antrag Kenntnis erlangt.“ 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird der Satzteil vor Nummer 1 wie folgt 
gefasst: 

„Steuerfrei bleibt in den Fällen der unbeschränkten 
Steuerpflicht (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3) 
der Erwerb“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) An die Stelle des Freibetrags nach Absatz 1 
tritt in den Fällen der beschränkten Steuerpflicht (§ 2 
Absatz 1 Nummer 3) ein Freibetrag von 2 000 Euro.“ 

3. ln § 19 Absatz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1“ 
durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 1 und 
Absatz 3“ ersetzt. 

4. ln § 2 1 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 
Nr. 1“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 1 und 
Absatz 3“ ersetzt. 

5. § 35 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) ln den Fällen des § 2 Absatz 1 Nummer 3 und 
Absatz 3 ist das Finanzamt örtlich zuständig, das sich bei 
sinngemäßer Anwendung des § 1 9 Absatz 2 der Abga- 
benordnung ergibt.“ 

6. Dem § 37 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 3 und Absatz 3, § 16 
Absatz 1 und 2, § 19 Absatz 2, § 21 Absatz 1 und § 35 
Absatz 4 in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) findet auf Er- 
werbe Anwendung, für die die Steuer nach dem . . . [ein- 
setzen: Tag der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes] entsteht. § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 3 
und Absatz 3, § 16 Absatz 1 und 2, § 19 Absatz 2, § 21 
Absatz 1 und § 35 Absatz 4 in der Fassung des 
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes]) findet auf Antrag auch auf Erwerbe Anwen- 
dung, für die die Steuer vor dem . . . [einsetzen: Tag des 


Inkrafttretens des vorliegenden Änderungsgesetzes] ent- 
steht, soweit Steuerbescheide noch nicht bestandskräftig 
sind.“ 


Artikel 12 

Änderung der Abgabenordnung 

§ 370 Absatz 6 der Abgabenordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 
2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
12. April 2011 (BGBl. 1 S. 615) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst: 

„(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch dann, wenn sich die 
Tat auf Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben bezieht, die von ei- 
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union verwal- 
tet werden oder die einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Freihandelsassoziation oder einem mit dieser assoziierten 
Staat zustehen. Das Gleiche gilt, wenn sich die Tat auf Um- 
satzsteuern oder auf die in Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 
2008/1 18/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 über das 
allgemeine Verbrauchsteuersystem und zur Aufhebung der 
Richtlinie 92/12/EWG (ABI. L 9 vom 14.1.2009, S. 12) ge- 
naimten harmonisierten Verbrauchsteuem bezieht, die von 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ver- 
waltet werden.“ 


Artikel 13 

Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406), das 
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . In § 2 Absatz 1 Nummer 5 wird in Buchstabe d das Se- 
mikolon am Ende durch ein Komma und werden die 
Wörter „die Förderung“ durch die Wörter „sofern der 
Anlage nicht ein von einem Dritten vorgefertigtes Kon- 
zept zu Grunde liegt, bei dem der Arbeitnehmer ver- 
mögenswirksame Leistungen zusammen mit mehr als 
15 anderen Arbeitnehmern anlegen kann; die Förde- 
rung“ ersetzt. 

2. Dem § 17 wird folgender Absatz 12 angefügt: 

„(12) §2 Absatz 1 Nummer 5 in der Fassung des 
Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum der Ausfertigung und Fundstelle des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für vermögens- 
wirksame Leistungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 20 11 angelegt werden.“ 

Artikel 14 

Änderung des Dritten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I 
S. 594), das zuletzt durch Artikel 12 Absatz 8 des Gesetzes 
vom 24. März 2011 (BGBl. I S. 453) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 17/6263 


1. § 133 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „in dem 
Jahr“ durch die Wörter „zu Beginn des Jahres“ 
ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Berechnung der Abzüge nach Satz 2 
Nummer 2 und 3 sind 

1. Freibeträge und Pauschalen, die nicht jedem 
Arbeitnehmer zustehen, nicht zu berücksich- 
tigen und 

2. der als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildete 
Faktor nach § 39f des Einkommensteuerge- 
setzes zu berücksichtigen.“ 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„(2) Die Feststellung der Lohnsteuer richtet sich 
nach der Lohnsteuerklasse, die zu Beginn des Jahres, 
in dem der Anspruch entstanden ist, als Lohnsteuer- 
abzugsmerkmal gebildet war. Spätere Änderungen 
der als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildeten Lohn- 
steuerklasse werden mit Wirkung des Tages berück- 
sichtigt, an dem erstmals die Voraussetzungen für die 
Änderung Vorlagen. 

(3) Haben Ehegatten die Lohnsteuerklassen ge- 
wechselt, so werden die als Lohnsteuerabzugsmerk- 
mal neu gebildeten Lohnsteuerklassen von dem Tag 
an berücksichtigt, an dem sie wirksam werden, wenn 

1. die neuen Lohnsteuerklassen dem Verhältnis der 
monatlichen Arbeitsentgelte beider Ehegatten ent- 
sprechen oder 

2. sich auf Grund der neuen Lohnsteuerklassen ein 
Arbeitslosengeld ergibt, das geringer ist als das 
Arbeitslosengeld, das sich ohne den Wechsel der 
Lohnsteuerklassen ergäbe. 

Bei der Prüfung nach Satz 1 ist der Faktor nach § 39f 
des Einkommensteuergesetzes zu berücksichtigen; 
ein Ausfall des Arbeitsentgelts, der den Anspruch auf 
eine lohnsteuerfreie Entgeltersatzleistung begründet, 
bleibt bei der Beurteilung des Verhältnisses der mo- 
natlichen Arbeitsentgelte außer Betracht.“ 

2. § 150 Absatz 2 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. Bei der Feststellung der Lohnsteuer (§ 133 Absatz 2) 
ist die Lohnsteuerklasse maßgeblich, die für das Be- 
schäftigungsverhältnis zuletzt galt, das den Anspruch 
auf Teilarbeitslosengeld begründet.“ 

3. ln § 320 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Eintragun- 
gen auf der Lohnsteuerkarte“ durch das Wort „Lohnsteu- 
erabzugsmerkmalen“ und die Wörter „ein Kind auf der 
Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers nicht bescheinigt 
ist“ durch die Wörter „für ein Kind ein Kinderfreibetrag 
nicht als Lohnsteuerabzugsmerkmal des Arbeitnehmers 
gebildet ist“ ersetzt. 


Artikel 15 

Änderung des Jugendarbeitssehutzgesetzes 

§ 52 des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 12. April 
1976 (BGBl. 1 S. 965), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 2 
des Gesetzes vom 31. Oktober 2008 (BGBl. 1 S. 2149) ge- 
ändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 16 

Änderung der Zweiten Bundesmeldedaten- 
übermittlungsverordnung 

§ 5c Absatz 2 der Zweiten Bundesmeldedatenübermitt- 
lungsverordnung vom 31. Juli 1995 (BGBl. 1 S. 1011), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 1. März 2011 
(BGBl. 1 S. 325) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 7 wird das Komma am Ende durch einen 
Punkt ersetzt. 

b) Nummer 8 wird aufgehoben. 

2. ln Satz 3 wird die Angabe „und 8“ gestrichen. 

Artikel 17 

Änderung der Sozialversieherungsentgelt- 
verordnung 

ln § 1 Absatz 1 Satz 2 der Sozialversicherungsentgelt- 
verordnung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. 1 S. 3385), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. November 
2010 (BGBl. 1 S. 1751) geändert worden ist, werden die 
Wörter „§ 39b, § 39c oder § 39d des Einkommensteuerge- 
setzes“ durch die Wörter „§ 39b oder § 39c des Einkom- 
mensteuergesetzes“ ersetzt. 


Artikel 18 

Änderung der Winterbesehäftigungs-Verordnung 

ln § 3 Absatz 3 Satz 1 der Winterbeschäftigungs- Verord- 
nung vom 26. April 2006 (BGBl. 1 S. 1086), die zuletzt 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 18. Dezember 2008 
(BGBl. 1 S. 2864) geändert worden ist, werden die Wörter 
„und in die Lohnsteuerkarte oder die Lohnsteuerbescheini- 
gung einzutragende“ gestrichen. 

Artikel 19 

Änderung des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes 

ln § 47 Absatz 5 Nummer 1 des Bundesausbildungsför- 
derungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1952) werden die Wörter 
„auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen steuerfreien Jahres- 
betrag“ durch die Wörter „als Lohnsteuerabzugsmerkmal 
mitgeteilten Freibetrag“ ersetzt. 
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Artikel 20 

Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungs- 
gesetzes 

ln § 2 1 Absatz 4 Nummer 1 des Aufstiegsfortbildungs- 
fbrderungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Juni 2009 (BGBl. 1 S. 1322, (1794)), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2010 
(BGBl. 1 S. 1422) geändert worden ist, werden die Wörter 
„auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen steuerfreien Jahres- 
betrag“ durch die Wörter „als Lohnsteuerabzugsmerkmal 
mitgeteilten Freibetrag“ ersetzt. 


Artikel 21 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung karm 
den Wortlaut des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes 
in der vom 1. Januar 2012 an geltenden Fassung im Bundes- 
gesetzblatt bekannt machen. 


Artikel 22 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Das Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Absätze 
am 1. Januar 2012 in Kraft. 

(2) Artikel 9 Nummer 1 und 3 tritt mit Wirkung vom 
1 . Januar 2011 in Kraft. 

(3) Artikel 2 Nummer 2, 5, 24 Buchstabe a, Nummer 26 
Buchstabe b und c, Nummer 27 Buchstabe a, e und f und 
Nummer 28, Artikel 4 Nummer 1 und 3 Buchstabe a sowie 
die Artikel 1 1 bis 1 3 und 1 5 treten am Tag nach der Verkün- 
dung in Kraft. 

(4) Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe g und Nummer 29 
tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 

(5) Das EG-Beitreibungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 3. Mai 2003 (BGBl. 1 S. 654), das zu- 
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 
(BGBl. 1 S. 2897) geändert worden ist, tritt am 1. Januar 
2012 außer Kraft. 
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Anlage 

(zu Anlage 24 des Bewertungsgesetzes) 


Teil II der Anlage 24 


II. Regelherstellungskosten (RHK) 

Regelherstellungskosten 2010 (RHK 2010) 

(einschließlich Baunebenkosten, Preisstand IV. Quartal 2010) 


1 . Ein- und Zweifamilienhäuser (EUR/m^ BGF) 

Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 80 Jahre 

GKL 

Baujahr 

bis 1945 

1946-1959 

1960-1969 

1970-1984 

1985-1999 

ab 2000 

Ausstattungsstandard 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

mit Keller 


1.11 

Dachgeschoss 

ausgebaut 

640 

690 

810 

690 

740 

880 

730 

790 

940 

780 

840 

990 

840 

910 

1060 

870 

940 

1110 

1.12 

Dachgeschoss nicht 
ausgebaut 

570 

620 

730 

620 

670 

790 

660 

720 

840 

700 

760 

890 

750 

820 

960 

790 

850 

1010 

1.13 

Flachdach 

640 

700 

810 

700 

750 

880 

740 

800 

930 

790 

850 

990 

850 

910 

1060 

880 

950 

1110 

ohne Keller 


1.21 

Dachgeschoss 

ausgebaut 

720 

790 

940 

780 

850 

1020 

830 

910 

1090 

880 

960 

1150 

950 

1040 

1250 

990 

1080 

1300 

1.22 

Dachgeschoss nicht 
ausgebaut 

640 

700 

840 

690 

760 

910 

740 

800 

960 

780 

850 

1020 

840 

920 

1100 

880 

960 

1150 

1.23 

Flachdach 

790 

860 

1020 

850 

930 

1100 

910 

990 

1180 

850 

920 

1250 

1040 

1130 

1350 

1080 

1180 

1400 


2. 

Wohnungseigentum und vergleichbares Teileigentum / ohne Tiefgaragenplatz (EUR/m^ BGF) 

Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 80 Jahre 











Baujahr 

bis 1945 

1946-1959 

1960-1969 

1970-1984 

1985-1999 

ab 2000 

GKL 

Ausstattungsstandard 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

2.11 

Alle Gebäude 

750 

760 

770 

760 

800 

870 

810 

850 

920 

860 

900 

980 

920 

970 

1050 

970 

1010 

1100 

Für Wohnungseigentum in Gebäuden, die wie Ein- und Zweifamilienhäuser im Sinne des § 181 Absatz 2 BewG gestaltet sind, werden die Gebäudenormalherstellungswerte der 
Ein- und Zweifamilienhäuser zugrunde geiegt. 

Umrechnungsfaktor hinsichtiich der Brutto-Grundfläche (BGF) für Wohnungseigentum in Mehrfamiiienwohnhäusern (Mietwohngrundstücke): BGF = 1 ,55 x Wohnfläche 


3. Geschäftsgrundstücke, gemischt genutzte Grundstücke und sonstige bebaute Grundstücke (EUR/m^ BGF) 

3.1 Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 70 Jahre 

GKL 

Baujahr 

bis 1945 

1946-1959 

1960-1969 

1970-1984 

1985-1999 

ab 2000 

Ausstattungsstandard 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

3.11 

Gemischt genutzte 
Grundstücke / Gebäude 
(mit Wohn- und 
Gewerbeflächen) 

750 

1090 

1090 

800 

1170 

1170 

860 

1250 

1640 

910 

1320 

1730 

980 

1420 

1860 

1020 

1480 

1940 

3.12 

Hochschulen, 

Universitäten 

1610 

1610 

1920 

1730 

1730 

2070 

1850 

1850 

2210 

1960 

1960 

2340 

2100 

2100 

2510 

2190 

2190 

2620 

3.13 

Saalbauten, 

Veranstaltungszentren 

1430 

1760 

1760 

1430 

1890 

2380 

1530 

2020 

2550 

1630 

2140 

2690 

1740 

2290 

2890 

1820 

2390 

3020 

3.14 

Kur- und Heilbäder 

2820 

2820 

3130 

3020 

3020 

3360 

3240 

3240 

3600 

3430 

3430 

3810 

3680 

3680 

4090 

3840 

3840 

4260 
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3.2 Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 60 Jahre 

GKL 

Baujahr 

bis 1945 

1946-1959 

1960-1969 

1970-1984 

1985-1999 

ab 2000 

Ausstattungsstandard 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

3.211 

Verwaltungsgebäude 
(ein- bis 

zweigeschossig, nicht 
unterkellert) 

1060 

1060 

1060 

1060 

1240 

1510 

1130 

1320 

1620 

1200 

1400 

1710 

1280 

1500 

1840 

1340 

1570 

1910 

3.212 

Verwaltungsgebäude 
(zwei- bis 
fünfgeschossig) 

1400 

1400 

1680 

1270 

1500 

1810 

1350 

1610 

1940 

1430 

1710 

2050 

1540 

1830 

2210 

1600 

1900 

2290 

3.213 

Verwaltungsgebäude 
(sechs- und 
mehrgeschossig) 

1950 

1950 

1950 

1950 

1950 

2440 

2090 

2090 

2610 

2220 

2220 

2760 

2380 

2380 

2960 

2470 

2470 

3090 

3.22 

Bankgebäude 

2070 

2070 

2070 

2070 

2070 

2380 

2210 

2210 

2510 

2340 

2340 

2670 

2510 

2510 

2890 

2620 

2620 

3010 

3.23 

Schulen, Berufsschulen 

1150 

1300 

1410 

1240 

1400 

1520 

1320 

1500 

1630 

1400 

1590 

1720 

1500 

1710 

1850 

1570 

1780 

1930 

3.24 

Kindergärten 

1210 

1210 

1210 

1210 

1310 

1680 

1300 

1410 

1790 

1370 

1490 

1900 

1470 

1600 

2040 

1530 

1670 

2130 

3.25 

Altenwohnheime 

1020 

1200 

1320 

1100 

1290 

1420 

1170 

1380 

1520 

1250 

1460 

1610 

1340 

1570 

1730 

1390 

1640 

1800 

3.26 

Personalwohnheime 

890 

1090 

1200 

950 

1170 

1290 

1020 

1260 

1380 

1080 

1330 

1470 

1160 

1430 

1570 

1210 

1490 

1640 

3.27 

Hotels 

980 

1280 

1650 

1050 

1370 

1780 

1120 

1470 

1900 

1200 

1550 

2010 

1280 

1670 

2160 

1330 

1740 

2250 

3.28 

Sporthallen 

1080 

1080 

1080 

1080 

1300 

1390 

1150 

1390 

1480 

1220 

1470 

1570 

1300 

1580 

1690 

1360 

1650 

1760 

3.3 Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 50 Jahre 

GKL 

Baujahr 

bis 1945 

1946-1959 

1960-1969 

1970-1984 

1985-1999 

ab 2000 

Ausstattungsstandard 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

3.31 

Kauftiäuser, 

Warenhäuser 

1070 

1260 

1670 

1150 

1350 

1800 

1230 

1440 

1920 

1300 

1530 

2030 

1400 

1640 

2180 

1450 

1710 

2270 

3.32 

Ausstellungsgebäude 

1630 

1630 

1630 

1630 

1630 

1630 

1730 

1730 

1730 

1840 

1840 

2310 

1970 

1970 

2480 

2050 

2050 

2580 

3.33 

Krankenhäuser 

1610 

2060 

2530 

1730 

2210 

2720 

1850 

2360 

2910 

1950 

2500 

3080 

2100 

2680 

3310 

2180 

2800 

3450 

3.34 

Vereinsheime, 

Jugendheime, 

Tagesstätten 

1140 

1140 

1140 

1140 

1260 

1470 

1220 

1350 

1570 

1300 

1430 

1670 

1390 

1530 

1790 

1450 

1600 

1860 

3.351 

Parkhäuser (offene 
Ausführung, 

Parkpaletten), 

Tankstellen 

550 

550 

550 

550 

550 

550 

590 

590 

590 

620 

620 

620 

670 

670 

670 

700 

700 

700 

3.352 

Parkhäuser 

(geschlossene 

Ausführung) 

680 

680 

680 

680 

680 

680 

730 

730 

730 

770 

770 

770 

830 

830 

830 

870 

870 

870 

3.353 

Tiefgaragen ^ 

600 

600 

600 

600 

780 

780 

650 

840 

840 

680 

890 

890 

730 

950 

950 

770 

990 

990 

3.36 

Funktionsgebäude für 
Sportanlagen (z. B. 
Sanitär- und 
Umkleideräume) 

900 

900 

900 

900 

1140 

1560 

960 

1210 

1670 

1020 

1290 

1770 

1090 

1380 

1900 

1140 

1430 

1980 

3.37 

Hallenbäder 

1550 

1550 

1550 

1550 

2050 

2260 

1660 

2190 

2420 

1760 

2320 

2570 

1890 

2490 

2750 

1960 

2600 

2870 

3.381 

Industriegebäude, 
Werkstätten ohne Büro- 
und Sozialtrakt 

510 

510 

510 

510 

710 

830 

550 

750 

880 

590 

800 

940 

630 

860 

1020 

680 

890 

1050 

3.382 

Industriegebäude, 
Werkstätten mit Büro- 
und Sozialtrakt 

740 

740 

740 

740 

960 

1100 

780 

1020 

1160 

830 

1080 

1250 

880 

1160 

1330 

940 

1220 

1410 

3.391 

Lagergebäude 

(Kaltlager) 

440 

440 

440 

440 

820 

820 

480 

900 

900 

510 

930 

930 

550 

1010 

1010 

590 

1060 

1060 

3.392 

Lagergebäude 

(Warmlager) 

570 

570 

570 

570 

960 

960 

610 

1040 

1040 

650 

1090 

1090 

680 

1180 

1180 

740 

1220 

1220 

3.393 

Lagergebäude 
(Warmlager mitBüro- 
und Sozialtrakt) 

910 

910 

910 

910 

1230 

1230 

950 

1320 

1320 

1030 

1400 

1400 

1080 

1510 

1510 

1160 

1600 

1600 

' Umrechnungsfaktor hinsichtlich der Brutto-Grundfläche (BGF) für Tiefgaragen: BGF = tatsächliche Stellplatzfläche {Länge x Breite) x 1 ,55 
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3.4 Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 40 Jahre 

GKL 

Baujahr 

bis 1945 

1946-1959 

1960-1969 

1970-1984 

1985-1999 

ab 2000 

Ausstattungsstandard 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

einf. 

mittel 

geh. 

3.41 

Einkaufsmärkte, 

Großmärkte, 

Discountermärkte, 

Läden, Apotheken, 
Boutiquen, u. ä. 

710 

710 

710 

710 

950 

950 

760 

1020 

1020 

800 

1090 

1220 

860 

1170 

1310 

900 

1210 

1370 

3.42 

Tennishallen 

580 

580 

580 

580 

680 

680 

620 

730 

730 

650 

770 

890 

700 

830 

950 

730 

860 

1000 

3.43 

Reitsporthallen mit 
Stallungen, andere 
Stallungen, ehemalige 
landwirtschaftliche 
Mehrzweckhallen, 
Scheunen, u. ä. 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

220 

240 

290 

240 

260 

310 

250 

270 

330 


4. Kleingaragen und Carports (EUR/m^ BGF) 


Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 50 Jahre 



Baujahr 

alle 

GKL 

Ausstattungsstandard 

alle 

4.11 

Kleingaragen, 

freistehend 

320 

4.12 

Carports 

190 


5. Teileigentum 

Teileigentum ist in Abhängigkeit von der baulichen Gestaltung den vorstehenden Gebäudeklassen zuzuordnen. 


6. Auffangklausel 

Regelherstellungskosten für nicht aufgeführte Gebäudeklassen sind aus den Regelherstellungskosten vergleichbarer Gebäudeklassen abzuleiten. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
EU-Beitreibungsgesetz 

Um den Anforderungen des Binnenmarktes gerecht zu wer- 
den, insbesondere aber um die finanziellen Interessen der 
Mitgliedstaaten und die Neutralität des Binnenmarktes zu 
schützen, ist es notwendig, die gegenseitige Unterstützung 
bei der Beitreibung von Forderungen so weit wie möglich 
zu gewährleisten. Weder die Unterschiede der innerstaat- 
lichen Beitreibungsmaßnahmen, noch die mangelnde Koor- 
dinierung zwischen den zuständigen Behörden dürfen dazu 
führen, dass die Systeme zur Amtshilfe nicht effektiv ge- 
nutzt werden körmen. 

Die Schaffung von einheitlichen Mechanismen und klaren 
Regeln ist essentieller Bestandteil eines umfassenden Infor- 
mationsaustausches. Die Beitreibungsrichtlinie 2010/24/EU 
des Rates vom 16. März 2010 setzt daher an kritischen Re- 
gelungspunkten der Amtshilfe an und ermöglicht eine ge- 
genüber der Richtlinie 2008/55/EG wesentlich erweiterte 
und vereinfachte Form des Informationsaustausches. Dabei 
wird insbesondere den Erfahrungen der EU-Mitgliedstaaten 
Rechnung getragen. Entsprechend gestattet die Beitrei- 
bungsrichtlinie alle für die Geltendmachung und Eintrei- 
bung einer Forderung notwendigen Maßnahmen, insbeson- 
dere die Auskunftserteilung durch die ersuchte Behörde, die 
Zustellung aller relevanten Dokumente an den Forderungs- 
schuldner, die Beitreibung der Forderung und das Ergreifen 
von Sicherungsmaßnahmen. 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird die Richtlinie 2010/24/ 
EU des Rates vom 16. März 2010 über die Amtshilfe bei 
der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf bestimmte 
Steuern, Abgaben und sonstige Maßnahmen (Beitreibungs- 
richtlinie) in deutsches Recht umgesetzt. Die Beitreibungs- 
richtlinie ersetzt die Richtlinie 2008/55/EG des Rates vom 
26. Mai 2008, in der bisher die Beitreibung von Forderun- 
gen kodifiziert war, so dass auch das damit überholte EG- 
Beitreibungsgesetz (EG-BeitrG) gleichzeitig außer Kraft 
treten kann. 

Mit der Beitreibungsrichtlinie soll der bisherige Anwen- 
dungsbereich der Amtshilfe ausgeweitet und die Durchfüh- 
rung der Amtshilfe effizienter und effektiver ausgestaltet 
werden. Das Ziel der Anpassungen ist dabei sowohl die 
Möglichkeit der besseren Bewältigung von Amtshilfeersu- 
chen als auch die Möglichkeit, dem Anstieg der Anzahl der 
Ersuchen besser begegnen zu können. 

Die Neuerungen durch die Beitreibungsrichtlinie betreffen 
im Wesentlichen vier Bereiche, namentlich die Erweiterung 
des Geltungsbereiches der Amtshilfe, die Verbesserung 
des Informationsaustausches, die Vereinfachung des Zustel- 
lungsverfahrens und die Schaffung eines wirksameren Bei- 
treibungs- und Sicherungsverfahrens. 

Steuerrechtliche Regelungen 

Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet des Weiteren die 
Änderung und Neufassung der Regelungen des Lohnsteuer- 
abzugsverfahrens: Die Ablösung der einführenden Vor- 
schriften zur Bildung und die Anwendung der elektroni- 


schen Lohnsteuerabzugsmerkmale durch die Regelungen 
für das dauerhafte Verfahren. 

Mit Einfügung des § 39e des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) durch das Jahressteuergesetz 2008 hat der Gesetzge- 
ber eine Grundentscheidung für die Ablösung der altherge- 
brachten Lohnsteuerkarte getroffen. An ihre Stelle tritt die 
Erhebung der Lohnsteuer mit Hilfe der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) im Rahmen eines 
modernen, automationsgestützten Steuerabzugsverfahrens. 
Die automatisierte, zentralisierte Verwaltung der Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale in einer speziellen Datenbank trägt ent- 
scheidend zum Bürokratieabbau innerhalb und außerhalb 
der Finanzverwaltung bei. Im Zuge der Umstellung auf die- 
ses Verfahren ist eine Vielzahl technischer und gesetzgebe- 
rischer Schritte zu vollziehen. 

Mit dem Regelungspaket dieses Änderungsgesetzes für den 
Bereich der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
- mitunter auch elektronische Lohnsteuerkarte genarmt - 
werden die noch erforderlichen wesentlichen gesetzgeberi- 
schen Maßnahmen vollzogen, nämlich die Anpassung der 
gesamten lohnsteuerlichen Verfahrensvorschriften an das 
neue elektronische Verfahren, das ab 2012 flächendeckend 
angewendet werden soll. Dieses Regelungspaket stellt da- 
mit endgültig die Weichen für eine umfassende Modernisie- 
rung und Erleichterung des Lohnsteuerabzugsverfahrens - 
sowohl für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen als 
auch für die Arbeitgeber und die Finanzverwaltung. Es wer- 
den künftig aufwändige Medienbrüche vermieden, die 
durch Übertragung der bei Verwaltung und Arbeitgebern 
meist längst elektronisch gespeicherten lohnsteuerlichen 
Daten auf das Medium Lohnsteuerkarte anfielen. In Zukunft 
kann die Finanzverwaltung die Lohnsteuerabzugsmerkmale 
und eventuelle Änderungen den Arbeitgebern maschinell 
verwertbar zum Lohnsteuerabzug zur Verfügung stellen. 
Die Kommunen wurden bereits entlastet, weil sie ab dem 
Kalenderjahr 2011 von den Aufgaben der Lohnsteuerkar- 
tenerstellung und -Versendung sowie der Eintragung gewis- 
ser Lohnsteuerabzugsmerkmale auf den Lohnsteuerkarten 
entbunden sind. Diese Verfahrensumstellung führt für den 
Steuerpflichtigen zu Erleichterungen, weil er künftig durch 
eine Bündelung der Zuständigkeiten in steuerlichen Fragen 
nur noch mit dem Finanzamt zu tun hat. Das macht die Ver- 
fahrenswege für ihn einfacher und durch die Möglichkeit 
des elektronischen Abrufs auch schneller. 

Die zur Verfahrensumstellung auf die elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale erforderliche Überarbeitung der 
Vorschriften wird zugleich genutzt, um zusammenhängende 
Regelungsbereiche, z. B. zu den Steuerklassen, soweit mög- 
lich, an einer Stelle zu konzentrieren und das Lohnsteuerab- 
zugsverfahren übersichtlich und gut strukturiert zu regeln. 
Die bisherige Rechtsstellung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und der Arbeitgeber werden durch die Ver- 
fahrensumstellung weitestgehend in gleicher Form beibe- 
halten wie beim Lohnsteuerabzug mittels Lohnsteuerkarte. 
Materielle Rechte werden durch das neue Verfahren nicht 
eingeschränkt. 
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Im Weiteren enthält der Gesetzentwurf folgende steuerliche 

Regelungen: 

- Einführung eines Mindestbeitrags von 60 Euro pro Jahr 
für die im Rahmen der steuerlich geförderten Altersvor- 
sorge (§ 10a und Abschnitt XI EStG) mittelbar zulage- 
berechtigten Personen. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass u. a. bisher mittelbar Zulageberechtigte, die auf 
Grund der Berücksichtigung von Kindererziehungszei- 
ten in der gesetzlichen Rentenversicherung unmittelbar 
zulageberechtigt werden, in der Regel den für die unge- 
kürzte Zulagengewährung erforderlichen Mindesteigen- 
beitrag geleistet haben. Damit soll eine Rückforderung 
von Altersvorsorgezulagen aufgrund eines Wechsels des 
Zulagestatus vermieden werden. Die Anbieter haben die 
Anleger über die Neuregelung bis zum 31. Juli 2012 zu 
informieren. Für Zulageberechtigte, die in der Vergan- 
genheit in Unkenntnis ihres Zulagestatus zu geringe Al- 
tersvorsorgebeiträge geleistet haben, wird im Bereich 
der Altersvorsorgezulage für bestimmte Fälle die Mög- 
lichkeit vorgesehen, Beiträge nachträglich zu entrichten. 
Bereits zurückgeforderte Zulagen können darm im Er- 
gebnis wieder ausgezahlt werden; 

- Einführung einer Steuerfreiheit für Sozialversicherungs- 
renten an Empfänger, die als Verfolgte nach § 1 Bundes- 
entschädigungsgesetz anerkannt sind, § 3 Nummer 8a 
- neu - EStG; 

- Erweiterung des Katalogs der Freiwilligendienste um 
den Internationalen Jugendfreiwilligendienst, zur Er- 
möglichung einer Berücksichtigung als Kind im Rahmen 
des Familienleistungsausgleichs, § 32 EStG, §§ 2, 20 
des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG); 

- Engere Bindung der Gewährung von Grundfreibetrag 
und Sonderausgabenabzug an beschränkt steuerpflich- 
tige Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, § 50 EStG; 

- Einführung eines automatisierten Verfahrens für den 
Kirchensteuerabzug bei abgeltend besteuerten Kapitaler- 
trägen, §§ 51a, 52a EStG; 

- Aufhebung der sog. Sanierungsklausel zur Umsetzung 
der Entscheidung der Europäischen Kommission, § 8c 
Absatz la des Körperschaftsteuergesetzes (KStG); 

- Überarbeitung des 11. Teils der Anlage 24 des Bewer- 
tungsgesetzes zur Gewährleistung der Ennittlung des 
gemeinen Werts im Sachwertverfahren nach §§189 
bis 191 des Bewertungsgesetzes (BewG); 

- Einführung eines Antragsrechts eines beschränkt steuer- 
pflichtigen Erwerbers auf Behandlung des Vermögens- 
anfalls wie bei unbeschränkter Steuerpflicht, §§ 2, 16, 
19, 21 und 37 des Erbschaftssteuer- und Schenkungs- 
steuergesetzes (ErbStG); 

- Änderung des § 370 Absatz 6 der Abgabenordnung auf 
Grund der Richtlinie 2008/1 18/EG des Rates vom 
16. Dezember 2008 über das allgemeine Verbrauchsteu- 
ersystem und zur Aufhebung der Richtlinie 92/ 12/EWG 
und redaktionelle Anpassung an den Vertrag von Lissa- 
bon; 

- Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 
(5. VermBG), um den möglichen Missbrauch der Arbeit- 
nehmer-Sparzulage für bestimmte Immobilienvertriebs- 
modelle zu verhindern, die nicht der Intention des Fünf- 


ten Vermögensbildungsgesetzes entsprechen, §§ 2 und 
17 des 5. VermBG. 

Gesetzgebungskompetenz 

Für das EU-Beitreibungsgesetz (Artikel 1) und für das 
Außerkraftsetzen des EG-Beitreibungsgesetzes (Artikel 22 
Absatz 5) als Nebengesetze der Abgabenordnung ergibt sich 
die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 108 
Absatz 5 des Grundgesetzes (GG). 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für 
die Artikel 2, 4, 6 und 13 (Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des Solidaritäts- 
zuschlaggesetzes 1995 und des Fünften Vermögensbil- 
dungsgesetzes) aus Artikel 105 Absatz 2 erste Alternative 
Grundgesetz (GG), da das Steueraufkommen diesbezüglich 
dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 

Für Artikel 5 (Änderung des Gewerbesteuergesetzes) ergibt 
sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 105 Absatz 2 zweite Alternative GG. Da das Auf- 
kommen der Gewerbesteuer den Gemeinden (Artikel 106 
Absatz 6 Satz 1 GG) zusteht, hat der Bund das Gesetzge- 
bungsrecht allerdings nur, wenn die Voraussetzungen des 
Artikel 72 Absatz 2 GG vorliegen. Danach hat der Bund das 
Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder 
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im ge- 
samtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung 
erforderlich macht. Artikel 5 des Gesetzes zielt auf eine Än- 
derung einzelner Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes 
(GewStG) ab. Die bundesgesetzliche Regelung ist zur Wah- 
rung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli- 
chen Interesse erforderlich, da die in der jeweiligen Ge- 
meinde belegenen Betriebsstätten des Steuerpflichtigen ge- 
werbesteuerpflichtig sind und der Gewerbeertrag einheitlich 
für alle Betriebsstätten ermittelt wird. Dies erfordert, dass 
für die Ermittlung des Gewerbeertrags und für Befreiungen 
von der Gewerbesteuer bundeseinheitliche Regelungen be- 
stehen. 

Im Fall der Änderung des Zerlegungsgesetzes (Artikel 7) 
folgt die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 107 Absatz 1 Satz 2 GG. 

Für die Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 
(Artikel 8) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 11 GG. 

Im Fall der Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
(Artikel 9) hat der Bund die Gesetzgebungskompetenz nach 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG. Für die öffentliche Für- 
sorge steht dem Bund das Gesetzgebungsrecht zu, wenn und 
soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirt- 
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundes- 
gesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 
Absatz 2 GG). Die Regelung in Artikel 9 dient der Wahrung 
der Rechtseinheit. Das Kindergeld wird seit 1996 in 
Deutschland weit überwiegend als Steuervergütung nach den 
§§ 32, 62 ff. des Einkommensteuergesetzes gewährt. Das so- 
zialrechtliche Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
wurde im Verhältnis zum steuerrechtlichen Kindergeld als 
Auffangtatbestand für besondere, seltene Fallkonstellationen 
beibehalten. Aufgrund dieser engen Verknüpfung ist ein 
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Gleichlauf für die Kindergeldzahlungen nach dem Einkom- 
mensteuergesetz und nach dem Bundeskindergeldgesetz 
sicherzustellen. Mit der das Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz betreffenden Änderung werden die Ände- 
rungen des Einkommensteuergesetzes nachvollzogen und 
damit eine Rechtszersplitterung vermieden. 

Im Fall der Änderung des Bewertungsgesetzes (Artikel 10) 
ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 108 Absatz 5 sowie aus Artikel 105 Absatz 2 zweite 
Alternative in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Da 
das Bewertungsgesetz bereits bundesrechtlich geregelt ist 
und es um die Anpassung dieses Rechts geht, kommt auch 
aus diesem Grunde nur eine bundesgesetzliche und nicht 
etwa eine landesgesetzliche Regelung in Betracht. Eine lan- 
desgesetzliche Regelung könnte zu einer nicht zu rechtferti- 
genden Wettbewerbsverzerrung fuhren. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für 
die Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge- 
setzes (Artikel 11) aus Artikel 105 Absatz 2 zweite Alterna- 
tive GG. Da das Aufkommen der Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuer (Artikel 1 06 Absatz 2 Nummer 2 GG) den 
Ländern zusteht, hat der Bund das Gesetzgebungsrecht al- 
lerdings nur, wenn die Voraussetzungen des Artikel 72 
Absatz 2 GG vorliegen. Danach hat der Bund das Gesetzge- 
bungsrecht, weim und soweit die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der 
Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inter- 
esse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 
Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Inter- 
esse erforderlich. Unterschiedliche landesrechtliche Rege- 
lungen bei der Erbschaftsteuer würden Rechtsunsicherheit 
erzeugen und wären problematisch, weil es sich bei den hier 
zu regelnden Fällen um Sachverhalte mit Auslandsberüh- 
rung im Raum der EU und des Europäischen Währungsrau- 
mes (EWR) handelt. Eine Rechtszersplitterung kann weder 
im Interesse des Bundes noch der Länder hingenommen 
werden. Die gesamtwirtschaftlichen Interessen würden bei 
einer landesrechtlichen Zersplitterung des Erbschaft- und 
Schenkungsteuerrechts beeinträchtigt werden, weil unter- 
schiedliche Regelungen oder sogar das Unterlassen einer 
Regelung durch einzelne Länder zu einer dem einheitlichen 
Lebens- und Wirtschaftsraum widersprechenden Wett- 
bewerbsverzerrung führen würden, die sich nachteilig auf 
die gesamtwirtschaftliche Situation der Bundesrepublik 
Deutschland auswirkt. Die Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung wäre bei jeweiliger Einzelregelung durch Länderge- 
setze selbst dann nicht mehr gewährleistet, wenn man unter- 
stellt, dass diese die nämliche Zielsetzung verfolgten, denn 
es ist nicht davon auszugehen, dass diese in völliger Über- 
einstimmung durch die Gesetze der Länder konkretisiert 
wird. 

Für die Änderung der Abgabenordnung (Artikel 12) ergibt 
sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus 
Artikel 108 Absatz 5 GG. 

Für die Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB 111) (Artikel 14) ergibt sich die konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 


Nummer 12 GG (Sozialversicherung einschließlich der Ar- 
beitslosenversicherung). 

Für die Änderung des Jugendarbeitschutzgesetzes (Arti- 
kel 15) ergibt sich die konkurrierende Gesetzgebungskomp- 
etenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG 
(Arbeitsrecht, einschließlich Arbeitsschutz). § 52 JArbSchG 
sollte dazu dienen, die Aufsicht der Arbeitsschutzbehörden 
zu erleichtern, um ggf. Maßnahmen zur Sicherheit und zum 
Gesundheitsschutz von Kindern bei der Arbeit treffen zu 
können. 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz (Artikel 19) ist 
auf der Grundlage des Artikel 74 Absatz 1 Nummer 13 GG 
(Regelung der Ausbildungsbeihilfen) erlassen worden. Es 
stellt zur Gewährleistung von Chancengleichheit im Bil- 
dungswesen bundesweit einheitliche Bedingungen bei der 
individuellen Ausbildungsförderung sicher und dient der 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundes- 
gebiet und der Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatli- 
chen Interesse (Artikel 72 Absatz 2 GG). Es besteht auch 
ein Bedarf an einer bundeseinheitlich geregelten Auskunfts- 
pflicht der Arbeitgeber, da der Auszubildende, dessen El- 
tern und auch der Arbeitgeber selbst ihren (Wohn-)Sitz in 
verschiedenen Bundesländern haben können. Mit der Ände- 
rung des § 47 Absatz 5 Nummer 1 Bundesausbildungsfor- 
derungsgesetz wird im Übrigen nur die Änderung im Ein- 
kommensteuergesetz nachvollzogen. 

Das Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz (Artikel 20) ist 
auf der Grundlage des Artikel 74 Absatz 1 Nummer 13 GG 
(Regelung der Ausbildungsbeihilfen) erlassen worden. Es 
stellt zur Gewährleistung von Chancengleichheit in der be- 
ruflichen Weiterbildung bundesweit einheitliche Bedingun- 
gen bei der individuellen Aufstiegsfortbildungsförderung si- 
cher und dient der Herstellung gleichwertiger Lebensver- 
hältnisse im Bundesgebiet und der Wahrung der Rechtsein- 
heit im gesamtstaatlichen Interesse (Artikel 72 Absatz 2 
GG). Es besteht auch ein Bedarf an einer bundeseinheitlich 
geregelten Auskunftspflicht der Arbeitgeber, da der Auszu- 
bildende, dessen Eltern und auch der Arbeitgeber selbst ih- 
ren (Wohn-)Sitz in verschiedenen Bundesländern haben 
können. Mit der Änderung des § 21 Absatz 4 Nummer 1 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz wird im Übrigen nur 
die Änderung im Einkommensteuergesetz nachvollzogen. 

Gleichstellungspolitische Relevanzprüfung 

Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsord- 
nung der Bundesministerien vorzunehmenden Relevanzprü- 
fung sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Le- 
benssituation von Frauen und Männern keine Auswirkun- 
gen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwi- 
derlaufen. 

Nachhaltigkeit 

Das Vorhaben entspricht einer nachhaltigen Entwicklung, 
indem es das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. 
Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren 
ist nicht gegeben. 
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Finanzielle Answirknngen 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuer- 
art / 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Volle 

Jahres- 

Wirkung' 

Kassenjahr 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

1 

6 3 Nummer 8a EStG 

Insg. 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

Steuerbefreiung für Renten der gesetzlichen 

ESt 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

-5 

Rentenversicherung, wenn diese an Verfolgte 

SolZ 







im Sinne des § 1 BEG gezahlt werden 









Bund 

-2 

- 2 

- 2 

- 2 

- 2 

-2 


ESt 

-2 

- 2 

- 2 

- 2 

- 2 

-2 


SolZ 








Länder 

-2 

- 2 

- 2 

- 2 

- 2 

-2 


ESt 

-2 

- 2 

- 2 

- 2 

- 2 

-2 


Gern. 

- 1 

- 1 

- 1 

- 1 

- 1 

- 1 


ESt 

- 1 

- 1 

- 1 

- 1 

- 1 

- 1 

2 

6 10a EStG 

Insg. 

-5 

. 

-45 

-25 

-5 

-5 

Einführung eines Sockelbetrages von 60 €zur 

ESt 

-5 

- 

-5 

-5 

-5 

-5 

Erhaltung des Zulageanspruohs bei mittelbar 

LSt 


- 

-40 

-20 



Zu läge berechtigten 

SolZ 


- 






Bund 

- 2 

. 

-19 

- 11 

-2 

-2 


ESt 

-2 

- 

- 2 

- 2 

- 2 

-2 


LSt 


- 

- 17 

-9 




SolZ 


- 






Länder 

-2 

. 

-19 

-10 

- 2 

- 2 


ESt 

-2 

- 

- 2 

- 2 

- 2 

-2 


LSt 


- 

- 17 

-8 




Gern. 

- 1 

. 

- 7 

- 4 

- 1 

- 1 


ESt 

- 1 

- 

- 1 

- 1 

- 1 

- 1 


LSt 


- 

-6 

-3 



3 

§ 32 EStG. §§ 2. 20 Bundeskinderaeldaesetz 

Insg. 







(BKGGt 

ESt 







Erweiterung des Katalogs der 

LSt 







Freiwilligendienste um den Internationalen 

SolZ 







Jugendfreiwilligendienst zur Ermöglichung einer 








Berücksichtigung als Kind im Rahmen des 

Bund 







Familienleistungsausgleichs^ 

ESt 








LSt 








SolZ 








Länder 








ESt 








LSt 








Gern. 








ESt 








LSt 
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lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Steuer- 

art/ 

Gebiets- 

körper- 

schaft 

Volle 

Jahres- 

Wirkung' 

Kassenjahr 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

4 

ß 8c Absatz 1 a KStG 

Insg. 

+ 445 

+ 495 

+ 445 

+ 445 

+ 445 

+ 445 


Aufhebung der Sanierungsklausel bei der 

GewSt 

+ 210 

+ 235 

+ 210 

+ 210 

+ 210 

+ 210 


Mantelkaufregelung § 8c KStG^ 

KSt 

+ 225 

+ 250 

+ 225 

+ 225 

+ 225 

+ 225 



SolZ 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 



Bund 

+ 131 

+ 144 

+ 131 

+ 131 

+ 131 

+ 131 



GewSt 

+ 8 

+ 9 

+ 8 

+ 8 

+ 8 

+ 8 



KSt 

+ 113 

+ 125 

+ 113 

+ 113 

+ 113 

+ 113 



SolZ 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 



Länder 

+ 139 

+ 155 

+ 139 

+ 139 

+ 139 

+ 139 



GewSt 

+ 27 

+ 30 

+ 27 

+ 27 

+ 27 

+ 27 



KSt 

+ 112 

+ 125 

+ 112 

+ 112 

+ 112 

+ 112 



Gern. 

+ 175 

+ 196 

+ 175 

+ 175 

+ 175 

+ 175 



GewSt 

+ 175 

+ 196 

+ 175 

+ 175 

+ 175 

+ 175 


5 Finanzielle Auswirkungen insgesamt 

Insg. 

+ 435 

+ 490 

+ 395 

+ 415 

+ 435 

+ 435 


GewSt 

+ 210 

+ 235 

+ 210 

+ 210 

+ 210 

+ 210 


ESt 

- 10 

-5 

- 10 

- 10 

- 10 

- 10 


LSt 



-40 

-20 




KSt 

+ 225 

+ 250 

+ 225 

+ 225 

+ 225 

+ 225 


SolZ 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 


Bund 

+ 127 

+ 142 

+ 110 

+ 118 

+ 127 

+ 127 


GewSt 

+ 8 

+ 9 

+ 8 

+ 8 

+ 8 

+ 8 


ESt 

-4 

-2 

- 4 

-4 

-4 

-4 


LSt 



- 17 

-9 




KSt 

+ 113 

+ 125 

+ 113 

+ 113 

+ 113 

+ 113 


SolZ 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 

+ 10 


Länder 

+ 135 

+ 153 

+ 118 

+ 127 

+ 135 

+ 135 


GewSt 

+ 27 

+ 30 

+ 27 

+ 27 

+ 27 

+ 27 


ESt 

-4 

-2 

- 4 

-4 

-4 

-4 


LSt 



- 17 

-8 




KSt 

+ 112 

+ 125 

+ 112 

+ 112 

+ 112 

+ 112 


Gern. 

+ 173 

+ 195 

+ 167 

+ 170 

+ 173 

+ 173 


GewSt 

+ 175 

+ 196 

+ 175 

+ 175 

+ 175 

+ 175 


ESt 

-2 

- 1 

- 2 

-2 

-2 

-2 


LSt 



-6 

-3 




Anmerkungen: 

Wirkung für einen voiien (Veraniagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 
Nicht bezifferbare Steuermindereinnahmen. 

Die finanzieiien Auswirkungen feigen unmitteibar aus dem Beschiuss der Europäischen Kommission K(201 1 )275 (endgüitig) vom 
26. Januar 2011, nach dem es sich bei der Sanierungskiausei des § 8c Absatz 1a KStG um eine nicht mit dem Binnenmarkt 
vereinbare Beihiife handeit. Deutschiand wurde verpfiiehtet, die Vorschrift aufzuheben und bereits gewährte Beihiifen 
zurüokzufordern. 


Sonstige Kosten 

Über die gesondert dargestellten Bürokratiekosten aus Informationspflichten hinaus entstehen der Wirtschaft, einschließlich 
mittelständischer Unternehmen, keine direkten sonstigen Kosten. 

Die Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes verhindert den Missbrauch der staatlichen Förderung durch die Ar- 
beitnehmer-Sparzulage für bestimmte Immobilienvertriebsmodelle. Es ist zu erwarten, dass sich die Nachfrage der Arbeit- 
nehmer in diesem Bereich auf weiterhin staatlich geförderte Anlageformen im Sirme des Fünften Vermögensbildungsgeset- 
zes verschiebt. 

Auswirkungen auf Einzelpreise sind nicht zu erwarten. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher- 
preisniveau treten nicht ein. 


Bürokratiekosten 


Ifd. Nr. 

Vorschrift 

Informationspflicht 

Bürger 
in min 

je Fall (einschl. 
Periodizität) 

Bürokratieb 
Bürger 
(sonst. 
Kosten in 
EUR) 
je Fall 
(einschl. 

Periodizität) 

e-/-entlastung für 
Unternehmen 
in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Verwaltung 
in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Fallzahl 

Periodizität 

Merk 

A 

unft in 

B 

% 

c 

1 

§ 39e Absatz 2 Satz 5 

EStG 

Antragsrecht des Arbeitnehmers, von den 
Meldedaten abweichende ELStAM durch 
das Finanzamt bilden zu lassen 

6 

0,55 



40.000 

1,00 

0 

0 

100 

2 

§ 39e Absatz 4 Satz 1 

EStG 

Möglichkeit des Arbeitnehmers, dem 
Arbeitgeber auch den Freibetrag für 
weiteres bzw. weitere Dienstverhältnisse 
nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 
EStG mitzuteilen 

20 




4.000 

1,00 

0 

0 

100 

3 

§ 39e Absatz 4 Satz 3 

EStG 

Arbeitgeber muss im Rahmen des Abrufs 
der ELStAM Angaben zum Freibetrag nach 
§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 EStG 
(Freibetrag für weiteres bzw. weitere 
Dienstverhältnisse) BZSt mitteilen 



0 


4.000 

1,00 

0 

0 

100 

4 

§ 39e Absatz 7 Satz 6 

EStG 

Arbeitgeber muss im Rahmen des 
Flärtefallverfahrens zu ELStAM den Tag 
der Beendigung des Dienstverhältnisses 
dem Betriebsstättenfinanzamt mitteilen. 



784 


320.000 

1,00 

0 

0 

100 

5 

§ 51a Absatz 2e EStG 

Automatisiertes Verfahren für 
Kirchensteuerabzug bei abgeltend 
besteuerten Kapitalerträgen 



2.253 


1.000 

1,00 

0 

0 

100 

6 

§ 52 Absatz 63b Satz 1 
EStG 

Der Zulageberechtigte muss seinen 
Anbieter über eine beabsichtigte 
Nachzahlung von Altersvorsorgebeiträgen 
informieren. 

6 

2,00 



130.000 

1,00 

0 

0 

100 
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Ifd. Nr. 

Vorschrift 

Informationspflicht 

Bürger 
in min 

je Fall (einschl. 
Periodizität) 

Bürokratieb 
Bürger 
(sonst. 
Kosten in 
EUR) 
je Fall 
(einschl. 

Periodizität) 

e-/-entlastung für 
Unternehmen 
in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Verwaltung 
in Tsd. EUR 
(insgesamt) 

Fallzahl 

Periodizität 

Merk 

A 

unft in 

B 

% 

c 

7 

§ 52 Absatz 63b Satz 2 
EStG 

Der Anbieter muss die nunmehr gültigen 
Daten nach § 89 Absatz 2 Satz 1 EStG mit 
einem korrigierten Datensatz an die 
zentrale Stelle übermitteln. 



320 


390.000 

1,00 

0 

0 

100 

8 

§ 52 Absatz 63a Satz 2 
EStG 

Der Anbieter eines Altersvorsorgevertrages 
muss seinen Vertragspartner einmalig über 
die neu eingeführte Beitragspflicht für 
mittelbar Zulageberechtigte informieren. 



49.958 


14.397.000 

1,00 

0 

0 

100 


Summe ohne Einmalkosten in EUR 



3.037 

0 

Summe Einmalkosten in EUR 



50.277 

0 


Hinweis: Die Darstellung mit einem Punkt bedeutet lediglich, dass eine Quantifizierung nicht möglich ist, z. B. weil keine Daten vorhanden sind. Daraus kann nicht geschlos- 
sen werden, dass die Informationspflichten nicht zu bürokratischen Be-/Entlastungen fuhren. 

**) Diese Bürokratiekosten fallen nur einmalig an. Sie sind nur in der Summe „Einmalkosten“ enthalten. 

Durch das neue EU-Beitreibungsgesetz (Artikel 1) werden Pflichten der Verwaltung verändert. Diese Veränderungen fallen unter den Vohzugsaufwand. 

Durch die Neuregelungen des Verfahrens der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Artikel 2 Nummer 1 und 7 bis 23, Artikel 2 Nummer 24 Buchstabe b, Artikel 2 
Nummer 25 bis 27 Buchstabe c bis d, Artikel 3, 6 bis 8, 9 Nummer 2 sowie Artikel 14 bis 20) werden neben den in der vorstehenden Tabelle aufgeführten Informationspfhch- 
ten weitere Informationspflichten der Bürgerinnen und Bürger sowie der Wirtschaft ohne Auswirkungen auf die Belastungen aus Informationspflichten in andere Normen ver- 
schoben. 

Die Änderung in § 2 Absatz 3 ErbStG (Artikel 11) betrifft ausschließlich nicht im Inland ansässige Steuerpflichtige. Für diese sind Belastungen aus Informationspflichten nach 
dem Standardkosten-Modell nicht einzuschätzen. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz über die Durchführung der 
Amtshilfe bei der Beitreibung von 
Forderungen in Bezug auf bestimmte 
Steuern, Abgaben und sonstige Maß- 
nahmen zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union; EU-Beitrei- 
bungsgesetz - EUBeitrG) 

I. Ziel des Gesetzes 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird die Richtlinie 2010/24/ 
EU des Rates vom 16. März 2010 über die Amtshilfe bei 
der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf bestimmte 
Steuern, Abgaben und sonstige Maßnahmen (Beitreibungs- 
richtlinie) in deutsches Recht umgesetzt. Die Beitreibungs- 
richtlinie ersetzt die Richtlinie 2008/55/EG des Rates vom 
26. Mai 2008, in der bisher die Beitreibung von Forderun- 
gen kodifiziert war, so dass auch das damit überholte EG- 
Beitreibungsgesetz (EG-BeitrG) gleichzeitig außer Kraft 
treten kann. 

II. Wesentlicher Inhalt 

Um den Anforderungen des Binnenmarktes gerecht zu wer- 
den, insbesondere aber um die finanziellen Interessen der 
Mitgliedstaaten und die Neutralität des Binnenmarktes zu 
schützen ist es notwendig, die gegenseitige Unterstützung 
bei der Beitreibung von Forderungen so weit wie möglich 
zu gewährleisten. Weder die Unterschiede der innerstaat- 
lichen Beitreibungsmaßnahmen, noch die mangelnde Koor- 
dinierung zwischen den zuständigen Behörden dürfen dazu 
führen, dass die Systeme zur Amtshilfe nicht effektiv ge- 
nutzt werden können. 

Die bisherige Regelung begrenzte den Anwendungsbereich 
von Amtshilfeersuchen auf bestimmte Steuern und Abga- 
ben. Die Beitreibungsrichtlinie hebt diese Begrenzung auf 
und erweitert somit die Möglichkeit, um Amtshilfe bezüg- 
lich sämtlicher Steuern und Abgaben zu ersuchen. Hier- 
durch wird auch gewährleistet, dass alle juristischen und na- 
türlichen Personen in der Europäischen Union von den Re- 
gelungen erfasst werden. Gleichzeitig wird der ständig zu- 
nehmenden Vielfalt an Rechtsvereinbarungen, unabhängig 
davon ob es sich um herkömmliche Instrumente wie Trusts 
und Stiftungen oder um neue rechtliche Konstruktionen 
handelt, Rechnung getragen. Dies schafft eine klare Rege- 
lung in Bezug auf die Rechte und Pflichten sowohl der Mit- 
gliedstaaten als auch der Steuerpflichtigen. 

Die Verbesserung des Informationsaustausches wird durch 
unterschiedliche Regelungen erreicht. Es wird eine Rechts- 
grundlage für den Informationsaustausch ohne Ersuchen zu 
einzelnen Steuererstattungen geschaffen. Aus Gründen der 
Effizienz wird es ferner ermöglicht, dass Bedienstete aus ei- 
nem Mitgliedstaat behördlichen Ermittlungen in einem an- 
deren Mitgliedstaat beiwohnen oder an diesen teilnehmen. 

Um die Möglichkeiten der Beantragung von Beitreibungs- 
oder Sicherungsmaßnahmen in anderen Mitgliedstaaten zu 
vereinfachen und zu erweitern, kaim ein Ersuchen um 
Amtshilfe auch dann schon gestellt werden, werm die inlän- 
dischen Beitreibungsverfahren noch nicht völlig ausge- 
schöpft worden sind. Darüber hinaus wird auch die für die 


ersuchte Behörde relevante Ermächtigung, die Kosten der 
Beitreibung von dem Schuldner einzufordern, festgelegt. 

Neben diesen Bereichen sind auch die Rechtsschutzmög- 
lichkeiten des Steuerpflichtigen in den jeweiligen Mitglied- 
staaten einheitlich geregelt. Die Beitreibungsrichtlinie legt 
verständlich und überschaubar die jeweiligen Zuständigkei- 
ten der nationalen Gerichte bei im Zusammenhang mit den 
Maßnahmen der Geltendmachung und Eintreibung der For- 
derung entstehenden Streitigkeiten fest. 

Maßgebliche Veränderung ist vor allem die sich auf jeden 
Anwendungsbereich der Amtshilfe beziehende Vereinfa- 
chung der Behördenkommunikation. Zukünftig soll der In- 
fonnationsaustausch durch elektronische Übennittlung von 
Formblättern stattfmden. Eine allgemeine Verpflichtung, 
Ersuchen und Schriftstücke in elektronischer Form über ein 
elektronisches Netzwerk zu übermitteln, erlaubt es, automa- 
tisch die Sprache des anderen Mitgliedstaates bereitzustel- 
len, um so die Sprachbarrieren zu überwinden und Ersuchen 
rascher und leichter zu bearbeiten. 

Mit der Annahme eines einheitlichen Titels für Vollstre- 
ckungsmaßnahmen in dem Mitgliedstaat der ersuchten Be- 
hörde und der Annahme eines einheitlichen Standardform- 
blatts für die Zustellung von Rechtstiteln und Entscheidun- 
gen im Zusammenhang mit der Forderung werden die Pro- 
bleme der Anerkermung und Übersetzung von Rechtstiteln 
eines anderen Mitgliedstaates, die Hauptursache der man- 
gelnden Wirksamkeit der derzeitigen Amtshilfemodalitäten 
sind, ausgeräumt. 

Die Bestimmungen zur Datensicherheit, z. B. bei der Über- 
mittlung oder Speicherung der Daten, werden von der Euro- 
päischen Kommission in Durchführungsbestimmungen zur 
RL 2010/24/EU festgelegt werden. Diese sind bislang noch 
nicht ergangen. 

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Zu § 1 (Anwendungsbereich und anzuwendendes 

Recht) 

Zu Absatz I 

Umfasste Forderungen 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 2 Absatz 1 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die Beitreibungsrichtlinie umfasst 
die Amtshilfe zur Geltendmachung der in Nummern 1 bis 3 
aufgezählten Forderungen. Im Gegensatz zu Artikel 2 
Buchstabe a bis h der Richtlinie 2008/55/EG beziehungs- 
weise § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 8 EG-BeitrG ist auf die 
Aufzählung einzelner Abgaben und Steuern verzichtet wor- 
den. Der Anwendungsbereich ist erweitert worden und stellt 
abstrakt auf Steuern und Abgaben aller Art ab und verhin- 
dert damit Umgehungsmöglichkeiten. 

Zu Absatz 2 

Umfasste Nebenforderungen 

Absatz 2 entspricht Artikel 2 Absatz 2 der Beitreibungs- 
richtlinie. Die bisher in Artikel 2 Buchstabe i der Richtlinie 
2008/55/EG beziehungsweise § 1 Absatz 2 Nummer 9 EG- 
BeitrG erwähnten Forderungen, die mit den Forderungen 
nach Artikel 2 Buchstabe a bis h der Richtlinie 2008/55/EG 
beziehungsweise § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 8 EG-BeitrG 
in Zusammenhang stehen, nämlich Zinsforderungen und 
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Kosten, erfahren eine erhebliche Neuregelung. Zum einen 
wird der Anwendungsbereich der Amtshilfe auch in Bezug 
auf diese Nebenforderungen erheblich erweitert. Zum ande- 
ren werden sie in einem eigenen Absatz zusammengefasst. 
Hierdurch wird eine auch systematisch erkennbare Tren- 
nung der von der Beitreibungsrichtlinie erfassten Forderun- 
gen einerseits und den mit diesen Forderungen in Zusam- 
menhang stehenden Geldstrafen, Geldbußen, Gebühren, Zu- 
schläge, Zinsen und Kosten andererseits erreicht. 

Zu Absatz 3 

Nicht umfasste Forderungen 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 2 Absatz 3 der 
Beitreibungsrichtlinie. Um den nunmehr sehr weit gefassten 
Anwendungsbereich der Beitreibungsrichtlinie zu be- 
grenzen, ist in Absatz 3 ein Negativkatalog eingeführt wor- 
den. Danach sind von der Amtshilfe die Pflichtbeiträge zur 
Sozialversicherung sowie vertragliche Gebühren nicht er- 
fasst. Die Nummern 2 und 4 enthalten eine Klarstellung da- 
hingehend, dass außerhalb des Anwendungsbereiches des 
Absatzes 2 weder Gebühren noch strafrechtliche Sanktio- 
nen der Amtshilfe unterliegen. 

Zu Absatz 4 

Verweis auf die Abgabenordnung 

Absatz 4 verweist für eingehende und ausgehende Ersuchen 
auf die entsprechenden Vorschriften der Abgabenordnung, 
da es sich bei dem EU-Beitreibungsgesetz um ein Nebenge- 
setz der Abgabenordnung handelt. Die darauf beruhenden 
Verwaltungsanweisungen, insbesondere der Anwendungs- 
erlass zur Abgabenordnung, die Dienstvorschrift zur An- 
wendung der Abgabenordnung im Bereich der Zollverwal- 
tung sowie die Vollstreckungs- und die Vollziehungsanwei- 
sungen, sind ebenfalls anzuwenden. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Begriffsbestimmung in Bezug auf die Beitreibungsrichtlinie 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 3 der Beitrei- 
bungsrichtlinie. Es ergibt sich eine teilweise Überschnei- 
dung mit der Begriffsbestimmung in der Abgabenordnung. 

Absatz 2 dient der Klarstellung des Bezugspunktes der Ver- 
weisungen nationaler Vorschriften auf die Beitreibungs- 
richtlinie. Sofern eine nationale Norm auf die Beitreibungs- 
richtlinie verweist, ist hierunter nunmehr die Richt- 
linie 2010/24/EU des Rates vom 16. März 2010 über die 
Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug 
auf bestimmte Steuern, Abgaben und sonstige Maßnahmen 
zu verstehen. 

Zu § 3 (Zuständigkeit und Prüfungsbefugnisse für Ersu- 
chen) 

Die Beitreibungsrichtlinie sieht eine vereinheitlichte natio- 
nale Struktur vor, die sowohl die Kommunikation der Mit- 
gliedstaaten untereinander als auch zwischen den Mitglied- 
staaten und der Europäischen Kommission vereinfachen 
soll. § 3 dient der Umsetzung von Artikel 4 der Beitrei- 
bungsrichtlinie und legt die innerstaatlichen Zuständigkei- 
ten fest. 


Zu Absatz 1 

Festlegung der zuständigen Behörde, des zentralen Verbin- 
dungsbüros und weiterer Verbindungsbüros 

Absatz 1 Satz 1 legt das Bundesministerium der Finanzen 
als die ausschließlich nach Artikel 4 Absatz 1 und 2 der 
Beitreibungsrichtlinie zuständige Behörde und als zentrales 
Verbindungsbüro für die Verbindung zu den anderen Mit- 
gliedstaaten fest. Von der Möglichkeit, das zentrale Verbin- 
dungsbüro gleichzeitig als zuständige Stelle tür die Verbin- 
dung zur Kommission zu benennen wird kein Gebrauch ge- 
macht, derm dies sollen die verschiedenen Verbindungs- 
büros übernehmen. Hierzu wird von der Ermächtigung des 
Artikels 4 Absatz 3 der Beitreibungsrichtlinie Gebrauch ge- 
macht, indem diese Verbindungsbüros tür bestimmte, in 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 aufgezählte Fälle benannt wer- 
den. Absatz 1 Satz 4 beinhaltet die vorzunehmende Zuläs- 
sigkeitsprüfung durch die Verbindungsbüros. 

Zu Absatz 2 

Weiterleitung der eingehenden und ausgehenden Ersuchen 

Absatz 2 legt die notwendige Weiterleitung der eingehenden 
Ersuchen an die in § 4 Absatz 2 benannten Stellen nach Prü- 
fung der Ersuchen nach Absatz 1 Satz 4 fest. Dies trägt der 
nationalen Kompetenzverteilung und föderalen Struktur 
Rechnung. 

Entsprechend Absatz 2 Satz 2 werden ausgehende Ersuchen 
von den in § 4 Absatz 1 genannten Behörden an die entspre- 
chenden Verbindungsbüros geleitet. Ausgehende Ersuchen 
werden von den genannten Stellen ausgehen, da diese als 
Vollstreckungsbehörden primär mit der Vollstreckung be- 
traut sind. Die Bündelung dieser Ersuchen in den Verbin- 
dungsbüros stellt unter anderem die sichere Kommunikation 
mit den anderen Mitgliedstaaten sicher. 

Zu § 4 (Zuständigkeit für die Vollstreckung eingehender 
Ersuchen) 

Zu Absatz 1 

Zuständigkeit für die Vollstreckung eingehender Ersuchen 

Absatz 1 legt die Vollstreckungsbehörden für Zwecke der 
Amtshilfe fest und regelt deren jeweilige Zuständigkeiten. 
Die Zuständigkeit richtet sich nach dem dritten Abschnitt 
des ersten Teils der Abgabenordnung. 

Zu Absatz 2 

Amtshilfe 

Die Gemeinden können Amtshilfe in Anspruch nehmen. Im 
Gegensatz zu den Finanzämtern und Hauptzollämtem dür- 
fen sie jedoch nicht zur Amtshilfeleistung nach Maßgabe 
dieses Gesetzes verpflichtet werden, denn nach Artikel 84 
Absatz 1 Satz 7 GG dürfen Gemeinden und Gemeindever- 
bänden Aufgaben nicht durch ein Bundesgesetz übertragen 
werden. 

Zu Absatz 3 

Übertragung der Befugnisse 

Absatz 3 ermöglicht unter bestimmten Voraussetzungen die 
Übertragung der Amtshilfe in Bezug auf die Vollstreckung 
auf weitere als in Absatz 2 Nummer 1 genannte Landesbe- 
hörden. 
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Zu Abschnitt 2 (Erteilen von Auskünften) 

Zu § 5 (Erteilen von Auskünften an andere Mit- 

gliedstaaten auf Ersuchen) 

Zu Absatz 1 

Erteilen von Auskünften 

Nach Absatz 1 teilt die zuständige Behörde der ersuchenden 
Behörde alle Auskünfte mit, die bei der Beitreibung einer 
Forderung gemäß § 1 voraussichtlich erheblich sein werden. 
Damit wird der Standard des Artikels 26 des OECD-Mus- 
terabkommens, hier zu Transparenz und effektivem Infor- 
mationsaustausch, für Besteuerungszwecke umgesetzt. Die 
Behörde veranlasst alle erforderlichen Ermittlungen, die 
nach den deutschen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
vergleichbaren Fällen vorgesehen sind. Die Regelung be- 
trifft den Umfang sowohl in sachlicher Hinsicht als auch mit 
Blick auf die durchzuführenden Ermittlungen. Sie stellt im 
Gegensatz zu der missverständlichen Verweisung des bishe- 
rigen § 3 Absatz 1 EG-BeitrG einen eindeutigen Rahmen 
für die Amtshilfe bei der Erteilung von Auskünften auf. Das 
Ersuchen erfolgt auf einem Standardformblatt, dessen Inhalt 
durch eine Verordnung der EU vorgegeben wird. 

Zu Absatz 2 

Unterbleiben der Auskunftserteilung 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie und stellt in einem Negativkatalog 
dar, warm eine Auskunftserteilung nicht stattfindet. Auch 
dieser Absatz dient der Umsetzung des zuvor genannten 
OECD-Standards, denn er gibt den Inhalt des Artikels 26 
Absatz 3 des OECD-Musterabkommens wieder. 

Zu Absatz 3 

Transparenz und effektiver Informationsaustausch 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 3 der 
Beitreibungsrichtlinie und stellt mit einer Negativfonnulie- 
rung klar, dass die Mitgliedstaaten sich nicht einzig auf na- 
tionale Bestimmungen bezüglich Banken, sonstigen Finan- 
zinstituten, Bevollmächtigten, Vertretern oder Treuhändern 
berufen können. Dieser Absatz dient ebenfalls der Umset- 
zung des OECD-Standards zu Transparenz und effektiven 
Informationsaustausch für Besteuerungszwecke, denn er 
gibt den entsprechenden Wortlaut des Artikels 26 Absatz 5 
des OECD-Musterabkommens wieder. 

Zu Absatz 4 

Mitteilung der Ablehnungsgründe 

Sofern einem Auskunftsersuchen nicht stattgegeben werden 
kann, sind der ersuchenden Behörde die Gründe hierfür mit- 
zuteilen. 

Zu § 6 (Erteilen von Auskünften an andere Mitgliedstaa- 
ten ohne Ersuchen) 

Zu Absatz 1 

Erteilung von Auskünften in Erstattungsfallen 

Absatz 1 setzt Artikel 6 der Beitreibungsrichtlinie um. Es 
soll eine erleichterte Auskunftserteilung in den Fällen er- 
möglicht werden, in denen es um die Erstattung von Steuern 
und Abgaben geht. Die Beitreibungsrichtlinie ist diesbezüg- 
lich nicht verpflichtend, sondern lässt den Mitgliedstaaten 


einen Umsetzungsspielraum („kann“). Bei der Umsatz- 
steuer ist eine Auskunftserteilung ohne Ersuchen nicht vor- 
gesehen, es sei denn es handelt sich um die Einfuhrumsatz- 
steuer. 

Zu Absatz 2 

Verpflichtung der Hauptzollämter und Frist 

Absatz 2 regelt, dass soweit die Hauptzollämter betroffen 
sind, eine entsprechende Information erfolgen muss. Die 
Frist von zehn Arbeitstagen soll es dem anderen Mitglied- 
staat ermöglichen, eventuell bestehende sonstige Forderun- 
gen gegen den Steuerpflichtigen mit dem Erstattungsbetrag 
aufrechnen zu körmen. 

Zu Abschnitt 3 (Zustellung von Dokumenten) 

Zu § 7 (Zustellungsersuchen von anderen Mit- 

gliedstaaten) 

Zu Absatz 1 

Verfahren bei eingehenden Zustellungsersuchen, Anwend- 
barkeit des Verwaltungszustellungsgesetzes 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 8 Absatz 1 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die Regelung legt den Umfang der 
zuzustellenden Dokumente fest und erklärt bezüglich der 
Art und Weise das Verwaltungszustellungsgesetz für an- 
wendbar. Dem Ersuchen ist ein entsprechendes Standard- 
formblatt beizufügen, das dem Empfänger auszuhändigen 
ist. 

Zu Absatz 2 

Mitteilung an die ersuchende Behörde 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 8 Absatz 3 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die ersuchende Behörde soll wäh- 
rend des gesamten Verfahrens über dessen Fortgang infor- 
miert sein. 

Zu § 8 (Zustellungsersuchen in andere Mitgliedstaaten) 

§ 8 dient wie § 7 der Umsetzung von Artikel 8 der Beitrei- 
bungsrichtlinie. Während die Beitreibungsrichtlinie die Be- 
stimmungen für ausgehende und eingehende Ersuchen ein- 
heitlich regelt, finden sich in diesem Gesetz differenzierte 
Regelungen für eingehende Ersuchen einerseits und ausge- 
hende Ersuchen andererseits. 

Zu Absatz 1 

Verfahren bei ausgehenden Zustellungsersuchen 

Absatz 1 legt fest, in Bezug auf welche Dokumente ein aus- 
gehendes Zustellungsersuchen zulässig ist. Entsprechend 
Artikel 8 Absatz 1 der Beitreibungsrichtlinie ist hier die 
Beifügung eines Standardformblattes vorgesehen, dessen 
Mindestinhalt durch eine entsprechende Verordnung der Eu- 
ropäischen Kommission geregelt werden wird, in der die er- 
forderlichen Angaben festgelegt werden. 

Zu Absatz 2 

Voraussetzung für Zustellungsersuchen 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 8 Absatz 2. Ein 
Zustellungsersuchen ist nur dann vorgesehen, wenn keine 
Zustellung nach dem Verwaltungszustellungsgesetz erfol- 
gen kaim, insbesondere weil sie gemäß § 9 Absatz 1 
Nummer 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes per Ein- 
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schreiben mit Rückschein oder gemäß § 9 Absatz 1 
Nummer 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes auf elektro- 
nischem Wege nicht Erfolg versprechend ist, oder diese Zu- 
stellung mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten verbun- 
den wäre. Diese Regelung dient der Entlastung der Behör- 
den des jeweils ersuchten Mitgliedstaates. 

Zu Abschnitt 4 (Beitreibungs- und Sicherungsmaßnah- 
men) 

Zu § 9 (Beitreibungsersuchen von anderen Mit- 

gliedstaaten) 

Zu Absatz 1 

Qualifizierung der Forderung und des vollstreckbaren Ver- 
waltungsaktes 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 10 Absatz 1 und 
Artikel 13 Absatz 1 Satz 1 der Beitreibungsrichtlinie. Die 
Systematik wurde der Umsetzung in nationale Vorschriften 
angepasst, da diese hinsichtlich eingehender und ausgehen- 
der Beitreibungsersuchen differenzieren und die Bestim- 
mungen der Beitreibungsrichtlinie den entsprechenden Be- 
reichen zugeordnet werden müssen. Absatz 1 legt fest, dass 
die Beitreibung einer Forderung nur bei Bestehen eines 
Vollstreckungstitels im ersuchenden Mitgliedstaat vorge- 
nommen wird und dass in diesem Fall die Forderung wie 
eine inländische Forderung behandelt wird. Als vollstreck- 
barer Verwaltungsakt gilt der übersandte einheitliche Voll- 
streckungstitel. Diesem kommt aber keine Verwaltungsakt- 
qualität zu. Das Ersuchen erfolgt auf einem Standardform- 
blatt. 

Zu Absatz 2 

Durchführung der Vollstreckung 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 1 3 Absatz 1 
Satz 2, 3 und 6 der Beitreibungsrichtlinie. Sofern die Forde- 
rung sich auf vergleichbare Steuern oder Abgaben bezieht, 
wird die Vollstreckung nach den entsprechenden Vorschrif- 
ten der Abgabenordnung sowie der Vollziehungs- und Voll- 
streckungsanweisung vorgenommen. Sofern sich die Forde- 
rung nicht auf gleiche oder vergleichbare Steuern oder Ab- 
gaben bezieht, so wird die Vollstreckung entsprechend den 
Vorschriften für die von Einkommensteuerforderungen 
durchgefiihrt, womit die Vollstreckung solcher Forderungen 
in Deutschland sicher gestellt wird. 

Zu Absatz 3 

Mitteilung an die ersuchende Behörde 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 1 3 Absatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie. Auch innerhalb der Beitreibung soll 
die ersuchende Behörde Kenntnis von dem Verlauf der 
Maßnahmen, die auf Grund des Ersuchens durchgeführt 
werden, erlangen. 

Zu Absatz 4 

Säumniszuschläge und Mitteilungen 

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 1 3 Absatz 3 
und 4 der Beitreibungsrichtlinie und verweist hier auf die 
entsprechende Anwendung von § 240 der Abgabenordnung. 
Sofern eine Zahlungsfrist eingeräumt oder eine Ratenzah- 


lung gewährt wird, ist die ersuchende Behörde hiervon zu 
unterrichten. 

Zu Absatz 5 

Überweisung 

Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 13 Absatz 5 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die ersuchte Behörde überweist 
sämtliche beigetriebenen Beträge mit Ausnahme der Kos- 
ten, die ihr in Zusammenhang mit der Beitreibung entstan- 
den sind und die sie nach § 16 Absatz 1 bei dem Steuer- 
schuldner selbst beitreiben darf und einbehält. 

Zu § 10 (Beitreibungsersuchen in andere Mitgliedstaaten) 

Zu Absatz 1 

Voraussetzungen im ersuchenden Mitgliedstaat 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 1 1 Absatz 1 der 
Beitreibungsrichtlinie. Ein Ersuchen ist nur möglich, sofern 
die Voraussetzungen für die Vollstreckung in Deutschland 
gegeben sind und die Forderung nicht angefochten ist und 
auch nicht mehr angefochten werden kann. Ein Beitrei- 
bungsersuchen kann auch bezüglich einer angefochtenen 
Forderung gestellt werden, da dies nach der Beitreibungs- 
richtlinie und auch irmerstaatlich in § 25 1 Absatz 1 in Ver- 
bindung mit § 361 der Abgabenordung grundsätzlich mög- 
lich ist. Ein solches Ersuchen ist zu begründen. Hat der 
Rechtsbehelf Erfolg, so haftet die ersuchende deutsche Be- 
hörde für die Erstattung bereits beigetriebener Beträge so- 
wie etwaiger Entschädigungsleistungen, die nach dem 
Recht des ersuchten Mitgliedstaates entstehen. 

Zu Absatz 2 

Ausschöpfüng nationaler Vollstreckungsmöglichkeiten und 
Ausnahmen 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 1 1 Absatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie. Es sind zuerst alle nach der Ab- 
gabenordnung vorgesehenen Vollstreckungsmöglichkeiten 
auszuschöpfen, bevor ein Beitreibungsersuchen gestellt 
wird. Dies gilt nicht, soweit die Ausnahmetatbestände der 
Nummern 1 oder 2 vorliegen. 

Zu Absatz 3 

Einheitlicher Vollstreckungstitel 

Die Sätze 1 und 2 dienen der Umsetzung von Artikel 12 
Absatz 1 der Beitreibungsrichtlinie. Dem Beitreibungsersu- 
chen ist ein einheitlicher Vollstreckungstitel beizufugen. 
Vollstreckungsgrundlage ist der einheitliche Vollstreckungs- 
titel, der inhaltlich dem ursprünglichen Vollstreckungstitel 
entspricht. Da er darüber hinaus nicht durch einen besonde- 
ren Akt anerkannt werden muss und Ergänzungen oder An- 
erkennungen durch die ersuchte Behörde nicht erforderlich 
sind, ist der einheitliche Vollstreckungstitel selber kein Ver- 
waltungsakt. 

Satz 3 dient der Umsetzung von Artikel 12 Absatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie. Neben dem einheitlichen Vollstre- 
ckungstitel können weitere zusammenhängende Dokumente 
beigefügt werden. 

Das Beitreibungsersuchen erfolgt auf einem Standardfomi- 
blatt. 
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Zu Absatz 4 

Mitteilungen an die ersuchte Behörde 

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 1 0 Absatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die ersuchende Behörde ist gehalten, 
auch während des bereits laufenden Beitreibungsverfahrens 
weitere Informationen, die der ersuchten Behörde bei der 
Durchführung der Beitreibung hilfreich sein können, an die 
ersuchte Behörde weiter zu leiten. 

Zu § 11 (Änderung oder Rücknahme des Beitreibungsersu- 
chens) 

Zu Absatz 1 

Mitteilung der Änderung oder Rücknahme bei ausgehenden 
Ersuchen 

Ist das Ersuchen ein ausgehendes Ersuchen, so teilt die 
deutsche Behörde der ersuchten Behörde unverzüglich unter 
Angabe von Gründen jede Änderung oder Rücknahme ihres 
Beitreibungsersuchens mit. Bei Änderungen übersendet die 
ersuchende deutsche Behörde einen entsprechend geänder- 
ten einheitlichen Vollstreckungstitel. 

Zu Absatz 2 

Änderung oder Rücknahme nach Entscheidung über 
Rechtsbehelf 

Ist die Änderung oder Rücknahme Folge eines in Deutsch- 
land gemäß § 1 3 Absatz 1 erfolgreich eingelegten Rechtsbe- 
helfes, so übermittelt die deutsche Behörde sowohl die Ent- 
scheidung als auch eine geänderte Fassung des einheitlichen 
Vollstreckungstitels . 

Zu Absatz 3 

Änderung bei eingehenden Ersuchen 

Sofern ein Vollstreckungstitel auf Grund eines Rechtsbehel- 
fes in dem anderen Mitgliedstaat geändert wird, ergreift die 
deutsche Behörde nach der Mitteilung gemäß § 13 Absatz 1 
weitere Beitreibungsmaßnahmen auf der Grundlage des ge- 
änderten einheitlichen Vollstreckungstitels. 

Zu Absatz 4 

Auswirkungen auf bereits erfolgte Beitreibungs- und Siche- 
rungsmaßnahmen 

Wurden bereits Beitreibungs- und Sicherungsmaßnahmen 
ergriffen, können diese auf Grund des geänderten einheitli- 
chen Vollstreckungstitels fortgeführt werden, sofern dieser 
nicht ungültig ist. Die Maßnahmen bleiben damit auch nach 
Änderung des Titels wirksam und rechtmäßig. 

Zu Absatz 5 

Form, Inhalt und Folgen des geänderten einheitlichen Voll- 
streckungstitels 

Die Vorschriften des § 10 Absatz 3 und 4 sowie des § 13 
über Form, Inhalt und Rechtsfolgen des einheitlichen Voll- 
streckungstitels gelten entsprechend für den geänderten Titel. 

Zu § 12 (Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen) 

Zu Absatz 1 

Zweck der Sicherungsmaßnahmen bei eingehenden Ersu- 
chen 


Absatz 1 setzt Artikel 16 Absatz 1 erster Halbsatz der Bei- 
treibungsrichtlinie in nationales Recht um. Die nach § 4 
Absatz 1 zuständigen deutschen Vollstreckungsbehörden 
ergreifen die nach dem sechsten Teil der Abgabenordnung 
zulässigen Sicherungsmaßnahmen, um die Vollstreckung 
sicherzustellen. 

Voraussetzung für Sicherungsmaßnahmen bei eingehenden 
Ersuchen ist, dass die Sicherungsmaßnahmen auch nach 
dem nationalen Recht und der Verwaltungspraxis des Mit- 
gliedstaates der ersuchenden und der ersuchten deutschen 
Behörde in einer vergleichbaren Situation getroffen werden 
können. Das Ersuchen erfolgt auf einem Standardformblatt. 

Zu Absatz 2 

Voraussetzungen in Deutschland für ausgehende Ersuchen 
um Sicherungsmaßnahmen 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 1 
zweiter Halbsatz der Beitreibungsrichtlinie. Er bestimmt, 
dass Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen gestellt werden 
können, wenn die Forderung oder der Vollstreckungstitel 
angefochten ist oder ein Ersuchen um die Beitreibung aus 
anderen Gründen noch nicht gestellt werden kann. 

Zu Absatz 3 

Beizufügende Dokumente bei ausgehenden Ersuchen 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 1 
Unterabsatz 2 der Beitreibungsrichtlinie. Dem Ersuchen ist 
das Dokument, das in Deutschland die Sicherungsmaßnah- 
men ennöglicht, beizufügen. Weitere Dokumente können 
beigefügt werden. Das Ersuchen erfolgt auf einem Stan- 
dardformblatt. 

Zu Absatz 4 

Verweise 

Die Verweise beziehen sich auf die Anwendung der Vor- 
schriften über die Erledigung des Ersuchens entsprechend 
den nationalen Vorschriften, die Mitteilungspflichten, die 
Weiterleitung zweckdienlicher Informationen sowie die 
Rechtsfolgen von Streitigkeiten und Änderungen bezie- 
hungsweise Rücknahme von Ersuchen. 

Zu § 13 (Streitigkeiten) 

Zu Absatz 1 

Rechtsbehelfe bei ausgehenden Ersuchen 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 14 Absatz 1 der 
Beitreibungsrichtlinie. Bei ausgehenden Ersuchen ist deut- 
sches Recht anwendbar und es sind die deutschen Behörden 
und Gerichte zuständig, soweit der Rechtsbehelf die Forde- 
rung selbst, den ursprünglichen Vollstreckungstitel oder den 
einheitlichen Vollstreckungstitel sowie die Gültigkeit der 
Zustellung durch eine deutsche Behörde angreift. Wenn ein 
Rechtsbehelf eingelegt wurde, teilt die ersuchende deutsche 
Behörde der ersuchten Behörde die Tatsache und den Um- 
fang des Rechtsbehelfs mit. Da der einheitliche Vollstre- 
ckungstitel kein Verwaltungsakt ist, sind hiergegen weder 
der Einspruch noch eine Anfechtungsklage zulässig. Viel- 
mehr besteht in diesen Fällen die Möglichkeit, eine Leis- 
tungsklage oder Feststellungsklage zu erheben. 
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Zu Absatz 2 

Rechtsbehelfen entsprechende Maßnahmen bei eingehen- 
den Beitreibungsersuchen 

ln diesem Absatz wird der Fall geregelt, in dem ein Rechts- 
behelf im Fall eines eingehenden Beitreibungsersuchens bei 
einer deutschen Behörde eingelegt wird. Dann ist der 
Rechtsbehelfsführer darüber zu unterrichten, dass der 
Rechtsbehelf gegen die Forderung, den ursprünglichen 
Vollstreckungstitel oder den einheitlichen Vollstreckungsti- 
tel bei der zuständigen Instanz des Mitgliedstaates der ersu- 
chenden Behörde einzulegen ist, wobei das Recht dieses 
Mitgliedstaates anzuwenden ist. Sofern der deutschen Be- 
hörde die Einlegung eines Rechtsbehelfes bei einem Gericht 
des anderen Mitgliedstaates mitgeteilt wird, setzt diese das 
Beitreibungsverfahren für den angefochtenen Betrag der 
Forderung aus, es sei denn die ersuchende Behörde wünscht 
dennoch ein Vorgehen entsprechend Absatz 3. Auch ohne 
ein Ersuchen nach § 12 kann die deutsche Behörde Siche- 
rungsmaßnahmen treffen, soweit dies durch die deutschen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zugelassen ist. 

Zu Absatz 3 

Eingegangene Ersuchen und deren Vollstreckung trotz 
Rechtsbehelfseinlegung 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 14 Absatz 4 
Unterabsatz 3 der Beitreibungsrichtlinie für eingegangene 
Ersuchen in Deutschland. Ein Beitreibungsersuchen kann 
auch bezüglich einer angefochtenen Forderung gestellt wer- 
den, da dies nach der Beitreibungsrichtlinie und auch inner- 
staatlich in § 251 Absatz 1 in Verbindung mit § 361 der Ab- 
gabenordung grundsätzlich möglich ist. Ein solches Ersu- 
chen ist zu begründen. Hat der Rechtsbehelf Erfolg, so haf- 
tet die ersuchende Behörde für die Erstattung bereits 
beigetriebener Beträge sowie etwaiger Entschädigungsleis- 
tungen, die nach dem deutschen Recht entstehen. 

Zu Absatz 4 

Unterbrechung bei Verständigungsverfahren 

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 14 Absatz 4 
Unterabsatz 4 der Beitreibungsrichtlinie. Wenn ein für die 
Höhe der beizutreibenden Forderung maßgebliches Verstän- 
digungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten eingeleitet 
wird, so werden die Beitreibungsmaßnahmen unterbrochen, 
es sei denn, dass auf Grund von Betrug oder Insolvenz un- 
mittelbare Dringlichkeit gegeben ist. Es können entspre- 
chende Sicherungsmaßnahmen mit und ohne Ersuchen 
durchgeführt werden. 

Zu § 14 (Ablehnungsgründe) 

Zu Absatz 1 

Unbilligkeit der Beitreibung 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 18 Absatz 1 
Unterabsatz 1 und Absatz 3 der Beitreibungsrichtlinie. Mit 
dem Kriterium der Unbilligkeit wird ein weiter Spielraum 
für die Möglichkeit der Ablehnung eines Ersuchens ge- 
schaffen. Entsprechend der Beitreibungsrichtlinie liegt Un- 
billigkeit vor, wenn die Beitreibung der Forderung aus 
Gründen, die auf die Verhältnisse des Schuldner zurückzu- 
führen sind, erhebliche wirtschaftliche oder soziale Schwie- 
rigkeiten in dem ersuchten Mitgliedstaat bewirken können. 


Eine Amtshilfe muss auch nicht vorgenommen werden, 
wenn die unter dieses Gesetz fallenden Forderungen insge- 
samt weniger als 1 500 Euro betragen. 

Zu Absatz 2 

Alter der Forderung, Fristen, Fristen bei Anfechtung 

Absatz 2 Nummer 1 dient der Umsetzung von Artikel 18 
Absatz 2 Unterabsatz 2 der Beitreibungsrichtlinie. Ist die 
Forderung - gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem sie in dem 
ersuchenden Mitgliedstaat fällig wurde - zu dem Datum des 
ursprünglichen Amtshilfeersuchens älter als fünf Jahre, ist 
die ersuchte deutsche Behörde nicht verpflichtet, Amtshilfe 
zu leisten. 

Nach Absatz 2 Nummer 2 beträgt die Maximalfrist zehn 
Jahre und wird ab dem Zeitpunkt der Fälligkeit in dem Mit- 
gliedstaat der ersuchenden Behörde gerechnet. Des Weite- 
ren wird Artikel 18 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Beitrei- 
bungsrichtlinie umgesetzt. Mit dieser Fristenregelung wird 
bestimmt, dass die Fünfjahresfrist im Fall der Anfechtung in 
dem Zeitpunkt zu laufen begiimt, zu dem im Mitgliedstaat 
der ersuchenden Behörde festgestellt wird, dass eine An- 
fechtung der Forderung oder des Vollstreckungstitels nicht 
mehr möglich ist. Im Falle der Gewährung eines Zahlungs- 
aufschubes oder einer Ratenzahlung beginnt die Frist mit 
Ablauf der gesamten Zahlungsfrist. 

Zu Absatz 3 

Mitteilung der Gründe für die Ablehnung 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 18 Absatz 4 der 
Beitreibungsrichtlinie. Das Verbindungsbüro teilt im Falle 
der Ablehnung eines Ersuchens um Amtshilfe die Gründe 
für die Ablehnung dem anderen Mitgliedstaat mit. 

Zu § 15 (Verjährung) 

Zu Absatz 1 

Anzuwendendes Recht für ausgehende Ersuchen 

Absatz 1 dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 1 
der Beitreibungsrichtlinie. Die Vorschriften des nationalen 
Rechts über die Verjährungsfristen sind für die Fälle ausge- 
hender Ersuchen anzuwenden. Einschlägig sind die §§ 228 
bis 232 der Abgabenordnung. 

Zu Absatz 2 

Hemmung und Unterbrechung der Verjährung, Verlänge- 
rung der Verjährungsfrist im ersuchten Mitgliedstaat 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Beitreibungsrichtlinie und bezieht sich 
auf ausgehende Ersuchen. Sofern die Beitreibungsmaßnah- 
men in dem ersuchten Mitgliedstaat zu einer Hemmung 
oder Unterbrechung der Verjährung oder einer Verlängerung 
der Verjährungsfrist führen, so tritt diese Wirkung auch in 
Deutschland ein. 

Zu Absatz 3 

Hemmung und Unterbrechung der Verjährung, Verlänge- 
rung der Verjährungsfrist im ersuchenden Mitgliedstaat 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 2 
Unterabsatz 2 der Beitreibungsrichtlinie. Sofern eine Bei- 
treibungsmaßnahme nicht wie in Absatz 2 beschrieben in 
dem ersuchten Mitgliedstaat zu einer Hemmung oder Unter- 
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brechung der Verjährung oder einer Verlängerung der Ver- 
jährungsfrist fuhrt, so tritt eine solche Wirkung dennoch ein, 
wenn nach den §§ 230, 231 der Abgabenordnung eine sol- 
che Wirkung durch die Vornahme der Maßnahmen bewirkt 
worden wäre. 

Zu Absatz 4 

Maßnahmen mit gleicher Wirkung durch die ersuchende 
Behörde 

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 2 drit- 
ter Unterabsatz der Beitreibungsrichtlinie. Ungeachtet der 
Absätze 2 und 3 kann die ersuchende deutsche Behörde 
Maßnahmen ergreifen, die die oben in den Absätzen 2 und 3 
beschriebenen Wirkungen haben, soweit dies nach § 23 1 
der Abgabenordnung zulässig ist. 

Zu Absatz 5 

Mitteilungen an die ersuchte/ersuchende Behörde 

Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 1 9 Absatz 3 der 
B eitreibungsrichtlinie . 

Zu § 16 (Kosten) 

Zu Absatz 1 
Kosten der Beitreibung 

Absatz 1 entspricht Artikel 20 Absatz 1 der Beitreibungs- 
richtlinie. Die ersuchte Behörde soll nicht nur die Forderun- 
gen der ersuchenden Behörde sowie Säumniszuschläge und 
Zinsen beitreiben, sondern auch die ihr zustehenden Forde- 
rungen in Bezug auf die ihr entstandenen Kosten. Es wird 
damit ermöglicht, dass die ersuchte Behörde direkt bei dem 
Steuerpflichtigen ihre Kosten eintreibt und einbehält. 

Zu Absatz 2 

Verzicht auf Erstattung durch den anderen Mitgliedstaat 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 20 Absatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie und bestimmt den Verzicht Deutsch- 
lands als Staat der ersuchten Behörde auf jegliche Erstat- 
tung der durch die Amtshilfe entstandenen Kosten, ln den 
genannten Ausnahmefällen ist eine einzelfallbezogene Ver- 
einbarung von Erstattungen möglich. 

Zu Absatz 3 

Haftung bei nicht begründeten Forderungen oder Unwirk- 
samkeit des Vollstreckungstitels 

Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 20 Absatz 3 der 
Beitreibungsrichtlinie. Deutschland haftet gegenüber dem 
ersuchten Mitgliedstaat für alle Schäden, die dem Mitglied- 
staat im Zusammenhang mit der Amtshilfe in Bezug auf 
eine nicht begründete Forderung oder einem unwirksamen 
Vollstreckungstitel entstanden sind. Diese Kosten können 
nämlich nicht bei dem Steuerpflichtigen beigetrieben wer- 
den. 

Zu Abschnitt 5 (Allgemeine Vorschriften) 

Zu § 17 (Anwesenheit von Bediensteten anderer 

Mitgliedstaaten im Inland) 

Zu Absatz 1 

Vereinbarung von Anwesenheitsberechtigungen bei einge- 
henden Ersuchen 


Im Hinblick auf die Wahrung des Steuergeheimnisses wird 
sicher gestellt, dass der Bedienstete des anderen Mitglied- 
staates nur Informationen erhält, die von der Offenbarungs- 
vorschrift des § 5 Absatz 1 gedeckt sind, mithin solche, die 
bei der Beitreibung der betreffenden Forderung voraussicht- 
lich erheblich sein werden und deren Beschaffung durch be- 
hördliche Ermittlungen erfolgt, die nach den deutschen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in vergleichbaren Fäl- 
len vorgesehen sind. 

Zu Absatz 2 

Vollmachten 

Absatz 2 entspricht Artikel 7 Absatz 3 der Beitreibungs- 
richtlinie. Eine schriftliche Vollmacht, die den genannten 
Anforderungen entspricht, muss jederzeit vorgelegt werden 
können. 

Zu § 18 (Anwesenheit von deutschen Bediensteten in an- 
deren Mitgliedstaaten) 

Für die Entsendung deutscher Bediensteter gilt § 17 ent- 
sprechend, jedoch findet eine Entsendung nur statt, sofern 
die Komplexität des ausgehenden Ersuchens dies erfordert. 
Die Bediensteten müssen ordnungsgemäß bevollmächtigt 
sein. 

Zu § 19 (Standardformblätter und Kommunikationsmittel) 

Zu Absatz 1 

Verwendung von Standardformblättem und elektronische 
Übermittlung 

Absatz 1 entspricht Artikel 2 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die Benutzung von Standardform- 
blättern in den genannten Fällen erleichtert die Zusammen- 
arbeit und überbrückt weitgehend die auftretenden sprachli- 
chen Hürden. Die elektronische Übemiittlung trägt stark zur 
Vereinfachung und Beschleunigung der Verfahren bei. 

Zu Absatz 2 

Elektronische Übermittlung bei anderen Dokumenten 

Absatz 2 entspricht Artikel 21 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie. Auch bei anderen als den in Absatz 1 
genarmten Dokumenten findet eine elektronische Übermitt- 
lung statt. 

Zu Absatz 3 

Elektronische Übermittlung beigefügter Dokumente 

Absatz 3 entspricht Artikel 2 1 Absatz 1 Unterabsatz 3 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die Übermittlung von Dokumenten, 
die den Standardformblättem beigefügt werden, sowie die 
Erteilung von Auskünften ohne Ersuchen erfolgen in elek- 
tronischer Form. 

Zu Absatz 4 

Keine elektronische Übermittlung in den Fällen des § 18 

Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 21 Absatz 2 der 
Beitreibungsrichtlinie. Sofern Auskünfte oder Unterlagen 
im Zuge der Anwesenheit in den Amtsräumen eines anderen 
Mitgliedstaates oder auf Gmnd der Teilnahme an behördli- 
chen Ermittlungen erlangt werden, sind diese nicht elektro- 
nisch zu übermitteln. 
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Zu Absatz 5 

Gültigkeit bei Übermittlung auf anderem Wege 

Absatz 5 dient der Umsetzung von Artikel 2 1 Absatz 3 der 
Beitreibungsrichtlinie. Die Nichteinhaltung der in den 
Absätzen 1 bis 3 genannten Überaiittlungsfonnen und 
-Wege berührt weder die Gültigkeit der erhaltenen Aus- 
künfte noch die Gültigkeit der ergriffenen Maßnahmen. 

Zu § 20 (Sprachen) 

Zu Absatz 1 

Sprache bei Ersuchen, Standardformblättem für die Zustel- 
lung und einheitlichen Vollstreckungstiteln 

Die genannten Dokumente sind in der Amtssprache oder ei- 
ner der Amtssprachen des ersuchten Mitgliedstaates zu fas- 
sen. Teile dieser Dokumente können auch in einer Sprache 
verfasst sein, auf die sich die Mitgliedstaaten geeinigt ha- 
ben. 

Zu Absatz 2 

Sprache bei Dokumenten, die zugestellt werden 

Die Dokumente, für die um Zustellung ersucht wird, können 
in einer der Amtssprachen des ersuchenden Mitgliedstaates 
übennitteln werden. 

Zu Absatz 3 

Sprache bei anderen Dokumenten 

Sofern andere als die in den Absätzen 1 und 2 genarmten 
Dokumente den Ersuchen beigelegt sind, so sind diese auf 
Verlangen der ersuchten Behörde entsprechend zu überset- 
zen und beizufügen. 

Zu § 21 (Weiterleitung von Auskünften und Dokumenten) 

Zu Absatz 1 

Geheimhaltungspflichten 

Das Steuergeheimnis und der Schutz, den die Abgabenord- 
nung für entsprechende Informationen vorsieht, gelten auch 
für die im Rahmen dieses Gesetzes erteilten Auskünfte an- 
derer Staaten. Auskünfte dürfen außerdem nur für die unter 
dieses Gesetz fallenden Zwecke verwendet werden. Bei ein- 
gehenden Auskünften ist die Genehmigung des anderen 
Mitgliedstaates zur Nutzung für einen anderen Zweck ein- 
zuholen. 

Zu Absatz 2 

Verwendung für andere Zwecke 

Sofern die von Deutschland erteilten Auskünfte für andere 
als die in Absatz 1 genannten Zwecke verwendet werden 
sollen, ist dies nur zulässig, wenn die Verwendung in 
Deutschland zulässig wäre und der besondere Schutz durch 
die §§ 30, 31, 31a und 31b der Abgabenordnung sicherge- 
stellt ist. 

Zu Absatz 3 

Weiterleitung der Auskünfte an einen dritten Mitgliedstaat 

Eine Weiterleitung der Auskünfte an einen dritten Mitglied- 
staat ist unter Beachtung der Vorschriften dieses Gesetzes 
möglich. Die Mitteilungsabsicht ist dem Staat, aus dem die 
Auskünfte stammen, mitzuteilen. Unter Einhaltung der ge- 


narmten Fristen karm die deutsche Vollstreckungsbehörde 
die Weiterleitung der von ihr erteilten Auskünfte durch ei- 
nen anderen Mitgliedstaat verweigern. Die Daten unterlie- 
gen auch hier dem Schutz des Steuergeheimnisses. 

Zu Absatz 4 

Genehmigung der Weiterleitung von Auskünften 

Bei der Weiterleitung von Auskünften, die anderen als den 
in diesem Gesetz festgelegten Zwecken dienen, darf nur der 
Mitgliedstaat die Einwilligung, das heißt die vorherige Zu- 
stimmung, erteilen, aus dem die Auskünfte stammen. 

Zu Absatz 5 

Verwertbarkeit von Auskünften 

Die erlangten Auskünfte können wie inländische Auskünfte 
angeführt oder als Beweismittel verwendet werden. 

Zu Abschnitt 6 (Schlussbestimmungen) 

Zu § 22 (Anwendung anderer Abkommen zur Un- 

terstützung bei der Beitreibung) 

Zu Absatz 1 

Verhältnis zu anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen 

Sofern in bilateralen oder multilateralen Übereinkünften 
oder Vereinbarungen weitergehende Verpflichtungen oder 
Zustellungsmöglichkeiten geregelt sind, so finden diese Be- 
stimmungen vorrangig Anwendung. 

Zu Absatz 2 

Nutzung der vorgesehenen Kommunikationsmittel in diesen 
Fällen 

Die Anwendung solcher Übereinkünfte oder Vereinbarun- 
gen hindert nicht an der Nutzung der in diesem Gesetz vor- 
gesehenen Kommunikationsmittel und -wege. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Einkommensteuerge- 
setzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

In der Inhaltsübersicht werden redaktionell notwendige An- 
passungen vorgenommen an: die Änderung und Neufassung 
des § 38b EStG (Lohnsteuerklassen, Zahl der Kinderfreibe- 
träge), § 39 EStG (Lohnsteuerabzugsmerkmale), § 39b 
EStG (Einbehaltung der Lohnsteuer), § 39c EStG (Einbe- 
haltung der Lohnsteuer ohne Lohnsteuerabzugsmerkmale), 
die Aufhebung des § 39d EStG, der bisher die Durch- 
führung des Lohnsteuerabzugs für beschränkt einkommen- 
steuerpflichtige Arbeitnehmer regelte (weggefallen), die 
Neufassung des § 39e EStG (Verfahren zur Bildung und 
Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male) sowie die Aufhebung des § 52b EStG (Übergangs- 
regelungen bis zur Anwendung der elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale). 

Zu Nummer 2 

Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung an Ver- 
folgte im Sinne des § 1 des Bundesentschädigungsgesetzes 
(BEG) werden steuerfrei gestellt. Schwerpunkt der Rege- 
lung sind die Fälle, in denen die Rentenzahlbannachung 
wesentlich oder ausschließlich auf Anrechnungszeiten zum 
Ausgleich von Schäden in der Sozialversicherung für Zeiten 
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der Verfolgung bzw. auf Zeiten der Beschäftigung in einem 
Ghetto während der Verfolgungszeit beruht. 

Zur Kompensation von Nachteilen in der Altersversorgung 
wird Verfolgten, die nationalsozialistischem Unrecht ausge- 
setzt waren und im Sinne des § 1 BEG anerkaimt wurden, 
sozialversicherungsrechtliche Anrechnungszeiten gewährt. 
Dabei handelt es sich nicht um Entschädigungs- oder Wie- 
dergutmachungsleistungen, sondern um die Kompensation 
eines für die Verfolgten entstandenen Nachteils in der Al- 
terssicherung. Hierfür bestehen unterschiedliche sozialver- 
sicherungsrechtliche Rechtsgrundlagen wie etwa das Gesetz 
zur Zahlbarmachung von Renten aus Beschäftigungen in ei- 
nem Ghetto (ZRBG), das Gesetz zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozial- 
versicherung (WGSVG) und das Fremdrentengesetz (FRG), 
auf deren Grundlage eine Sozialversicherungsrente an Ver- 
folgte ermittelt bzw. zahlbar gemacht wird. 

Zu Nummer 3 (§ 10a Absatz 3 Satz 2) 

Für das Bestehen der mittelbaren Zulageberechtigung nach 
§ 79 Satz 2 EStG ist es erforderlich, dass der mittelbar Zula- 
geberechtigte im jeweiligen Beitragsjahr 60 Euro auf seinen 
Altersvorsorgevertrag einzahlt. Mit der Gesetzesänderung 
wird sichergestellt, dass auch dieser Beitrag beim Sonder- 
ausgabenabzug des Ehegatten berücksichtigt werden kann, 
der zu dem nach Absatz 1 begünstigten Personenkreis ge- 
hört. Es kommt nicht zu einer Minderung des ihm zustehen- 
den Abzugsvolumens. 

Zu Nummer 4 (§ 10b Absatz 1 Satz 5) 

Im Einkommensteuergesetz wird zur besseren Verständlich- 
keit und zur Vermeidung von Missverständnissen die Be- 
griffsbestimmung von § 2 Absatz 2 EUBeitrG aufgegriffen 
und eingeführt. 

Zu Nummer 5 (§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe d) 

Mit der Erweiterung des Katalogs der Freiwilligendienste 
wird sichergestellt, dass die an dem - seit 1. Januar 2011 
geltenden - neuen Internationalen Jugendfreiwilligendienst 
teilnehmenden Personen bei Vorliegen der übrigen gesetzli- 
chen Voraussetzungen im Rahmen des Familienleistungs- 
ausgleichs berücksichtigt werden können. Der Internatio- 
nale Jugendfreiwilligendienst hat in der Richtlinie des Bun- 
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
vom 20. Dezember 2010 (GMBl 2010 S. 1778) geregelte 
Rahmenbedingungen, die den gemeinwohlorientierten Lem- 
und Bildungsdienst strukturieren und qualitative Standards 
festsetzen, insbesondere eine umfassende pädagogische Be- 
gleitung sicherstellen. Eine Gleichstellung mit den bisher 
nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d EStG zu 
berücksichtigenden Freiwilligendiensten ist deshalb sachge- 
recht. 

Zu Nummer 6 (§ 36 Absatz 5 Satz 1) 

Im Einkommensteuergesetz wird zur besseren Verständlich- 
keit und zur Vermeidung von Missverständnissen die Be- 


griffsbestimmung von § 2 Absatz 2 EUBeitrG aufgegriffen 
und eingeführt. 

Zu Nummer 7 (§ 38a Absatz 4) 

Die redaktionelle Änderung ist auf Grund des Wegfalls 
der Lohnsteuerkarten und der Einführung des Verfahrens 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (§§ 39, 39e 
EStG) erforderlich (vgl. Artikel 2 Nummer 9 und 14). 

Zu Nummer 8 (§ 38b) 

Die Vorschrift regelt derzeit, unter welchen Voraussetzun- 
gen die unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeit- 
nehmer in die Lohnsteuerklassen 1 bis VI eingereiht wer- 
den. Eine Einreihung in Lohnsteuerklassen ist eine wesent- 
liche Voraussetzung für einen dem Einkommensteuertarif 
entsprechenden Lohnsteuereinbehalt. 

Die Einreihung beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer 
in die Steuerklasse 1 war bisher in § 39d Absatz 1 Satz 1 
EStG festgelegt. Da die Spezialvorschrift für die Lohnsteue- 
rerhebung bei beschränkt Steuerpflichtigen (§ 39d EStG) 
künftig in den allgemeinen Verfahrensvorschriften der 
Lohnsteuererhebung aufgehen wird, sind nun auch sämt- 
liche Regelungen zur Einreihung in Steuerklassen an einer 
Stelle zusammengefasst, nämlich in § 38b Absatz 1 - neu - 
EStG. 

Für die Erhebung des Solidaritätszuschlages sowie der Kir- 
chensteuer ist die Lohnsteuer unter Berücksichtigung der 
anzusetzenden Freibeträge für Kinder zu ermitteln. Derzeit 
enthält § 39 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 EStG die Regelun- 
gen hierfür, welche in den neuen Absatz 2 aufgenommen 
werden. Des Weiteren wird der neue Absatz 2 ergänzt um 
die Regelungen des bisherigen § 39 Absatz 3a Satz 1 und 3 
sowie Absatz 3b Satz 3 EStG. 

Im Übrigen trägt die kompakte Beschreibung der Regelun- 
gen zur Einreihung in Steuerklassen und Berücksichtigung 
von Kinderfreibeträgen für unbeschränkt und beschränkt 
steuerpflichtige Arbeitnehmer in einer Norm zur Übersicht- 
lichkeit und Anwenderfreundlichkeit der Vorschriften bei 
und ist ein Beitrag zur Steuervereinfachung. 

Auf Grund des erweiterten Reglungsinhaltes wird der § 38b 
EStG in zwei Absätze gegliedert. 

Zu Buchstabe a (Überschrift) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den er- 
weiterten Regelungsinhalt dieser Vorschrift. 

Zu Buchstabe b (§ 38b Absatz 1 - neu -) 

Absatz 1 führt die derzeitigen Regelungen fort (redaktio- 
nelle Folgeänderung). 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 38b Absatz 1 Satz 1) 

In § 38b Absatz 1 Satz 1 EStG ist die einschränkende Rege- 
lung für „unbeschränkt einkommensteuerpflichtige“ Arbeit- 
nehmer nicht mehr erforderlich; die Wörter werden gestri- 
chen und in § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a 
EStG eingefügt. 
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Zu Doppelbuchstabe bb (§ 38b Absatz 1 Satz 2) 

Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 38b Absatz 1 Satz 2 

Nummer 1 Buchstabe a und b) 

Mit der Einarbeitung der Regelungen des neuen Verfahrens 
für die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale in die 
lohnsteuerlichen Vorschriften des Einkommensteuergeset- 
zes soll die Einreihung in Lohnsteuerklassen umfassend in 
§ 38b Absatz 1 EStG beschrieben werden. Deshalb wird die 
Nummer 1 gegliedert nach den Folgerungen bei unbe- 
schränkter Einkommensteuerpflicht (neuer Buchstabe a) 
und beschränkter Einkommensteuerpflicht (neuer Buch- 
stabe b). Daher kann die Spezialvorschrift zur Durchfüh- 
rung des Lohnsteuerabzugs für beschränkt einkommensteu- 
erpflichtige Arbeitnehmer, § 39d EStG, aufgehoben werden 
(vgl. Artikel 2 Nummer 13). 

Buchstabe a - neu - soll die Regelungen der bisherigen 
Nummer 1 fortführen. Dazu werden die im Satz 1 gestriche- 
nen Wörter eingefügt, wodurch die derzeitigen Regelungen 
zur Einreihung in Steuerklassen unverändert beibehalten 
werden (redaktionelle Folgeänderung). 

Buchstabe b - neu - regelt die Einreihung des bisher in § 39d 
EStG genannten Personenkreises, der beschränkt einkom- 
mensteuerpflichtigen Arbeitnehmer, in die Steuerklasse 1; 
diese Änderung ist eine Folge der Aufhebung des § 39d EStG 
(vgl. Artikel 2 Nummer 13). 

Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 38b Absatz 1 Satz 2 

Nummer 2) 

Die Änderung ist eine Folgeänderung der Gliederung von 
Nummer 1 in die Buchstaben a - neu - und b - neu -. 

Zu Dreifachbuchstabe ccc (§ 38b Absatz 1 Satz 2 

Nummer 6) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung mit 
Hinweis auf die Regelungen des § 39c EStG zur Erhebung 
der Lohnsteuer ohne Lohnsteuerkarte. 

Zu Buchstabe c (§ 38b Absatz 2 - neu - und 3 - neu -) 

Zu Absatz 2 - neu - 

Der neue Absatz 2 übernimmt die derzeitigen Reglungen in 
§ 39 Absatz 3 EStG zur Bildung der Kinderfreibetragszäh- 
ler. 

Zu Satz 1 

Als Anweisung, wie die Kinderfreibetragszähler für Kinder 
unter 18 Jahren zu bilden sind, werden die Regelungen des 
§ 39 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 EStG übernommen. Diese 
Zähler sollen künftig regelmäßig ab der Geburt des Kindes 
bis es 18 Jahre alt wird als elektronische Lohnsteuerabzugs- 
merkmale automatisiert gebildet und entsprechend berück- 
sichtigt werden. Die Datengrundlage hierfür bilden die 
durch die Meldebehörden an das Bundeszentralamt für 
Steuern nach § 39e Absatz 2 Satz 1 und 2 - neu - EStG 
übemiittelten Daten der Melderegister (vgl. Artikel 2 
Nummer 14). Ein Antrag des Steuerpflichtigen ist hierfür 
grundsätzlich nicht erforderlich. 


Zu Satz 2 

Insbesondere Kinder ab 18 Jahren sowie Pflegekinder wer- 
den weiterhin nur auf Antrag des Arbeitnehmers berücksich- 
tigt; eine Übernahme der Regelungen des § 39 Absatz 3a 
Satz 1 EStG. 

Zu Satz 3 

Es handelt sich um eine inhaltliche Übernahme der Rege- 
lungen von § 39 Absatz 3a Satz 2 und 3 EStG (redaktionelle 
Folgeänderung). Darüber hinaus sollen die Kinderfreibe- 
träge nunmehr für mehrere Jahre gebildet werden können, 
wenn nach den vorliegenden Verhältnissen zu erwarten ist, 
dass die Voraussetzungen für die Berücksichtigung der Kin- 
derfreibeträge bestehen bleiben. Durch die Umstellung auf 
das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male wird insgesamt das strikte Jahresprinzip, das aus der 
jährlichen Ausstellung der Lohnsteuerkarte folgte, aufgeho- 
ben. Abzugsmerkmale können durchaus unverändert jahre- 
lang gelten. Dies erspart jährliche Behördengänge und An- 
träge und dient der Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Satz 4 

Übernahme der Regelungen von § 39 Absatz 3b Satz 3 
EStG (redaktionelle Folgeänderung). 

Zu Absatz 3 - neu - 

Mit dieser Regelung soll für unbeschränkt einkommensteu- 
erpflichtige Arbeitnehmer die - auch im bestehenden Ver- 
fahren gegebene - Möglichkeit fortgeführt werden, beim 
Wohnsitzfmanzamt die Berücksichtigung ungünstigerer Be- 
steuerungsmerkmale beantragen zu können. Ein solcher An- 
trag kommt insbesondere infrage für Arbeitnehmer, die dem 
Arbeitgeber ihren aktuellen Familienstand nicht mitteilen, 
und folglich nicht möchten, dass dem Arbeitgeber z. B. 
nach einer Eheschließung die nunmehr familiengerechte 
Steuerklasse IV, III oder V mitgeteilt wird, und stattdessen 
die Steuerklasse I beibehalten möchten. Um das Ziel der 
Nichtoffenbarung von geänderten Besteuerungsmerkmalen 
zu erreichen, kann ein solcher Antrag bereits vor dem maß- 
gebenden Ereignis beim Finanzamt gestellt werden. 

Es ist vorgesehen, bereits mit Begirm des neuen Verfahrens 
solch eine ungünstigere Steuerklasse als elektronisches 
Lohnsteuerabzugsmerkmal an die Arbeitgeber übermitteln 
zu können. Sollte dies nicht möglich sein, hat das Finanzamt 
eine entsprechende Papierbescheinigung für den Lohnsteu- 
erabzug auszustellen. 

Zu Nummer 9 (§ 39) 

Die Gemeinden stellen ab 2011 keine Lohnsteuerkarten 
mehr aus. Von da an ist allein die Finanzverwaltung für die 
Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale und deren Bereit- 
stellung für den Abruf durch den Arbeitgeber zuständig. 
Folglich können die derzeitigen Regelungen dieses Paragra- 
fen vollständig entfallen. Mit der Neufassung wird die Vor- 
schrift an den Wegfall der Lohnsteuerkarten und deren Er- 
satz durch die elektronische Übemiittlung der Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale (elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male) angepasst. 

Zu Absatz 1 

In § 39 Absatz 1 EStG werden derzeit noch die Verpflich- 
tung der Gemeinden zur Ausstellung der Lohnsteuerkarte 
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und das dazu erforderliche Verfahren beschrieben. Ab dem 
Jahr 2011 und mit dem Beginn der Umstellung auf die elek- 
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale stehen die Gemein- 
den keine Lohnsteuerkarten mehr aus. Der neu gefasste 
Absatz 1 überträgt die Bildung der für die Lohnsteuererhe- 
bung erforderlichen Lohnsteuerabzugsmerkmale nunmehr 
ausschließlich den Finanzämtern. 

Zu Satz 1 

Es handelt sich um die Übernahme der materiellen Regelun- 
gen des § 39e Absatz 7 Satz 1 EStG. Entsprechend dem 
Verfahren zur Ausstellung der Lohnsteuerkarte werden die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale sowie die elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale für die Durchführung des Lohnsteu- 
erabzugs weiterhin nur auf Veranlassung des Arbeitnehmers 
- wenn nun auch regelmäßig automatisiert - gebildet, z. B. 
Steuerklasse und Zahl der zu berücksichtigenden Kinder. 
Grundlage hierfür sind die von den Meldebehörden an die 
Finanzverwaltung (Bundeszentralamt für Steuern) übermit- 
telten melderechtlichen Daten, wie z. B. aktueller Familien- 
stand, Kinder und Zugehörigkeit zu einer Religionsgemein- 
schaft. Für die (erstmalige) Bildung der Lohnsteuerabzugs- 
merkmale stehen zwei Möglichkeiten zur Verfügung, wobei 
ein gesonderter Antrag des Arbeitnehmers beim Finanzamt 
grundsätzlich nicht erforderlich ist. 

Zum einen kann der Arbeitnehmer im Hinblick auf ein zu- 
künftiges Dienstverhältnis beim Finanzamt einen konkreten 
Antrag stellen, ihm seine elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale mitzuteilen. Hieraufhin werden sie - ggf. erst- 
mals - gebildet und dem Arbeitnehmer mitgeteilt. 

Zum anderen - dies ist der Regelfall - erfolgt die erstmalige 
Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale durch eine An- 
frage des Arbeitgebers bei der Finanzverwaltung. Hierzu 
hat der Arbeitnehmer seine von der Finanzverwaltung zuge- 
teilte Identifikationsnummer und sein Geburtsdatum dem 
Arbeitgeber mitzuteilen. Die Kenntnis dieser Daten berech- 
tigt ihn zur An- bzw. Abfrage der elektronischen Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale bei der Finanzverwaltung (Bundeszen- 
tralamt für Steuern) sowie zur Nutzung der übermittelten 
Lohnsteuerabzugsmerkmale für Zwecke des Lohnsteuerab- 
zugs während des Dienstverhältnisses. 

Falls der Arbeitgeber nicht am elektronischen Verfahren 
teilnehmen kann, steht ein Ersatzverfahren in Papierform 
bereit. 

Zu Satz 2 

Möchte der Arbeitnehmer steuermindemde Freibeträge als 
Lohnsteuerabzugsmerkmale berücksichtigt haben, ist wei- 
terhin beim zuständigen Finanzamt ein besonderer Antrag 
zu stellen. Hierdurch können z. B. Freibeträge für Wer- 
bungskosten, Pauschbeträge für behinderte Menschen und 
Hinterbliebene, Hinzurechnungsbeträge, Freibeträge für 
Kinder über 18 Jahre sowie Kinder mit Wohnsitz im Aus- 
land ergänzend berücksichtigt werden. Ferner kann der Ar- 
beitnehmer beim Finanzamt beantragen, dass abweichend 
von der zutreffenden automatisierten Bildung der Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale eine für ihn ungünstigere Steuerklasse 
oder geringere Zahl der Kinderfreibeträge als Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale gebildet werden. Satz 2 legt fest, dass diese 
nicht automatisierte Bearbeitung und Bildung der Lohnsteu- 
erabzugmerkmale in den Zuständigkeitsbereich des Finanz- 
amts und nicht des Bundeszentralamts für Steuern fällt. 


Zu Satz 3 

Grundlage für die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
sollen die von den Meldebehörden mitgeteilten Daten 
(§ 39e Absatz 2 Satz 1 und 2 EStG) sein. Deshalb wird ge- 
setzlich klargestellt, dass die Finanzverwaltung grundsätz- 
lich an diese melderechtlichen Daten gebunden ist. Folglich 
hat das Finanzamt für Zwecke des Lohnsteuerabzugs z. B. 
grundsätzlich nicht zu prüfen, ob eine im Ausland geschlos- 
sene Ehe im Inland nach bürgerlichem Recht anzuerkennen 
ist. Maßgebend sind hierfür die Entscheidung der zuständi- 
gen Gemeindeverwaltung und die von ihr gelieferten Merk- 
male. Soweit die Lohnsteuerabzugsmerkmale auf melde- 
rechtlichen Merkmalen beruhen, wird das Melderegister als 
das „führende Register“ angesehen. Dies hat auch zur 
Folge, dass gewisse zeitliche Verzögerungen hinzunehmen 
sind, wenn eine melderechtliche Änderung nicht sofort von 
der Meldebehörde an das Bundeszentralamt übermittelt 
wird. 

Änderungen der melderechtlichen Daten sollen von den 
Meldebehörden dem Bundeszentralamt für Steuern tagesak- 
tuell mitgeteilt und in dessen Datenbank für die elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale gespeichert werden. Än- 
dert sich zum Beispiel der Familienstand eines Arbeitneh- 
mers durch eine Eheschließung, führt dies automatisch zu 
folgendem Verfahren: Die Meldebehörden übermitteln den 
neuen Familienstand (verheiratet) und das Datum der Ehe- 
schließung. Die Finanzverwaltung ändert programmgesteu- 
ert die Steuerklassen der Verheirateten zum Tag der Ehe- 
schließung (vgl. Artikel 2 Nummer 14). Sind die Steuer- 
pflichtigen zum Zeitpunkt der Eheschließung in unter- 
schiedlichen Gemeinden mit Wohnsitz gemeldet, so wird 
die Steuerklasse für beide automatisch erst dann geändert, 
wenn für beide Ehegatten der Familienstand „verheiratet“ in 
der oben genannten Datenbank gespeichert ist. 

ln begründeten Einzelfällen kann das Finanzamt gehalten 
sein, rechtliche Prüfungen zu melderechtlichen Merkmalen 
vorzunehmen bzw. deren Überprüfung durch die zuständige 
Meldebehörde anzustoßen, um die von der Finanzverwal- 
tung selbst zu treffende Entscheidung über die zutreffende 
Besteuerung vorzunehmen, denn der Steuerpflichtige darf 
nicht bzw. nicht über einen längeren Zeitraum auf Grund ei- 
ner fehlenden oder falschen melderechtlichen Datenüber- 
mittlung steuerlich unzutreffend behandelt werden. Dies 
kann dazu führen, dass die Lohnsteuerabzugsmerkmale 
nicht auf der Basis der in der ELStAM-Datenbank enthalte- 
nen und stets auf den übermittelten Meldedaten beruhenden 
Speicherung automatisiert gebildet werden können, sondern 
vom Finanzamt gebildet werden müssen. Der neue Satz 3 
eröffnet hierfür die Möglichkeit. 

Der Grundsatz, dass die von den Meldebehörden übermittel- 
ten Daten für die Bildung der elektronischen Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale bindend sind, bleibt bestehen, aber es wird 
eine Möglichkeit eingeräumt, in begründeten Einzelfällen, 
eine von den elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen 
abweichende Besteuerung zuzulassen. Ein Nachweis der 
Fehlerhaftigkeit von Melderegisterdaten durch die Arbeit- 
nehmer wird für sie im Einzelfall zwar schwer zu führen sein, 
die Regelung erfüllt aber den Zweck, bei entsprechendem 
substantiierten Vortrag des Arbeitnehmers eine Prüfung der 
Melderegistereinträge durch die Finanzverwaltung auszu- 
lösen und so eine materielle Falschbesteuerung zu verhin- 
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dem (keine absolute Bindungswirkung des Melderegisters 
für die Besteuemng). Die Prüfung der für die eigentlichen 
Meldedaten unzuständigen Finanzbehörde wird regelmäßig 
vorrangig in einem eigenständigen Prüfanstoß an die Melde- 
behörde bestehen. Führt die Überprüfung und die darauf ge- 
stützte Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens seitens der 
Finanzverwaltung nicht zu einem übereinstimmenden Ergeb- 
nis zwischen Finanzverwaltung und Meldebehörde, wird das 
Finanzamt über die von den Meldedaten abweichend gebil- 
deten Lohnsteuerabzugsmerkmale regelmäßig eine Beschei- 
nigung in Papier für den Lohnsteuerabzug ausstellen. Der 
Arbeitgeber hat den Lohnsteuerabzug in diesem Fall anhand 
der auf der Papierbescheinigung ausgewiesenen Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale durchzuführen. Der Abmf der elektro- 
nischen Lohnsteuerabzugsmerkmale wird für diesen Fall ge- 
sperrt. 

Zu Satz 4 

Hier erfolgt die Übernahme der Regelungen von § 39 
Absatz 3b Satz 4 EStG. Die Bildung der Lohnsteuerabzugs- 
merkmale ist eine gesonderte Feststellung von Besteue- 
mngsgmndlagen im Sinne des § 179 Absatz 1 der Abgaben- 
ordnung, die unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht. 

Zu Satz 5 

Die Eintragung auf der „körperlichen“ Lohnsteuerkarte ist 
ein erkennbarer und anfechtbarer Verwaltungsakt mit der 
Möglichkeit, eine Aussetzung der Vollziehung zu gewähren. 
Im neuen Verfahren ist allein die Speichemng der Steuerab- 
zugsmerkmale als elektronische Lohnsteuerabzugsmerk- 
male für den Arbeitnehmer nicht ohne weiteres erkermbar. 
Da die erstmalige Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
und deren spätere Änderung weiterhin als Verwaltungsakte 
anfechtbar sein sollen, müssen die Lohnsteuerabzugsmerk- 
male dem Arbeitnehmer bekannt gegeben werden. Durch 
den Verweis auf § 1 1 9 Absatz 2 der Abgabenordnung kann 
diese Bekanntgabe (Mitteilung) schriftlich, elektronisch, 
mündlich oder in anderer Weise erfolgen. Dem Arbeitneh- 
mer werden die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
üblicherweise durch die Lohn- und Gehaltsabrechnung des 
Arbeitgebers mitgeteilt, in der die lohnsteuerlichen Merk- 
male als Grundlage für die Lohnsteuerermittlung ausgewie- 
sen werden. Darüber hinaus wird die Finanzverwaltung dem 
Arbeitnehmer die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male zur Einsicht im ElsterOnline-Portal bereitstellen. 

Zu den Sätzen 6 und 7 

Satz 6 verweist für die Bekanntgabe auf § 1 19 Absatz 2 der 
Abgabenordnung und § 39e Absatz 6 EStG, wobei nach 
Satz 7 jedoch keine Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen ist. 

Zu den Sätzen 8 und 9 

Es handelt sich um die Übernahme von § 39a Absatz 4 
Satz 3 EStG, wobei diese Regelung um die Notwendigkeit 
eines schriftlichen Bescheids mit Rechtsbehelfsbelehrung 
bei Beantragung des Bescheids durch den Arbeitnehmer er- 
gänzt wird. Ferner wird § 39a Absatz 4 Satz 4 EStG mit 
dem einschränkenden Hinweis auf Absatz 5 übernommen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt, welche Finanzämter für die Bildung und 
Änderung der Lohnsteuerabzugsmerkmale zuständig sind. 


Die neuen Sätze 2 bis 4 führen die Zuständigkeitsregelun- 
gen des § 39c Absatz 3 und 4 sowie des § 39d Absatz 1 
Satz 3 EStG fort. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 beschreibt die Verfahrensweise zur Bildung und 
Änderung der Lohnsteuerabzugsmerkmale durch das Be- 
triebsstättenfrnanzamt für Arbeitnehmer, die nach § 1 
Absatz 2 EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtig 
sind, nach § 1 Absatz 3 EStG als unbeschränkt einkommen- 
steuerpflichtig zu behandeln sind oder beschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig sind. 

Zu den Sätzen 1 und 2 

Für im Inland nicht meldepflichtige Personen, z. B. im Aus- 
land lebende unbeschränkt einkommensteuerpflichtige oder 
beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer, kann 
die steuerliche Identifikationsnummer nicht auf Grund von 
Mitteilungen der Meldebehörden zugeteilt werden. Soweit 
dem Arbeitnehmer nicht bereits eine Identifikationsnummer 
zugeteilt wurde, z. B. auf Grund eines früheren Wohnsitzes 
im Inland, soll ab einem noch festzulegenden Zeitpunkt die 
Finanzverwaltung die Zuteilung einer Identifikationsnum- 
mer veranlassen. Hierfür erarbeitet die Finanzverwaltung 
derzeit ein eigenständiges automatisiertes Verfahren, das 
voraussichtlich ab dem Jahr 2014 einsatzfähig sein wird. 
Bis dahin können den vorgenannten Personen keine Identi- 
fikationsnummern zugeteilt werden, weshalb der Arbeitge- 
ber keine elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale abru- 
fen kann. Stattdessen wird das Betriebsstättenfmanzamt des 
Arbeitgebers (weiterhin) Papierbescheinigungen für den 
Lohnsteuerabzug ausstellen. Diese Bescheinigung ersetzt 
die Verpflichtung und Berechtigung des Arbeitgebers zum 
Abruf der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale nach 
§ 39e Absatz 4 EStG. 

Damit die Finanzverwaltung die vom Arbeitgeber auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtung übermittelte Lohnsteuer- 
bescheinigung (§ 41b Absatz 1 Satz 2 EStG) maschinell zu- 
ordnen kann, benötigt sie auch für diesen Arbeitnehmer- 
kreis ein Ordnungsmerkmal. Dies soll das derzeit verwen- 
dete lohnsteuerliche Ordnungsmerkmal (§ 41b Absatz 2 
Satz 1 und 2 EStG), die so genarmte eTlN (= elektronische 
Transfer-ldentifikations-Nummer), sein. Zur eindeutigen 
Zuordnung wird das Betriebsstättenfmanzamt die eTlN er- 
mitteln und anstelle der Identifikationsnummer in der Be- 
scheinigung für den Lohnsteuerabzug eintragen. 

Zu Satz 3 

Entsprechend dem derzeitigen Verfahren für beschränkt ein- 
kommensteuerpflichtige Arbeitnehmer nach R 39d Absatz 5 
Satz 1 LStR soll der Arbeitgeber nun auch für einen nach 
§ 1 Absatz 2 oder Absatz 3 EStG unbeschränkt einkommen- 
steuerpflichtigen Arbeitnehmer die Bildung der (regelmäßig 
maßgebenden) Steuerklasse 1 beim Finanzamt beantragen 
können. Dafür ist ein Antrag des Arbeitgebers im Namen 
des Arbeitnehmers erforderlich. Diese erweiterte Antrags- 
möglichkeit dient der Vereinfachung und soll den Arbeit- 
nehmer vor Bürokratie bewahren. Weitere Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale, etwa die Zahl der Kinderfreibeträge oder ein 
Freibetrag, werden weiterhin nur auf Antrag des Arbeitneh- 
mers gebildet. 
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Zu Absatz 4 

§ 39 Absatz 4 EStG beschreibt die in Betracht kommenden 
Lohnsteuerabzugsmerkmale. 

Ergänzend zu den derzeitigen Regelungen sollen die 
berücksichtigungsfähigen Beiträge des Arbeitnehmers zu 
einer privaten Krankenversicherung und privaten Pflege- 
Pflichtversicherung aus der vorangegangenen Einkommen- 
steuerveranlagung als Lohnsteuerabzugsmerkmal übernom- 
men werden. Hierfür ist ein Antrag des Arbeitnehmers er- 
forderlich. 

Die hierzu erforderlichen Daten übermitteln die (Kran- 
ken-) Versicherungsuntemehmen nach § 10 Absatz 2 EStG 
(Höhe der tatsächlichen Jahresbeiträge) regelmäßig erst nach 
Ablauf des Beitragsjahres. Folglich können die so übermit- 
telten, tatsächlich geleisteten Versicherungsbeiträge beim 
Lohnsteuerabzug erst im Laufe des Jahres berücksichtigt 
werden. Um diese Beiträge durchgängig berücksichtigen zu 
köimen, ist die im Lohnsteuerrecht übliche Begrenzung der 
Lohnsteuerabzugsmerkmale auf das Kalenderjahr nicht 
möglich. Deshalb sollen diese Beiträge für eine Dauer von 
12 Monaten über die Jahresgrenze hinweg berücksichtigt 
werden. Nach Ablauf dieses Zeitraums können die Beiträge 
zu einer privaten Krankenversicherung und Pflege-Pflicht- 
versicherung nur nach einer erneuten Bescheinigung des Ver- 
sicherungsuntemehmens berücksichtigt werden. Die Über- 
mittlungsmöglichkeit solcher Beiträge als elektronisches 
Lohnsteuerabzugsmerkmal ist erst in einer späteren Ausbau- 
stufe vorgesehen (voraussichtlich ab 2014). Dazu wird eine 
besondere Anwendungsregelung in den Gesetzestext aufge- 
nommen (vgl. Artikel 2 Nummer 27 Buchstabe b). Erhöhen 
sich die Beiträge des Arbeitnehmers im laufenden Kalender- 
jahr, z. B. auf Grund der Geburt seines Kindes, soll eine An- 
passung der zu berücksichtigenden Beiträge an die zu zahlen- 
den eigenen Beiträge zur privaten Krankenversicherung und 
privaten Pflege-Pflichtversicherung möglich sein. 

Die elektronische Mitteilung an den Arbeitgeber, dass vom 
Arbeitslohn des Arbeitnehmers keine Lohnsteuer einzube- 
halten ist (Steuerfreistellung des Arbeitslohns nach einem 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung), wird 
voraussichtlich erst im Laufe des Kalenderjahres 2014 zur 
Verfügung stehen. Bis dahin soll das Betriebsstättenflnanz- 
amt eine Bescheinigung zur Anwendung der Regelungen 
des § 39b Absatz 6 EStG ausstellen; siehe hierzu die be- 
sonderen Anwendungsregelungen in Artikel 2 Nummer 27 
Buchstabe b und c). 

Zu den Absätzen 5 und 6 sowie 7 

Die neu gefassten Absätze 5 und 6 sowie 7 sollen im We- 
sentlichen die Regelungen der bisherigen Absätze 4, 5 und 
5a fortführen. Durch den Ersatz der Lohnsteuerkarte durch 
das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male und den Zuständigkeitswechsel von den Gemeinden 
hin zu den Finanzämtern sind redaktionelle Anpassungen 
erforderlich. 

Die Steuerklasse und die Zahl der Kinderfreibeträge werden 
zukünftig in der Regel automatisch geändert; Auslöser hier- 
für sind Mitteilungen der Meldebehörden über den geänder- 
ten Familienstand, ln diesen Fällen ist der Arbeitnehmer 
nicht zu einer Mitteilung an das Finanzamt verpflichtet. An- 
ders verhält es sich beispielsweise in den Fällen der 
Steuerklasse 11. Entfallen die Voraussetzungen für die Be- 


rücksichtigung dieser Steuerklasse (für den Ansatz des Ent- 
lastungsbetrags für Alleinerziehende, § 24b EStG), ist dies 
weiterhin dem Finanzamt mitzuteilen. 

Zu den Absätzen 8 und 9 

Die Regelungen der neuen Absätze 8 und 9 führen als 
Schutzbestimmung vor missbräuchlicher Verwendung der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale die bisherigen 
Regelungen von § 39b Absatz 1 Satz 4 EStG und § 39e 
Absatz 5 EStG fort. 

Absatz 9 überträgt die Vorschrift des § 50f EStG inhaltlich 
auf den Bereich der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male. 

Zu Nummer 10 (§ 39a) 

Es handelt sich bei den Änderungen in den Absätzen 1 bis 3 
im Wesentlichen um redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Übermittlung von 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen an den Arbeitgeber sowie auf 
Grund der damit verbundenen Verlagerung der Aufgaben 
von den Gemeinden auf die Finanzverwaltung. 

Zu Buchstabe a (§ 39a Absatz 1) 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 39a Absatz 1 Satz 1) 

Zur Klarstellung weist Satz 1 einleitend die Zuständigkeit 
zur Ermittlung der beim Lohnsteuerabzug zu berücksichti- 
genden Freibeträge dem Finanzamt zu und führt anschlie- 
ßend die derzeitigen Regelungen fort (redaktionelle Folge- 
änderung). 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
Satz 2 und Satz 3 - neu ) 

Bei der Neufassung von Satz 2 handelt es sich um eine re- 
daktionelle Folgeändemng durch die Übernahme der Rege- 
lungen des § 39 Absatz 3 EStG zur Bildung der Kinderfrei- 
betragszähler in den neuen § 38b Absatz 2 EStG. 

Als Lohnsteuerabzugsmerkmal wird die Zahl der Kinder- 
freibeträge für Kinder unter 18 Jahren, die im steuerlichen 
Sinne unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind, auf 
Grund der Meldedaten automatisch gebildet. Auf Antrag 
werden auch Freibeträge für Kinder über 1 8 Jahre als Lohn- 
steuerabzugsmerkmale berücksichtigt. Diese Freibeträge 
haben nur Auswirkungen auf die Zuschlagsteuem, also den 
Solidaritätszuschlag und die Kirchensteuer. 

Die Regelung des neuen Satzes 3 ist erforderlich, um zu 
vermeiden, dass ein Kind doppelt berücksichtigt wird. Zieht 
z. B. ein im Ausland lebendes Kind nach Deutschland, wird 
es regelmäßig unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Auf 
Grund der Anmeldung bei der Gemeinde wird nach Über- 
mittlung der Meldedaten an die Finanzverwaltung für Kin- 
der unter 18 Jahren automatisch ein Kinderfreibetrag gebil- 
det. Dabei kann nicht geprüft werden, ob für dieses Kind 
bereits ein zuvor beantragter Freibetrag nach § 39a Absatz 1 
Satz 1 Nummer 6 Satz 1 EStG gebildet und dem Arbeitge- 
ber mitgeteilt worden ist. Deshalb wird der Arbeitnehmer 
verpflichtet, dem Finanzamt mitzuteilen, wenn ein Kind 
doppelt berücksichtigt wurde, und einen nach § 39a 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 Satz 1 EStG gebildeten Freibe- 
trag ändern zu lassen. 
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Zu Doppelbuchstabe ec (§ 39a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 7) 

Die redaktionellen Änderungen passen die Regelungen an 
das neue Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale an. 

Zu Doppelbuchstabe dd (§ 39a Absatz 1 Satz 2 - neu ) 

Mit dem Wegfall der alljährlich neu ausgestellten Lohnsteu- 
erkarte entfallt auch die Begrenzung der darauf eingetrage- 
nen Freibeträge auf das jeweilige Kalenderjahr. Für die An- 
wendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale ist 
daher insbesondere die Geltungsdauer der zu berücksichti- 
genden Freibeträge ausdrücklich zu regeln. 

Der neue Satz 2 führt die jahresbezogene Betrachtungs- 
weise fort und begrenzt die Geltungsdauer des Freibetrags, 
der bei der Lohnsteuererhebung insgesamt zu berücksichti- 
gen und abzuziehen ist, sowie eines Hinzurechnungsbetrags 
auf ein Kalenderjahr. Die Möglichkeit rascher Änderungen 
der tatsächlichen Lebenssachverhalte und Verhältnisse 
spricht dafür, die Geltungsdauer solcher Freibeträge auf 
Grund erhöhter Werbungskosten zu begrenzen, um Steuer- 
ausfälle zu vermeiden. Wie bisher sind hiervon die Pausch- 
beträge für behinderte Menschen und Hinterbliebene ausge- 
nommen. 

Zu Buchstabe b (§ 39a Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 39a Absatz 2 Satz 1 bis 3) 

Die bisherigen Sätze 1 und 2 regeln das Verfahren zur Ein- 
tragung auf der Lohnsteuerkarte; sie können entfallen. Mit 
den neu gefassten Sätzen werden die derzeitigen weiteren 
Regelungen - insbesondere des bisherigen Satzes 3 - fort- 
geführt und redaktionell an das Verfahren der elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale angepasst. 

Der neu gefasste Satz 2 bestimmt als Starttermin für das 
Lohnsteuerermäßigungsverfahren im neuen Verfahren den 
1. Oktober eines jeden Jahres. Dies entspricht in etwa dem 
derzeitigen Begitm für das Lohnsteuerermäßigungsverfah- 
ren. Dafür ist zurzeit gesetzlich zwar kein Termin bestimmt, 
aber der konkrete Beginn des Ermäßigungsverfahrens war 
faktisch mit dem Versand der Lohnsteuerkarten durch die 
Gemeinden (frühestens ab dem 20. September) sowie der 
Herausgabe der amtlichen Vordrucke für das Ermäßigungs- 
verfahren eines jeden Jahres durch die Finanzverwaltung 
verknüpft. Dadurch ergab sich als Starttermin des Lohnsteu- 
erermäßigungsverfahrens regelmäßig Anfang Oktober eines 
jeden Jahres. 

Weil die Übersendung der Lohnsteuerkarte an den Arbeit- 
nehmer entfällt, ist nun eine gesetzliche Regelung für die 
Bestimmung des Starttennins für das Lohnsteuerermäßi- 
gungsverfahren erforderlich. Aus Sicht der Finanzamtspra- 
xis soll der Oktober als Starttermin für den Beginn des 
Ermäßigungsverfahrens beibehalten werden. Ein früherer 
Tennin wäre nicht verwaltungsökonomisch, da es in den 
Finanzämtern zu Überschneidungen mit den Arbeiten zur 
Einkommensteuerveranlagung käme. Auch zukünftig ist da- 
mit zu rechnen, dass Änderungen des Eirrkommensteuerge- 
setzes erst kurz vor Jahresende im Bundesgesetzblatt ver- 
kündet werden. Um insbesondere Neuregelungen zutreffend 
anwenden zu können, sollte der Zeitraum zwischen dem Be- 
ginn des Ermäßigungsverfahrens und dem für die Bildung 


der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale maßgeben- 
den Jahresbeginn möglichst kurz sein. Ansonsten bestünde 
die Gefahr, dass bereits ermittelte Ermäßigungsbeträge auf 
Grund der neuen Rechtslage geändert werden müssten. Sol- 
cher Verwaltungsaufwand ist zu venneiden. Der gesetzlich 
geregelte Termin markiert daher im Bewusstsein der Bürger 
und der Finanzverwaltung den zweckmäßigen Startzeit- 
punkt des Lohnsteuerermäßigungsverfahrens. Sollten An- 
träge auf Lohnsteuer-Ermäßigung entgegen der gesetzlichen 
Vorgabe bereits vor dem 1. Oktober des Vorjahres gestellt 
werden, wird das Finanzamt diese Anträge dennoch bear- 
beiten und nicht aus formalen Gründen ablehnen. 

Nach dem neuen Satz 3 muss der Antrag spätestens bis zum 
30. November des Jahres gestellt werden, für das der Frei- 
betrag gelten soll. Dieses Verfahren wird beibehalten, weil 
der Arbeitgeber für die letzte Lohnabrechnung des Kalen- 
derjahres rechtzeitig über die Lohnsteuerabzugsmerkmale 
informiert werden muss. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 39a Absatz 2 Satz 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung durch 
die Änderung von § 39a Absatz 1 EStG. 

Zu Doppelbuchstabe ec (§ 39a Absatz 2 Satz 4 bis 7 
und 9) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung durch 
den Wegfall des bisherigen Satzes 3 sowie durch die Ände- 
rung des Absatzes 1 dieser Vorschrift (§ 39a EStG). 

Zu Absatz 2 Satz 8 

Dieser neu eingefügte Satz übernimmt die Regelungen, die 
für beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer 
derzeit nach § 39d Absatz 2 Satz 3 EStG gelten. 

Zu Buchstabe c (§ 39a Absatz 3) 

Redaktionelle Folgeänderungen auf Grund des Wegfalls der 
Lohnsteuerkarte und deren Ersatz durch das Verfahren der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale sowie auf 
Grund der Ergänzung von § 39a Absatz 1 EStG dieser Vor- 
schrift. 

Der neu eingefügte Satz 4 legt fest, dass ein von den Ehe- 
gatten gewünschter „anderer“ Aufteilungsmaßstab zur Be- 
rücksichtigung eines Freibetrags für die Dauer eines Kalen- 
derjahres berücksichtigt wird. Nach der Regelung in 
Absatz 1 Satz 2 - neu - sind die Pauschbeträge für behin- 
derte Menschen und Hinterbliebene von dieser Begrenzung 
ausgenommen. 

Zu Buchstabe d (§ 39a Absatz 4 und 5) 

Zu Absatz 4 

Der Regelungsinhalt des bisherigen Absatzes 4 wird in die 
als Grundnonn für die Lohnsteuerabzugsmerkmale maßge- 
benden Vorschriften des § 39 Absatz 1 EStG übernommen 
(vgl. Artikel 2 Nummer 9). Der neu gefasste Absatz 4 über- 
nimmt die Regelungen des § 39d Absatz 2 Satz 1 und 2 
EStG (vgl. Artikel 2 Nummer 13). 

Zu Absatz 5 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
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durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 

Zu Nummer 11 (§ 39b) 

Die Vorschriften zur Ermittlung und zum Einbehalt der 
Lohnsteuer werden an das neue Verfahren der elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale angepasst. Die inhalt- 
lichen Regelungen des § 39b Absatz 2 bis 8 EStG zur Er- 
mittlung und Einbehaltung der Lohnsteuer bleiben unverän- 
dert. 

Zu Buchstabe a (Überschrift) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den Re- 
gelungsinhalt dieser Vorschrift. 

Zu Buchstabe b (§ 39b Absatz 1) 

Die Regelungen zur Vorlage der Lohnsteuerkarte beim Ar- 
beitgeber sowie deren Aufbewahrung und Herausgabe 
durch den Arbeitgeber werden mit Wegfall der Lohnsteuer- 
karte aufgehoben. Die für das Verfahren der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale maßgeblichen Regelungen ent- 
hält § 39e Absatz 4 und 5 EStG. 

Mit diesem Änderungsgesetz wird die eigenständige Vor- 
schrift des § 39d EStG zur Durchführung des Lohnsteuerab- 
zugs für beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitneh- 
mer aufgehoben. Der Arbeitgeber hat für diesen Personen- 
kreis den Lohnsteuerabzug nach den allgemeinen Regelun- 
gen der Absätze 2 bis 6 durchzuführen. Dies wird im neu 
gefassten Absatz 1 geregelt. 

Zu Buchstabe c (§ 39b Absatz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 

Zu Buchstabe d (§ 39b Absatz 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 

Zu Buchstabe e (§ 39b Absatz 6 - aufgehoben) 

Absatz 6 wird durch die neue Regelung in § 39 Absatz 4 
Nummer 5 EStG (vgl. Artikel 2 Nummer 9) ersetzt und 
kann folglich aufgehoben werden. Das elektronische Mittei- 
lungsverfahren kann jedoch erst zu einem späteren Zeit- 
punkt eingesetzt werden. Bis dahin werden die Regelungen 
des derzeitigen § 39b Absatz 6 EStG zur Ausstellung einer 
Papierbescheinigung als Grundlage für eine steuerfreie Ar- 
beitslohnzahlung nach einem Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung in § 52 Absatz 51b- neu - EStG so 
lange fortgeführt, bis das Bundesministerium der Finanzen 
den Beginn und Zeitpunkt für den erstmaligen automatisier- 
ten Abruf dieses Lohnsteuerabzugsmerkmals mitgeteilt hat 
(§ 52 Absatz 50g - neu - EStG, vgl. Artikel 2 Nummer 27 
Buchstabe b). Nach dem Einsatz der elektronischen Mit- 
teilungsform kann die Übergangsregelung des § 52 Ab- 
satz 51b- neu - EStG entfallen. 


Zu Buchstabe f (§ 39b Absatz 6 - neu) 

Der bisherige Absatz 8 wird nunmehr Absatz 6 (redaktio- 
nelle Änderung). 

Zu Nummer 12 (§ 39c) 

Die Neufassung beinhaltet im Wesentlichen redaktionelle 
Folgeänderungen auf Grund des Wegfalls der Lohnsteuer- 
karte und deren Ersatz durch das Verfahren der elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale. 

Zur Überschrift 

Mit der Neufassung wird die Überschrift an den Regelungs- 
inhalt dieser Vorschrift angepasst. 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Zu Absatz 1 

Der Grundsatz, dass der Arbeitgeber bei fehlenden Lohn- 
steuerabzugsmerkmalen die Lohnsteuererhebung nach der 
Steuerklasse VI durchzuführen hat, gilt weiterhin. Ebenso 
wird die Ausnahmeregelung zur Einreihung des Arbeitneh- 
mers in die nach seinen persönlichen Verhältnissen maßge- 
bende Steuerklasse durch den Arbeitgeber beibehalten, 
wenn den Arbeitnehmer kein Verschulden am Fehlen der 
Lohnsteuerabzugsmerkmale trifft. Als Gründe für das un- 
verschuldete Fehlen der Lohnsteuerabzugsmerkmale kom- 
men z. B. in Betracht: technische Schwierigkeiten bei An- 
forderung und Abruf, Bereitstellung oder Übermittlung der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale oder eine verzö- 
gerte Ausstellung der Papierbescheinigung für den Lohn- 
steuerabzug durch das Finanzamt. 

Zu Satz 1 

Ein Arbeitnehmer ist nun insbesondere dann nach der 
Steuerklasse VI zu besteuern, wenn er bei Beginn des Dienst- 
verhältnisses seinem Arbeitgeber die zum Abruf der elektro- 
nischen Lohnsteuerabzugsmerkmale erforderliche steuerli- 
che Identifikationsnummer und das Geburtsdatum schuld- 
haft nicht mitteilt (§ 39e Absatz 4 Satz 1 - neu - EStG), der 
Arbeitnehmer die Übermittlung der elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale für den Arbeitgeber (gezielt) gesperrt 
hat (§ 39e Absatz 6 Satz 6 Nummer 1 - neu - EStG) oder 
wenn der Arbeitnehmer beantragt hat, für ihn keine Lohn- 
steuerabzugsmerkmale (mehr) zu bilden (§ 39e Absatz 6 
Satz 6 Nummer 2 - neu - EStG). 

Zu Satz 2 

Kann der Arbeitgeber die elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale wegen technischer Störungen nicht abrufen, ist 
der hiervon betroffene Arbeitnehmer nicht nach der 
Lohnsteuerklasse VI zu besteuern. Ansonsten wäre der Ar- 
beitnehmer von einem hohen Lohnsteuerabzug betroffen, 
obwohl er das Fehlen der Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht 
verschuldet hat. Gleiches gilt, wenn der Arbeitnehmer die 
Identifikationsnummer nicht vorlegen kann und ihn kein 
Verschulden trifft, z. B. weil ihm noch keine Identifikations- 
nummer zugeteilt wurde oder es bei der Vergabe dieser 
Nummer zu Verzögerungen kommt. 

Zu Satz 3 

Nach Ablauf von drei Kalenderaionaten kann erwartet wer- 
den, dass die zuvor beschriebenen technischen Störungen 
behoben sind oder der Arbeitnehmer vom Finanzamt ersatz- 
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weise eine Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug in Pa- 
pierform erhalten hat. Deshalb wird die vorübergehende 
Ausnahme von der Besteuerung nach der Steuerklasse VI 
trotz Erhebung der Lohnsteuer ohne Lohnsteuerabzugs- 
merkmale auf drei Monate begrenzt. Hat der Arbeitnehmer 
danach immer noch nicht die Identifikationsnummer sowie 
den Tag seiner Geburt mitgeteilt oder ersatzweise die Be- 
scheinigung für den Lohnsteuerabzug vorgelegt, so ist rück- 
wirkend Satz 1 anzuwenden und die Lohnsteuer für die ers- 
ten drei Monate zu korrigieren. 

Im Übrigen wird unterstellt, dass insbesondere bei Einfüh- 
rung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale der 
Zeitraum von drei Monaten durch Verwaltungsanweisungen 
großzügig verlängert werden wird, falls Arbeitgeber die 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale unverschuldet 
nicht, nicht vollständig oder nur verzögert abrufen können. 
Hierdurch kann der Lohnsteuereinbehalt nach der Steuer- 
klasse VI vermieden werden. 

Zu den Sätzen 4 bis 6 

Entsprechend der vorangehenden Regelung muss der Ar- 
beitnehmer dem Arbeitgeber die steuerliche Identifikations- 
nummer und das Geburtsdatum binnen drei Monaten (nach 
Beginn des Dienstverhältnisses) mitgeteilt haben. Ansons- 
ten hat der Arbeitgeber - wie derzeit - rückwirkend die 
Steuerklasse VI anzuwenden, also den durchgeführten 
Lohnsteuerabzug zu prüfen und, falls erforderlich, zu korri- 
gieren. Erhält der Arbeitgeber danach die (elektronischen) 
Lohnsteuerabzugsmerkmale, kann er die Lohnsteuerermitt- 
lungen für vorangegangene Kalendermonate überprüfen 
und erforderlichenfalls ändern. Um übemiäßige Belastun- 
gen der Arbeitgeber zu vermeiden, ist eine Korrektur der 
Lohnabrechnungen nur für bis zu drei zurückliegende Ka- 
lendermonate vorgesehen. Im Übrigen sind die Regelungen 
des § 41c EStG anzuwenden. Die zu viel oder zu wenig ein- 
behaltene Lohnsteuer muss der Arbeitgeber mit der nächs- 
ten Lohnabrechung des Arbeitnehmers ausgleichen. 

Sollte es dem Arbeitnehmer nicht möglich sein, seine Iden- 
tifikationsnummer mitzuteilen, z. B. weil sie ihm noch nicht 
zugeteilt wurde, hat das Finanzamt ersatzweise eine Be- 
scheinigung für den Lohnsteuerabzug in Papierform auszu- 
stellen. 

Zu Absatz 2 

Die derzeitigen Regelungen, wonach der Arbeitgeber die 
Lohnsteuer zu Beginn eines jeden Jahres für einen Über- 
gangszeitraum anhand der Eintragungen auf der Lohnsteu- 
erkarte des Vorjahres ermitteln kann, sind entbehrlich und 
somit aufzuheben. Die zukünftig dem Arbeitgeber bereitge- 
stellten elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale gelten 
fort, bis sie durch neue Merkmale ersetzt werden, durch 
Zeitablauf nicht mehr anzuwenden sind oder das Dienstver- 
hältnis beendet wurde. 

Neu geregelt werden die Folgen für Fälle, in denen ein Ar- 
beitnehmer ohne steuerliche Identifikationsnummer dem 
Arbeitgeber die vom Finanzamt ausgestellte Bescheinigung 
für den Lohnsteuerabzug schuldhaft nicht vorlegt. Hat die 
Finanzverwaltung dem Arbeitnehmer keine Identifikations- 
nummer zugeteilt, kann der Arbeitgeber die elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht abrufen. Deshalb ist der 
Arbeitnehmer nach § 39 Absatz 3 Satz 1 - neu - EStG ver- 
pflichtet, beim Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers 


eine Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug zu beantragen 
und diese dem Arbeitgeber vorzulegen. Ohne eine solche 
Bescheinigung (und ohne elektronische Lohnsteuerabzugs- 
merkmale) kann der Arbeitgeber den Lohnsteuerabzug nicht 
korrekt durchführen. Folglich hat der Arbeitgeber in diesen 
Fällen die Lohnsteuer nach der Steuerklasse VI zu ermit- 
teln. Diese Folgerung entspricht der Regelung, die derzeit 
bei schuldhafter Nichtvorlage der Lohnsteuerkarte durch 
den Arbeitnehmer gilt. 

Zu den Absätzen 3 und 4 - aufgehoben - 

Zu Absatz 3 - aufgehoben - 

Die bisherigen Regelungen in Absatz 3 ermöglichen es dem 
Arbeitgeber, für erweitert unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtige Arbeitnehmer (§ 1 Absatz 2 EStG) den Lohnsteu- 
erabzug ohne Vorlage einer Lohnsteuerkarte durchzuführen. 
Diese Regelungen sind aufzuheben. 

Im neuen Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale wird der Arbeitgeber nach § 39e Absatz 4 Satz 2 
- neu - und Absatz 5 Satz 3 - neu - EStG grundsätzlich 
verpflichtet, für den Lohnsteuerabzug die vom Finanzamt 
gebildeten und von Bundeszentralamt für Steuern bereitge- 
stellten Lohnsteuerabzugsmerkmale abzurufen. Kann der 
Arbeitgeber ohne eigenes Verschulden oder ohne Verschul- 
den des Arbeitnehmers elektronische Lohnsteuerabzugs- 
merkmale nicht abrufen, ist § 39c Absatz 1 Satz 2 - neu - 
EStG anzuwenden. Ersatzweise kommt eine Bescheinigung 
für den Lohnsteuerabzug in Betracht. Gleiches gilt für die 
Übergangszeit, solange die Finanzverwaltung eine steuerli- 
che Identifikationsnummer noch nicht zuteilen kann. 

Soweit erforderlich, werden die Zuständigkeitsregelungen 
in § 39 Absatz 2 und 3 - neu - EStG und die Möglichkeiten 
sowie Voraussetzungen zur Beantragung und Berücksichti- 
gung von Freibeträgen in § 39a Absatz 4 - neu - EStG auf- 
genommen (vgl. Artikel 2 Nummer 10). 

Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Folgeänderun- 
gen auf Grund der Aufhebung der bisherigen Absätze 3 
und 4 (der bisherige Absatz 5 wird der neue Absatz 3) so- 
wie auf Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren 
Ersatz durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale. 

Zu Absatz 4 - aufgehoben - 

Der bisherige Absatz 4 regelt den Lohnsteuerabzug für Ar- 
beitnehmer, die nach § 1 Absatz 3 EStG als unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig behandelt werden. Sie haben 
dem Arbeitgeber eine vom Betriebsstättenfinanzamt ausge- 
stellte Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug vorzulegen. 

Weil diese Regelung in die Grundvorschrift des § 39 
Absatz 2 und 3 - neu - EStG aufgenommen wird (vgl. 
Artikel 2 Nummer 9), ist der bisherige Absatz 4 entbehrlich 
und aufzuheben. Vgl. im Übrigen die Ausführungen zu 
Absatz 3 - aufgehoben -. 

Zu Nummer 13 (§ 39d - aufgehoben) 

Die Sonderregelungen in § 39d EStG für beschränkt ein- 
kommensteuerpflichtige Arbeitnehmer körmen im Verfah- 
ren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale teil- 
weise entfallen. Soweit noch erforderlich, werden die Rege- 
lungen in den neu gefassten § 39 Absatz 2 und 3 EStG (vgl. 
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Artikel 2 Nummer 9) sowie den § 39a Absatz 4 - neu - 
EStG (vgl. Artikel 2 Nummer 10) übernommen. Folglich ist 
§ 39d EStG aufzuheben. 

Zu Nummer 14 (§ 39e) 

Mit der gesetzgeberischen Grundentscheidung zur Einfüh- 
rung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale wurde 
§ 39e EStG als Einführungsvorschrift konzipiert, in der das 
neue Verfahren kompakt beschrieben ist. Für die nun bevor- 
stehende dauerhafte Einführung der elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale ab dem Kalenderjahr 2012 ist es er- 
forderlich, die gesamten Einzelvorschriften zum Steuerab- 
zug vom Arbeitslohn (§38 ff. EStG) formal und inhaltlich 
an das neue Verfahren anzupassen. Im Zuge dessen werden 
auch die Regelungen des § 39e EStG vollständig überarbei- 
tet und neu gefasst. Die Vorschrift erhält eine neue Konzep- 
tion, denn sie stellt keine Einführungsnorm mehr dar, son- 
dern die Regelung des eigentlichen technischen Verfahrens, 
das Lohnsteuerabzugsmerkmale automatisiert bildet und 
aus Lohnsteuerabzugsmerkmalen (§ 39 EStG) elektronische 
Lohnsteuerabzugsmerkmale macht. Die Vorschrift regelt 
daher künftig das Verfahren der Bildung und Bereitstellung 
elektronischer Lohnsteuerabzugsmerkmale. 

Zu Absatz 1 

Das Bundeszentralamt für Steuern erhält die Aufgabe, die 
Steuerklasse und die Zahl der Kinderfreibeträge für die 
Steuerklassen 1 bis IV automatisiert als Lohnsteuerabzugs- 
merkmale zu bilden. Diese Verfahrensweise entlastet so- 
wohl die Arbeitnehmer als auch die Finanzämter, weil hier- 
durch die bislang erforderlichen Anträge der Arbeitnehmer 
für die Bildung der Lohnsteuerklassen entfallen. 

Soweit das zuständige Finanzamt auf Antrag des Arbeitneh- 
mers nach § 39 EStG Lohnsteuerabzugsmerkmale bildet, 
teilt es diese dem Bundeszentralamt für Steuern zum Zweck 
der Bereitstellung für den automatisierten Abruf durch den 
Arbeitgeber mit. Hierdurch bleibt der Arbeitnehmer weiter- 
hin für die zutreffende Bildung und Bereitstellung seiner 
lohnsteuerlichen Abzugsmerkmale verantwortlich. So kön- 
nen z. B. die Änderung von Steuerklassen oder die Eintra- 
gung von Freibeträgen beim Finanzamt beantragt werden. 
Falls die Voraussetzungen dafür gegeben sind, ändert das 
Finanzamt die Lohnsteuerabzugsmerkmale antragsgemäß 
ab. Klarstellend wird festgelegt, dass das Bundeszentralamt 
für Steuern Lohnsteuerabzugsmerkmale frühestens mit Wir- 
kung ab Beginn des Kalenderjahres, für das sie anzuwenden 
sind, bereitzustellen hat. Dieser Zeitpunkt darf jedoch nicht 
vor Beginn des Dienstverhältnisses liegen, da die zum Ab- 
rufbereitgestellten Lohnsteuerabzugsmerkmale stets nur für 
das aktuelle Arbeitsverhältnis zu diesem Arbeitgeber gelten. 

Zu Absatz 2 

Es handelt sich überwiegend um redaktionelle Anpassungen 
auf Grund der Umstellung des Regelungsinhalts des § 39e 
von einer Einführungsnorm auf eine dauerhafte Regelung 
des elektronischen Verfahrens. 

Die Regelungen zum Aufbau der Datenbank im Bundeszen- 
tralamt für Steuern sind für die Einführung der elektroni- 
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht mehr erforderlich 
und können entfallen. Die Gemeinden und die Meldebehör- 
den sind ab dem Kalenderjahr 2011 nicht mehr als Finanz- 


behörden tätig. Deshalb haben sie keine Aufgaben mehr als 
Finanzbehörden zu erfüllen und führen das steuerliche 
Merkmal „Zuordnung der Kinder zu den Eltern“ nicht mehr 
fort. Eine Übermittlung dieses Merkmals durch die Gemein- 
den bzw. Meldebehörden ist daher nicht mehr vorzusehen. 
Ebenso kann bei Kindern auf die Mitteilung der Identifikati- 
onsnummer des anderen Elternteils verzichtet werden. 

Zu Absatz 3 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen auf Grund 
der Umstellung des Regelungsinhalts des § 39e EStG von 
einer Einführungsnorm auf nunmehr dauerhafte Regelungen 
für das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 

Weil nunmehr § 39 Absatz 4 - neu - EStG die zu berück- 
sichtigenden Lohnsteuerabzugsmerkmale aufzählt (vgl. 
Artikel 2 Nummer 9), kann deren Bezeichnung in Absatz 3 
Satz 1 entfallen; ein Verweis auf die Regelimg in § 39 - neu - 
EStG reicht aus. So wird auch eine Doppelaufzählung in ver- 
schiedenen Normen vermieden und es wird klarer, dass die 
inhaltliche Festlegung dessen, was Lohnsteuerabzugsmerk- 
male sind, in § 39 - neu - EStG erfolgt, während die spezi- 
fisch technischen Regelungen im neu gefassten § 39e EStG 
angesiedelt sind. Daher werden die Lohnsteuerabzugsmerk- 
male des Arbeitnehmers, die vom Bundeszentralamt für 
Steuern zum unentgeltlichen automatisierten Abruf durch 
den Arbeitgeber bereitgestellt werden, als „elektronische 
Lohnsteuerabzugsmerkmale“ definiert. 

Zu Satz 3 

Heiraten Arbeitnehmer, teilen die zuständigen Meldebehör- 
den dem Bundeszentralamt für Steuern die Eheschließung 
sowie den Tag der Eheschließung mit. ln diesen Fällen sol- 
len die Steuerklassen nach den folgenden Regeln pro- 
grammgesteuert angepasst werden: 

1 . Ist nur ein Ehegatte als Arbeitnehmer tätig, soll er in die 
Steuerklasse 111 eingereiht werden. 

2. Sind beide Ehegatten als Arbeitnehmer tätig, sollen sie 
jeweils in die Steuerklasse IV eingereiht werden (derzei- 
tige gesetzliche Grundnorm). 

Diese Einreihungen führen zu einer familiengerechten Be- 
steuerung im Lohnsteuerverfahren. Auf Antrag der Ehegat- 
ten kann eine andere Steuerklassenkombination gewählt 
werden. Für solche Änderungen ist das Wohnsitzfmanzamt 
zuständig. Möchten die Ehegatten die nach der Eheschlie- 
ßung automatisch gebildete Steuerklasse ihrer Besteuerung 
nicht zugrunde legen und wählen sie daher eine andere Steu- 
erklasse oder eine andere Steuerklassenkombination, gilt 
dies nicht als Änderung der Steuerklassen im Siime des § 39 
Absatz 6 Satz 3 - neu - EStG (vgl. Artikel 2 Nummer 9). 
Das Recht, einmal jährlich die Steuerklasse zu wechseln, 
geht durch die Änderung der automatisch gebildeten Steuer- 
klassen nicht verloren. 

Eine programmgesteuerte Zuordnung der Steuerklasse 111 
wird beim Einsatz des neuen Verfahrens noch nicht möglich 
sein. Zunächst werden die Ehegatten programmgesteuert 
stets in die Steuerklasse IV eingereiht werden. Diese vor- 
übergehende Verfahrensweise wird durch die neue Über- 
gangsregelung abgesichert (vgl. Artikel 2 Nummer 27 Buch- 
stabe d). 
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Zu Absatz 4 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen auf Grund 
der Umstellung des Regelungsinhalts des § 39e EStG von 
einer Einführungsnorm auf eine dauerhafte Regelung des 
elektronischen Verfahrens. 

Bei mehreren Dienstverhältnissen sind für jedes Dienstver- 
hältnis elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale zu bilden. 
Damit die Datenbank im Bundeszentralamt für Steuern die 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale korrekt dem 
ersten und den weiteren Dienstverhältnissen zuordnen und 
übermitteln kann, muss der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
zur Anforderung der für ihn zutreffenden elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale mitteilen, ob es sich um das 
erste oder ein weiteres Dienstverhältnis handelt. 

Mit der Ergänzung von Satz 1 erhält der Arbeitnehmer die 
Möglichkeit, zu entscheiden, ob bzw. in welcher Höhe der 
Arbeitgeber einen nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 
- neu - EStG ermittelten Freibetrag abrufen soll, ohne zu- 
vor einen Antrag beim Finanzamt stellen zu müssen. Durch 
einen solchen Freibetrag kann ein im ersten Dienstverhält- 
nis nicht ausgeschöpfter steuerunbelasteter Arbeitslohn auf 
ein oder mehrere weitere Dienstverhältnisse übertragen 
werden mit der Folge, dass für den Arbeitslohn der weiteren 
Dienstverhältnisse keine oder eine nur geringe Lohnsteuer 
zu erheben ist. Korrespondierend wird für das erste Dienst- 
verhältnis ein Hinzurechnungsbetrag ermittelt, der dem 
Arbeitslohn hinzuzurechnen ist. Diese Wahlmöglichkeit 
kommt insbesondere in den Fällen eines Arbeitgeberwech- 
sels oder bei schwankenden Arbeitslöhnen in Betracht. 
Nach Prüfung des übermittelten Betrags wird die Finanzver- 
waltung dem Arbeitgeber den tatsächlich zu berücksichti- 
genden Freibetrag als elektronisches Lohnsteuerabzugs- 
merkmal zum Abruf bereitstellen. Nur dieser Freibetrag ist 
für den Arbeitgeber maßgebend und ist für die Lohnsteuer- 
erhebung zu verwenden. Weil der Arbeitnehmer beim Fi- 
nanzamt keine Anträge für eine andere Verteilung des Frei- 
betrags mehr stellen muss, werden sowohl er als auch die 
Finanzämter von bürokratischem Aufwand entlastet. 

Da diese Möglichkeit nicht sehr häufig gewählt werden 
dürfte, erscheint eine Belastung der Arbeitgeber durch die 
Entgegennahme und Aufzeichnung der vom Arbeitnehmer 
gewünschten Freibetragshöhe sowie die elektronische Über- 
sendung/Übermittlung dieses Betrags an die Finanzverwal- 
tung nur gering. 

Zu Beginn wird das neue Verfahren die Möglichkeit des Ar- 
beitgebers, einen vom Arbeitnehmer gewünschten Freibetrag 
zu übermitteln, nicht vorsehen. Diese Gesetzesregelung soll 
mit einer späteren Ausbaustufe umgesetzt werden vgl. die 
Übergangsregelung in Artikel 2 Nummer 27 Buchstabe d. 

Zum Abruf der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
hat sich der Arbeitgeber zu authentifizieren und seine Wirt- 
schafts-Identifikationsnummer anzugeben. Die Authentifi- 
zierung ist bei Verfahrens Start über die im ElsterOnline-Por- 
tal vorgesehenen Authentifizierungswege vorgesehen. Ab- 
ruffähig sind zudem nur Personen bzw. Unternehmen, für 
die bei der Finanzverwaltung ein sog. Arbeitgebersignal an- 
gelegt ist. Das bedeutet, dass diese Personen oder Unterneh- 
men bei der Finanzverwaltung als Arbeitgeber erfasst sind 
oder, falls sie erstmals als Arbeitgeber tätig werden, sich 
dort als Arbeitgeber erfassen lassen müssen. Mit dem Ar- 


beitgebersignal verknüpft ist die Verpflichtung, steuerliche 
Arbeitgeberpflichten zu erfüllen. So ist sichergestellt, dass 
ein Abruf elektronischer Lohnsteuerabzugmerkmale nur 
durch Personen oder Unternehmen erfolgt, die mittels der 
Übersendung elektronischer Lohnsteuer-Anmeldungen und 
elektronischer Lohnsteuerbescheinigungen (oder der jeweils 
entsprechenden Ersatzverfahren) bereits als Arbeitgeber mit 
der Finanzverwaltung kommunizieren und dort als solche 
registriert sind. 

Zu Absatz 5 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen wegen der 
Umstellung des Regelungsinhalts des § 39e von einer Ein- 
führungsnorm auf eine dauerhafte Regelung des elektroni- 
schen Verfahrens. 

Durch die Regelungen in § 39 Absatz 8 - neu - EStG (vgl. 
Artikel 2 Nummer 9) können die derzeitigen Regelungen 
entfallen. Der bisherige § 39e Absatz 6 EStG wird als Teil 
des neuen § 39e Absatz 5 EStG fortgeführt. Die Verpflich- 
tung des Arbeitgebers, die vom Bundeszentralamt für Steu- 
ern bereitgestellten Mitteilungen und elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale monatlich abzufragen, ist für die 
stets korrekte Anwendung der elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale erforderlich. 

Insbesondere bei kleineren Arbeitgebern werden sich die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale der Arbeitnehmer nicht in je- 
dem Monat ändern, ln diesem Fall wird der Arbeitgeber auf 
Grund seiner Anfrage nach neuen oder geänderten elektro- 
nischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen von der Finanzver- 
waltung den elektronischen Hinweis erhalten, dass keine 
neuen bzw. geänderten Lohnsteuerabzugsmerkmale zum 
Abruf bereitstehen. Um solche Anfragen venneiden zu kön- 
nen, wird die Finanzverwaltung einen Mitteilungsservice 
einrichten. Dazu wird der Arbeitgeber im ElsterOnline-Por- 
tal beantragen können, von dort per E-Mail über die Bereit- 
stellung von neuen bzw. geänderten elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmalen informiert zu werden. Dies wird re- 
gelmäßig in Form eines Hinweises geschehen, dass neue 
bzw. geänderte elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale 
zum Abruf bereitstehen. Nach solch einem Hinweis kann 
der Arbeitgeber die aktuellen elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale gezielt abrufen. Wählt der Arbeitgeber die- 
sen E-Mail-Mitteilungsservice, entlastet ihn dies von der 
Verpflichtung des monatlichen Datenabrufs im ElsterOn- 
line-Portal nach Satz 2 - neu -. Maßgebend für die Ab- 
rufverpflichtung sind dann nur noch die Hinweise der Fi- 
nanzverwaltung. 

Damit der Arbeitnehmer zeitnah über die dem Lohnsteuer- 
abzug zugrunde gelegten - und abgerufenen - Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale informiert wird, sind diese in der üblichen 
Lohnabrechnung auszuweisen. Diese Lohnabrechnung kann 
dem Arbeitnehmer als Ausdruck oder entsprechend der be- 
trieblichen Übung elektronisch bereitgestellt werden. 

Zu Absatz 6 

Der bisherige Absatz 7 wird als neuer Absatz 6 fortgeführt. 
Satz 1 wird als redaktionelle Anpassung und Folgeänderung 
gestrichen. Die Regelungen des bisherigen Satzes 2 werden 
in den neuen Satz 5 übernommen. 

Ergänzend wird die Möglichkeit des Arbeitnehmers vorge- 
sehen, die Bildung und Bereitstellung elektronischer Lohn- 
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Steuerabzugsmerkmale sperren zu lassen. Ferner kann er für 
bestimmte Arbeitgeber den Abruf zulassen oder ihn untersa- 
gen (Positiv- und Negativliste). 

Zu den Sätzen 1 bis 4 

Die neuen Sätze 1 bis 4 übernehmen die entsprechenden 
Regelungen des durch das vorliegende Änderungsgesetz 
aufzuhebenden § 52b Absatz 6 EStG. 

Zu Satz 6 

Nach Satz 6 kann der Arbeitnehmer über eine Positiv- oder 
Negativliste selbst entscheiden, welcher Arbeitgeber zum 
Abruf seiner elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
berechtigt ist. 

Zu den Sätzen 7 und 8 

Die neuen Sätze 7 und 8 übernehmen die entsprechenden 
Regelungen des § 39e Absatz 7 Satz 2 EStG sowie des 
§ 52b Absatz 8 Satz 2 bis 4 und 6 EStG, die durch dieses 
Änderungsgesetz aufgehoben werden. 

Zu Absatz 7 

Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7. 

Ergänzend wird der Arbeitgeber verpflichtet, dem Betriebs- 
stättenfmanzamt, das ihm die Bescheinigung mit den Lohn- 
steuerabzugsmerkmalen des Arbeitnehmers ausgestellt hat 
(Härtefallregelung), den Tag der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses unverzüglich mitzuteilen. Diese Mitteilung ist er- 
forderlich, weil der folgende Arbeitgeber die Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale des Arbeitnehmers benötigt, um den Lohn- 
steuerabzug zutreffend durchführen zu können. 

Der Arbeitgeber hat auch künftig die Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug sowie evtl. Änderungsmitteilungen als 
Belege zum Lohnkonto zu nehmen und bis zuiu Ablauf des 
maßgebenden Kalenderjahres aufzubewahren - wie derzeit 
die Lohnsteuerkarte oder die vom Finanzamt ausgestellte 
Ersatzbescheinigung. 

Der neue Satz 7 legt durch entsprechende Anwendung der 
beim Abrufverfahren geltenden Regeln fest, dass auch ein 
Arbeitgeber, der im Rahmen der Härtefallregelung nicht am 
Abruf der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale teil- 
niiumt, die Lohnsteuerabzugsmerkiuale in der Lohnabrech- 
nung ausweisen muss. Auch hier gelten die Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale gegenüber dem Arbeitnehmer als bekannt 
gegeben, sobald der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die 
Lohnabrechnung mit den ausgewiesenen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmalen aushändigt oder elektronisch bereitstellt. 

Zu Absatz 8 

Hat die Finanzverwaltung einem unbeschränkt einkommen- 
steuerpflichtigen Arbeitnehmer (noch) keine steuerliche 
Identiflkationsnumiuer zugeteilt, können dem Arbeitgeber 
die Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht zum elektronischen 
Abruf bereitgestellt werden. In diesem Fall wird für den 
Lohnsteuerabzug eine besondere Bescheinigung mit den 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen benötigt, die der Arbeitnehmer 
beim Finanzamt beantragen kann. Die Regelungen dieses 
neuen Absatzes schaffen die Rechtsgrundlagen für dieses 
Antrags- und Bescheinigungsverfahren und legen die (be- 
reits für die Lohnsteuerkarte bestehenden vergleichbaren) 
Pflichten des Arbeitgebers bei Vorlage einer solchen Be- 
scheinigung für den Lohnsteuerabzug fest. Um eine elektro- 


nische Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung durch den 
Arbeitgeber zu ermöglichen, tritt an die Stelle der Identifika- 
tionsnummer das vom Finanzamt gebildete lohnsteuerliche 
Ordnungsmerkmal nach § 41b Absatz 2 Satz 1 und 2 EStG. 

Das Finanzamt hat dem Antrag eines Arbeitnehmers, dem 
(noch) keine Identifikationsnummer zugeteilt wurde, grund- 
sätzlich stattzugeben. Weil eine solche Bescheinigung nicht 
arbeitgeberbezogen ausgestellt wird, kann sie der Arbeit- 
nehmer in Falle eines Arbeitgeberwechsels dem weiteren 
Arbeitgeber vorlegen. Anders als in den Fällen des neuen 
§ 39e Absatz 7 EStG (Papierverfahren auf Antrag des Ar- 
beitgebers) werden die bescheinigten Lohnsteuerabzugs- 
merkmale nur auf Grund eines Antrags des Arbeitnehmers 
und nicht von Amts wegen geändert werden. 

Die weiteren Regelungen beschreiben die (bereits bestehen- 
den vergleichbaren) Pflichten des Arbeitgebers bei Vorlage 
einer solchen Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug. 

Zu Absatz 9 

Die derzeitigen Regelungen zur Einführung des Verfahrens 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale sowie zur 
Einrichtung der Datenbank im Bundeszentralamt für Steuern 
werden nicht mehr benötigt; sie können aufgehoben werden. 

Die geplante Zuteilung der Wirtschafts-Identifikationsnum- 
mer, mit der sich ein Arbeitgeber für die Abfrage von elek- 
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen des Arbeitnehmers 
zu authentifizieren hat, verzögert sich. Folglich muss sich 
der Arbeitgeber für den Übergangszeitraum bis zum Einsatz 
der Wirtschafts-Identifikationsnummer für die Abfrage der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale mit einem ande- 
ren lohnsteuerlichen Ordnungsmerkmal authentifizieren. 
Die Gesetzesregelung legt hierfür die Steuemummer der 
lohnsteuerlichen Betriebsstätte fest. 

Zu Absatz 10 

Die derzeitigen Regelungen zur Einführung des Verfahrens 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale werden 
nicht mehr benötigt; sie können aufgehoben werden. Der 
bisherige § 39e Absatz 11 EStG wird unverändert als § 39e 
Absatz 10 EStG fortgeführt (redaktionelle Folgeänderung). 

Zu Nummer 15 (§ 39f) 

Zu Buchstabe a 

Zu Absatz 1 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale (Änderung der §§ 38b, 39, 39e EStG). 

Zu Buchstabe b 

Zu Absatz 3 

Die Änderungen der Gesetzeszitate sind redaktionelle 
Folgeänderungen; vgl. die Änderungen durch Artikel 2 
Nummer 9 und 10. 

Zu Buchstabe c 

Zu Absatz 4 

Die Änderung des Gesetzeszitats ist eine redaktionelle Folge- 
ändemng; vgl. die Ändemngen durch Artikel 2 Nummer 1 1 . 
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Zu Nummer 16 (§ 40a Absatz 1 bis 3 und 4 Nummer 2) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale (Änderung der §§ 39, 39e EStG). 

Zu Nummer 17 (§ 41 Absatz 1 Satz 2) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale (Änderung der §§ 39, 39e EStG), ln das Lohn- 
konto sind nunmehr die abgerufenen elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale sowie die für den Lohnsteuerabzug 
erforderlichen Merkmale aus der vom Finanzamt ausgestell- 
ten Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug zu überneh- 
men. 

Zu Nummer 18 
Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1) 

Der für die Zerlegung der Lohnsteuer erforderliche amtliche 
Schlüssel der Gemeinde ist der Finanzverwaltung bekannt. 
Folglich wird er dem Arbeitgeber nicht mehr mitgeteilt, wo- 
durch die Übermittlungsverpflichtung in der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung entfällt. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 41b Absatz 1 Satz 4 bis 6) 

Durch den Wegfall der Lohnsteuerkarte können die Vor- 
schriften für deren Aushändigung an den Arbeitnehmer ent- 
fallen; zugleich werden die derzeitigen Regelungen auf das 
Papierverfahren übertragen, das Bescheinigungen für den 
Lohnsteuerabzug vorsieht. Diese vom Finanzamt auszustel- 
lende Bescheinigung wird (auf der Rückseite) einen Vor- 
druck für die Lohnsteuerbescheinigung enthalten. Voraus- 
setzung für diese Lohnsteuerbescheinigung ist, dass der Ar- 
beitgeber nicht zur elektronischen Übermittlung verpflichtet 
ist. 

Die beibehaltene Regelung zur Aushändigung der Lohn- 
steuerbescheinigung verlangt grundsätzlich eine Prüfung 
des Arbeitgebers, ob der Arbeitnehmer zur Einkommen- 
steuer veranlagt wird. Dies kann der Arbeitgeber nicht in 
allen Fällen abschließend feststellen. Es bestehen deshalb 
keine Bedenken, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
stets eine Lohnsteuerbescheinigung aushändigt. Wird er 
nicht zur Einkommensteuer veranlagt, kann dies auch eine 
Kopie der Lohnsteuerbescheinigung sein. 

Zu Buchstabe b (§ 41b Absatz 3) 

Die Änderungen sind Folgeänderungen auf Grund des Weg- 
falls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz durch das Ver- 
fahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Än- 
derung der §§ 39, 39e EStG). 

Zu Nummer 19 (§ 41c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 
Absatz 4 Satz 1 ) 

Die Änderungen sind Folgeänderungen auf Grund des Weg- 
falls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz durch das Ver- 


fahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Än- 
derung der §§ 39, 39e EStG). 

Zu Nummer 20 (§ 42b) 

Die Änderungen sind Folgeänderungen auf Grund des Weg- 
falls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz durch das Ver- 
fahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Än- 
derung der §§ 39, 39e EStG). 

Zu Buchstabe a 

Zu Absatz 1 Satz 1 und 3 - aufgehoben - 

ln dem neuen Verfahren der elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale sind dem Arbeitgeber stets nur die Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale des aktuellen Dienstverhältnisses be- 
kannt. Er kann nicht mehr, wie beim alten Verfahren, an- 
hand einer weitergegebenen Lohnsteuerkarte die Abzugs- 
merkmale erkennen, die ein anderer Arbeitgeber in einem 
früheren Dienstverhältnis dem Lohnsteuerabzug zugrunde 
gelegt hat. Weil der Arbeitgeber folglich die in § 42b 
Absatz 1 Satz 4 EStG auf Grund eines Steuerklassenwech- 
sels genannten Ausschlussfälle für den Lohnsteuer- Jahres- 
ausgleich nicht mehr zweifelsfrei feststellen kaim, ist diese 
Regelung zu ändern. Künftig darf ein Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich nur noch dann durchgeführt werden, wenn der Ar- 
beitnehmer das gesamte Kalenderjahr im Dienst desselben 
Arbeitgebers gestanden hat. 

Zu Buchstabe b 

Zu Absatz 2 Satz 1 und 4 

Die Änderungen sind redaktionelle Anpassungen und Fol- 
geänderungen durch das Verfahren der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale sowie durch die Änderungen in 
Absatz 1 der Vorschrift. 

Zu Buchstabe c 

Zu Absatz 4 Satz 1 — aufgehoben - 

Die Änderung ist eine redaktionelle Anpassung und Folge- 
änderung durch die Änderungen in Absatz 1 der Vorschrift. 

Zu Nummer 21 (§ 42d Absatz 2) 

Die Änderung ist eine Folgeänderung auf Grund der 
Neufassung des § 39 EStG; vgl. die Änderung durch 
Artikel 2 Nummer 9. 

Zu Nummer 22 (§ 42f Absatz 2 Satz 2) 

Die Änderung ist eine Folgeänderung auf Grund des Weg- 
falls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz durch das Ver- 
fahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Än- 
derung der §§ 39, 39e EStG). 

Zu Nummer 23 (§ 46 Absatz 2 Nummer 4, 5 und 7) 

Die Anpassung der Gesetzesverweise und die Neufassung 
der Nummer 7 sind Folgeänderungen auf Grund des Weg- 
falls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz durch das Ver- 
fahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Än- 
derung der §§ 39, 39e EStG). 
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Zu Nummer 24 

Zu Buchstabe a (§ 50 Absatz 1 Satz 2 und 4) 

Mit der Änderung wird das vom Gesetzgeber verfolgte Ziel 
der Berücksichtigung des Grundfreibetrags und des Sonder- 
ausgabenabzugs bei Einkünften nach § 49 Absatz 1 
Nummer 4 EStG präziser gefasst. Es erfolgt eine engere 
Bindung der Gewährung von Grundfreibetrag und Sonder- 
ausgaben an die Einkünfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 4 
EStG (Arbeitnehmereinkünfte). Gestaltungen zur Inan- 
spruchnahme von Grundfreibeitrag und Sonderausgabenab- 
zug über die Höhe der Arbeitnehmereinkünfte hinaus wer- 
den ausgeschlossen. 

Zu Buchstabe b (§ 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2, 4 
Buchstabe a, Satz 3 und 6) 

Die Änderungen und Anpassungen der Gesetzesverweise 
sind Folgeänderungen auf Grund des Wegfalls der Lohn- 
steuerkarte und deren Ersatz durch das Verfahren der elek- 
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Änderung der 
§§ 39, 39e EStG). 

Zu Nummer 25 (§51 Absatz 4 Nuiumer 1 Buchstabe c 
und abschließender Satzteil) 

Die Anpassung der Gesetzesverweise sowie die Streichung 
sind Folgeänderungen auf Grund des Wegfalls der Lohn- 
steuerkarte und deren Ersatz durch das Verfahren der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (Änderung der 
§§ 39, 39e EStG). Für die Anträge zur Berücksichtigung der 
Kinderfreibeträge im Lohnsteuerabzugsverfahren wird die 
Finanzverwaltung weiterhin den derzeitigen Vordruck „An- 
trag auf Lohnsteuer-Ermäßigung“ bereitstellen. Die Mög- 
lichkeit zur Aufteilung eines Freibetrags auf mehrere Ar- 
beitsverhältnisse sieht der entsprechende Antrag auf Lohn- 
steuer-Ermäßigung bereits vor. 

Im Übrigen wird die Finanzverwaltung fär den Steuer- 
pflichtigen einen Vordruck auflegen, in dem die Antrags- 
möglichkeiten zu den elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmalen weitgehend zusammengefasst dargestellt sind, 
z. B. zur Sperrung oder Freischaltung der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale. 

§ 52 Absatz 52 EStG regelt, dass in den Fällen der unterjäh- 
rigen Eheschließung die Steuerklasse IV automatisiert ge- 
bildet wird, ln diesen Fällen kann auf Antrag der Arbeitneh- 
mer eine Aufteilung des nach § 39a Absatz 1 Satz 1 
Nuiumer 7 EStG gebildeten Freibetrags auf die Ehegatten 
erfolgen. Dieser Antrag ist auf amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zu stellen. Auch falls dieser Antrag Bestandteil 
des Antrages nach § 39a Absatz 2 EStG werden sollte, wird 
speziell für diese vordruckmäßige Abfrage eine Ermächti- 
gungsnonu aufgenommen. 

Zu Nummer 26 

Zu Buchstabe a (§ 5 la Absatz 2a Satz 2) 

Die Anpassung der Gesetzesverweise ist eine Folgeände- 
rung auf Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren 
Ersatz durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuer- 
abzugsmerkmale (Änderung der §§ 39, 39e EStG). 


Zu den Buchstaben b und c (Allgemein) 

Die Erhebung der Kirchensteuer bei nach dem Einkommen- 
steuergesetz abgeltend besteuerten Kapitalerträgen wird be- 
züglich des Steuereinbehalts durch die Kreditinstitute in der 
Weise neu geregelt, dass das bestehende Übergangsverfah- 
ren durch ein automatisiertes Abzugsverfahren ersetzt wird. 
Anders als bisher besteht zukünftig kein Wahlrecht mehr, ob 
die Kirchensteuerbeträge durch die Kreditinstitute einbehal- 
ten werden, oder ob die Festsetzung im Veranlagungsver- 
fahren erfolgt. Damit wird in der weit überwiegenden Mehr- 
heit der Fälle das Kirchensteueraufkommen zeitnah erfasst 
und gesichert. 

Zu § 51a Absatz 2c Satz 1 und 2 

Mit der Neufassung des Satzes wird bestimmt, dass das bis- 
her bestehende Wahlrecht nicht mehr in den Fällen eingreift, 
in denen die Kreditinstitute die Kapitalerträge der Steuer- 
pflichtigen verwalten. Lediglich in den Fällen, in denen die 
Kapitalerträge z. B. bei Dividendenausschüttungen an An- 
teilseigner einer GmbH erfolgen, bleibt es beim bisherigen 
Wahlrecht nach den Absätzen 2c und 2d. Der Begriff des 
Kreditinstituts ist insoweit nach den geltenden einkommen- 
steuerrechtlichen Regelungen weit gefasst und umfasst u. a. 
auch Bausparkassen und Versicherungsuntemehmen (vgl. 
§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b Satz 2 EStG). 

Da bei Dividendenausschüttungen von börsennotierten Un- 
ternehmen nach der Änderung des Einkommensteuergeset- 
zes der Steuereinbehalt zukünftig nicht mehr durch den 
Emittenten, sondern durch die auszahlenden Stellen, insbe- 
sondere die Kreditinstitute erfolgt, bedarf es der Sonderre- 
gelung in Satz 2 nicht mehr. Satz 2 wird daher gegenstands- 
los. 

Zu § 51a Absatz 2e 

Um zu gewährleisten, dass die Kreditinstitute als Kirchen- 
steuerabzugsverpflichtete einen Kirchensteuereinbehalt vor- 
nehmen können, bedarf es zunächst einer Anfrage beim 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt), ob für einen Steuer- 
pflichtigen tatsächlich eine Kirchensteuerpflicht besteht. 

Für den Abruf durch die Kirchensteuerabzugsverpflichteten 
stehen zwei Datenquellen des BZSt zur Verfügung, die das 
BZSt im Abrufverfahren in einem Datensatz an den Kir- 
chensteuerabzugsverpflichteten übermittelt. Zum einen han- 
delt es sich um die Daten, die nach § 139b AO gespeichert 
werden (Daten zur Steueridentifikationsnummer). Zum an- 
deren handelt es sich um die Daten, die das BZSt nach § 39e 
Absatz 2 Nummer 1 bis 3 EStG speichert (melderechtliche 
Daten, die für die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
benötigt werden). Dazu gehört auch die Zugehörigkeit des 
Steuerpflichtigen zu einer steuererhebenden Religionsge- 
meinschaft. Daneben speichert das BZSt unabhängig davon 
gesondert die Kirchensteuersätze der steuererhebenden Re- 
ligionsgemeinschaften zum Zwecke der Übermittlung an 
die Kirchensteuerabzugsverpflichteten. 

In der ELStAM-Datenbank wird die Religionsgemeinschaft 
an sich gespeichert. Dies ist aus melderechtlichen Gründen 
ausreichend. Aus Gründen des Datenschutzes soll die Reli- 
gionsgemeinschaft nicht mit an die Kirchensteuerabzugs- 
verpflichteten übermittelt werden. Aus diesem Grund wird 
das BZSt den Kirchensteuersatz getrennt von den bereits be- 
stehenden Datenbanken verwalten und nur bei Abruf mit 
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der Identifikationsnummer zusammen führen. Dem Kir- 
chensteuerabzugsverpflichteten dürfen die ELStAM-Daten 
nicht übermittelt werden. 

Ein maschinelles Anfrageverfahren (MAV) erleichtert den 
Kirchensteuerabzugsverpflichteten insbesondere am Beginn 
des Verfahrens den automatisierten Kirchensteuerabzug. 
Konkrete Nutzungen für derartige Verfahren existieren be- 
reits in den Bereichen Rentenbezugsmitteilungsverfahren 
(§ 22a EStG), Bescheinigungsverfahren für Riesterbeiträge 
(§ 10a EStG), Bescheinigungen für sog. Rürupbeiträge 
(§ 10 EStG) und Bescheinigungen für Kranken- und Pflege- 
versicherungsbeiträge (§ 10 EStG). Die bisherigen Erfah- 
rungen sind durchweg positiv. Daher bestehen aus techni- 
scher Sicht keine Hindernisse, auch für Kreditinstitute ein 
maschinelles Anfrageverfahren zur Erhebung der Steuer- 
identifikationsnummer nebst Kirchensteuersatz zu installie- 
ren. 

Da für die Durchführung des neuen Kirchensteuerabzugs- 
verfahrens für Konten im mindestens zweistelligen Millio- 
nenbereich Identifikationsnummern nach § 139b AO erho- 
ben und gespeichert werden müssen, ist es erforderlich, die 
Kirchensteuerabzugsverpflichteten zur Erhebung der Identi- 
fikationsnummern nicht zuerst an ihre Kunden zu verwei- 
sen, sondern über ein maschinelles Abfrageverfahren mit 
diesem Datum zu versorgen. Der Kirchensteuerabzugsver- 
pflichtete darf auf diesem Weg auch überprüfen, ob die ihm 
von seinem Kunden mitgeteilte Identifikationsnummer zu- 
treffend ist. Auf diesem Weg können im Interesse einer ge- 
setzmäßigen und gleichmäßigen Festsetzung und Erhebung 
der Kirchensteuern auch Übermittlungs- oder Erfassungs- 
fehler aufgedeckt und beseitigt werden. 

Besteht eine Kirchensteuerpflicht einer steuerpflichtigen 
Person, ennittelt der Kirchensteuerabzugsverpflichtete auf 
die anfallenden Kapitalerträge den jeweiligen Kirchensteu- 
erbetrag für diese Person und führt diese in Summe mit der 
monatlichen Anmeldung der Kapitalertragsteuer an sein Be- 
triebsstättenfmanzamt ab. Gleichzeitig teilt er dem BZSt für 
jede steuerpflichtige Person die Höhe der Kirchensteuer 
nebst Steueridentifikationsnummer sowie sein eigenes Be- 
triebsstättenfmanzamt mit. Anhand dieser Daten kann das 
BZSt bestimmen, welcher Religionsgemeinschaft dieser 
Betrag zuzuweisen ist und informiert hierüber das Betrieb- 
stättenfmanzamt. Dieses übermittelt — wie nach dem bishe- 
rigen Verfahren - den Landesoberkassen der jeweiligen Re- 
ligionsgemeinschaft die Kirchensteuerzahlung ihrer Mit- 
glieder. 

Zu Nummer 27 

Zu Buchstabe a (§ 52 Absatz 4a Satz 1 - neu) 

Die Steuerbefreiung für Sozialversicherungsrenten an Ver- 
folgte nach § 3 Nummer 8a - neu - EStG ist auf alle noch 
offenen Fälle und damit auch rückwirkend anzuwenden. 

Zu Buchstabe b (§ 52 Absatz 50g - neu) 

Beim Einsatz des neuen elektronischen Verfahrens wird die 
Finanzverwaltung dem Arbeitgeber die als Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale zu berücksichtigenden Beiträge für eine 
Krankenversicherung sowie für eine private Pflege-Pflicht- 
versicherung (§ 39 Absatz 4 Nummer 4 - neu - EStG) und 
die Mitteilung, dass der von einem Arbeitgeber gezahlte Ar- 


beitslohn nach einem Abkommen zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung vom Lohnsteuerabzug freizustellen ist (§ 39 
Absatz 4 Nummer 5 - neu - EStG), noch nicht elektronisch 
zum Abruf bereitstellen können. 

Eine solche elektronische Bereitstellung ist als weitere Aus- 
baustufe nach dem erfolgreichen Einsatz des Verfahrens der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale vorgesehen. 
Der genaue Zeitpunkt der Fertigstellung dieser Ausbaustufe 
lässt sich derzeit zwar nicht vorherbestimmen, eine zügige 
Fertigstellung ist jedoch geplant. Um zeitnah und flexibel 
reagieren zu können, soll den Arbeitgebern der Verfahren- 
seinsatz dieser Ausbaustufe durch BMF-Schreiben mitge- 
teilt werden. Diese Anwendungsregelung schafft hierzu die 
Rechtsgrundlage. 

Zu Buchstabe c (§ 52 Absatz 51b- neu) 

Diese Anwendungsregelung zur Beibehaltung des derzeiti- 
gen Bescheinigungsverfahrens in Papierform für den nach 
einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
vom Lohnsteuerabzug freizustellenden Arbeitslohn wird be- 
nötigt, bis die Finanzverwaltung dem Arbeitgeber eine sol- 
che Mitteilung elektronisch zum Abruf bereitstellen kann. 
Eine solche Abrufmöglichkeit soll nach dem erfolgreichen 
Einsatz des Verfahrens der elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale angeboten werden. 

Zu Buchstabe d (§ 52 Absatz 52) 

Beim Einsatz des neuen elektronischen Verfahrens wird in 
den Fällen einer Eheschließung stets nur die Steuerklasse IV 
automatisch gebildet werden. Folglich erhält ein Arbeitneh- 
mer zunächst auch dann die Steuerklasse IV - und nicht III -, 
wenn der Ehegatte in keinem Beschäftigungsverhältnis steht. 
Um die Steuerklasse III zu erhalten, müssen die Ehegatten 
beim Finanzamt einen Antrag stellen und die Steuerklasse III 
wählen. Die in § 39e Absatz 3 Satz 3 - neu - EStG geregelte 
automatische Bildung der Steuerklasse III ist als weitere 
Ausbaustufe nach dem erfolgreichen Einsatz des Verfahrens 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale vorgesehen. 
Es wird davon ausgegangen, dass diese Ausbaustufe spätes- 
tens ab dem Kalenderjahr 2015 zur Verfügung steht. Bis da- 
hin beschreibt diese Anwendungsregelung die abweichende 
Verfahrensweise. Gleiches gilt für die zweite in der Anwen- 
dungsregelung genannte Vorschrift des § 39e Absatz 4 Satz 1 
Nummer 3 - neu - EStG, wonach der Arbeitnehmer dem Ar- 
beitgeber bei Eintritt in das Dienstverhältnis mitteilen kann, 
ob und in welcher Höhe ein festgestellter Freibetrag abgeru- 
fen werden soll. 

Zu Buchstabe e (§ 52 Absatz 63a Satz 2 - neu) 

Voraussetzung für das Bestehen einer mittelbaren Zulagebe- 
rechtigung ist ab dem Beitragsjahr 2012, dass der nicht un- 
mittelbar begünstigte Ehegatte für jedes Beitragsjahr einen 
Beitrag in Höhe von 60 Euro zugunsten des auf seinen Na- 
men lautenden Altersvorsorgevertrags einzahlt. Auf diese 
Gesetzesänderung hat der Anbieter des Altersvorsorgever- 
trages den Anleger gesondert hinzuweisen, damit sicherge- 
stellt ist, dass der Anleger Kenntnis von den geänderten ge- 
setzlichen Rahmenbedingungen erhält. Er hat so die Mög- 
lichkeit, noch im Laufe des Beitragsjahres 2012 den erfor- 
derlichen Beitrag zugunsten seines Altersvorsorgevertrages 
einzuzahlen. 
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Die Information des Anlegers muss in schriftlicher und her- 
vorgehobener Form erfolgen. Dies kann durch eine beson- 
dere optische oder graphische Gestaltung geschehen. 

Zu Buchstabe f (§ 52 Absatz 63b - neu) 

Im Verfahren zur Gewährung der Altersvorsorgezulage wird 
grundsätzlich die Richtigkeit der vom Anleger im Zulagean- 
trag gemachten Angaben unterstellt. Nur so kann eine zeit- 
nahe und kosteneffiziente Auszahlung der Zulage sicherge- 
stellt werden. Im Idealfall gehen die Zulageanträge per Da- 
tensatz bei der zentralen Stelle ein, werden berechnet, und 
die Zulage wird zum nächsten Zahltermin an den Anbieter 
ausgezahlt. Erst zu einem späteren Zeitpunkt werden die 
Daten der Anleger überprüft (z. B. Zugehörigkeit zum be- 
rechtigten Personenkreis, Kindergeldbezug). Treten bei der 
maschinellen Prüfung Abweichungen von den Angaben im 
Zulageantrag auf, werden die Zulagen gekürzt oder zurück- 
gefordert. 

Das Verfahren betrifft unmittelbar wie auch mittelbar Zula- 
geberechtigte gleichermaßen. Hierbei ergibt sich die Beson- 
derheit, dass der mittelbar Zulageberechtigte eine unge- 
kürzte Altersvorsorgezulage erhält, wenn der unmittelbar 
Zulageberechtigte den von ihm geforderten Mindesteigen- 
beitrag aus seinen Vertrag einzahlt. Einen eigenen Alters- 
vorsorgebeitrag muss der mittelbar Zulageberechtigte bis- 
lang nicht leisten. Ergibt sich im Nachgang, dass der Anle- 
ger entgegen seiner eigenen Einschätzung - beispielsweise 
durch die Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung - nicht mittelbar, son- 
dern unmittelbar zulageberechtigt ist, hat er häufig den re- 
gelmäßig sehr geringen Mindesteigenbeitrag nicht geleistet. 
Aufgrund des im Einkommensteuerrechts geltenden Zu- 
und Abflussprinzip ist eine rückwirkende Leistung von Al- 
tersvorsorgebeiträgen nicht möglich. 

Da die Anleger erst mit Zeitverzug von den o. g. Besonder- 
heiten erfahren, wird für eine Übergangszeit eine Nachent- 
richtungsmöglichkeit eingeführt. Hierbei wird in begrenz- 
tem Umfang - abweichend vom Zu- und Abflussprinzip - 
die Leistung von Altersvorsorgebeiträgen auch für zurück- 
liegende Beitragsjahre ermöglicht. Zu den Voraussetzungen 
gehört u. a., dass der Anleger für das betreffende Beitrags- 
jahr als mittelbar Zulageberechtigter eine Altersvorsorge- 
zulage beantragt hat, er jedoch zu einer der in § 10a 
Absatz 1 EStG genannten Personengruppe gehört und damit 
unmittelbar zulageberechtigt ist. Er hat sich somit über den 
Status seiner Zulageberechtigung geirrt. Die Zahlung der 
Beiträge muss darüber hinaus irmerhalb eines bestimmten 
Zeitraums nachentrichtet werden. Wird die Altersvorsorge- 
zulage für ein zurückliegendes Beitragsjahr zurückgefor- 
dert, ändert sich das „Ermittlungsergebnis“ für die für die- 
ses Beitragsjahr geleistete Zulage. Der Anleger wird über 
das geänderte Ermittlungsergebnis durch die vom Anbieter 
zu erstellende Bescheinigung nach § 92 EStG informiert. 
Will er von der Nachentrichtungsmöglichkeit Gebrauch ma- 
chen und liegen die weiteren Voraussetzungen vor, muss er 
innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren nach Zusendung 
der entsprechenden Bescheinigung nach § 92 EStG die 
Altersvorsorgebeiträge nachentrichten. Wird beispielsweise 
im Jahr 2010 die Altersvorsorgezulage für das Beitragsjahr 
2008 zurückgefordert und wird der Anleger hierüber mit der 
am 1. Februar 2011 übermittelten Bescheinigung nach § 92 


EStG informiert, dann hat er bis zum 31. Januar 2013 die 
Möglichkeit, eine Nachentrichtung vorzunehmen. 

Sind die Altersvorsorgebeiträge für ein zurückliegendes 
Beitragsjahr zu berücksichtigen, hat der Anbieter der zen- 
tralen Stelle einen geänderten Datensatz im Hinblick auf die 
Beantragung der Altersvorsorgezulage zu senden. 

Die für ein zurückliegendes Beitragsjahr entrichteten Al- 
tersvorsorgebeiträge werden nicht im Rahmen des Sonder- 
ausgabenabzugs nach § 10a EStG angesetzt. Dies gilt glei- 
chermaßen im Jahr des Zuflusses wie für das Jahr, für das 
die Altersvorsorgebeiträge geleistet wurden. Die Nachent- 
richtung führt somit nicht zu einer Änderung von eventuell 
bereits erfolgten Einkommensteuerfestsetzungen. Die Na- 
chentrichtung gilt nur für den Bereich der Ermittlung der 
Altersvorsorgezulage. 

Die nachentrichteten Altersvorsorgebeiträge gelten als geför- 
derte Altersvorsorgebeiträge. Die sich hieraus ergebenden 
Leistungen unterliegen in der Auszahlungsphase der nach- 
gelagerten Besteuerung nach § 22 Nummer 5 Satz 1 EStG. 

Zu Nummer 28 (§ 52a Absatz 1 8 Satz 2 - neu) 

Die Änderung gilt erstmals für Kapitalerträge, die nach dem 
30. September 2013 zufiießen. Hintergrund ist, dass die Be- 
reitstellung der Automationsunterstützung einen zeitlichen 
Vorlauf benötigt. Anfragen der Kreditinstitute sind nach 
§ 51a Absatz 2e Nummer 3 EStG frühestens für den Zeit- 
raum vom 1. August 2013 bis 30. September 2013 zu er- 
warten, so dass die Änderungen erst auf nach diesen Zeit- 
raum zufließende Kapitalerträge Anwendung finden. 

Zu Nummer 29 (§ 52b - aufgehoben) 

§ 52b EStG enthält die Übergangsregelungen zur weiteren 
Anwendung der allgemeinen Vorschriften des Lohnsteuer- 
abzugsverfahrens im Übergangszeitraum des Jahres 2011 
und die Rechtsgrundlagen für den Einsatz des neuen Verfah- 
rens der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale ab dem 
Jahr 2012. Weil mit Ablauf des Jahres 2012 die Vorschriften 
des Lohnsteuerabzugsverfahrens durch dieses Änderungs- 
gesetz an das neue elektronische Verfahren angepasst sein 
werden und das neue Verfahren bereits eingesetzt sein wird, 
werden die Übergangsregelungen in § 52b EStG entbehr- 
lich. Folglich ist diese Vorschrift mit Wirkung vom 
1. Januar 20 13 aufzuheben, vgl. Artikel 22 Absatz 4 des 
Gesetzes. 

Zu Nummer 30 (§ 79 Satz 2) 

Die Neuregelung sieht vor, dass eine mittelbare Zulagebe- 
rechtigung nur besteht, wenn der betreffende Ehegatte min- 
destens 60 Euro pro Beitragsjahr auf seinen Altersvorsorge- 
vertrag einzahlt. 

Die Regelung betrifft insbesondere Mütter oder Väter, die 
fälschlich angenommen haben, über ihren Ehegatten mittel- 
bar zulageberechtigt zu sein und keine eigenen Beiträge 
leisten zu müssen. Aufgrund der Rentenversicherungs- 
pflicht wegen Kindererziehung sind diese Personen jedoch 
in den ersten drei Lebensjahren ihres Kindes unmittelbar 
zulageberechtigt und müssen daher eigene Beiträge mindes- 
tens in Höhe des Mindesteigenbeitrags von 60 Euro leisten. 
Das spezifische Problem der mittelbar zulageberechtigten 
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Kindererziehenden, die aufgrund der Geburt eines Kindes in 
die unmittelbare Förderung hineinwachsen, wird dadurch 
gelöst, dass alle Zulageberechtigten mindestens eigene Al- 
tersvorsorgebeiträge i. H. von 60 Euro (Sockelbetrag) jähr- 
lich zahlen müssen. Dadurch wird vermieden, dass die voll- 
ständigen Altersvorsorgezulagen bei fehlerhafter Einschät- 
zung des Zulagestatus zurückgefordert werden müssen, weil 
es an der beim unmittelbar Zulageberechtigten erforderli- 
chen Beitragszahlung mangelt. Eine Schlechterstellung für 
die mittelbar Zulageberechtigten entsteht durch die Ver- 
pflichtung zur eigenen Beitragsleistung nicht. Denn der An- 
leger erhält aus diesen Beiträgen auch eine höhere Rente. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Lohnsteuer-Durch- 
führungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§4 Absatz 1 Nummer 1 und 2) 

Mit der Neufassung von § 4 Absatz 1 Nummer 1 und 2 der 
Lohnsteuer-Durchführungsverordnung werden die Regelun- 
gen an den Wegfall der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale (Änderung der §§ 39, 39e EStG) angepasst (re- 
daktionelle Folgeänderungen). Zugleich wird das Wort „Ge- 
burtstag“ durch die Bezeichnung „Tag der Geburt“ ersetzt. 

Zu Nummer 2 (§4 Absatz 1 Nummer 3) 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung durch 
die Aufhebung des § 39b Absatz 6 EStG durch dieses 
Gesetz und die Anwendungsregelung in § 52 Absatz 51b 
- neu - EStG. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 8c Absatz la - aufgehoben) 

Die Aufhebung des § 8c Absatz la KStG setzt Artikel 4 
Absatz 1 des Beschlusses K(20 11)275 der Europäischen 
Kommission vom 26. Januar 2011 um. 

Im Hinblick auf das von der Europäischen Kommission mit 
Schreiben vom 24. Februar 2010 (BStBl 1 S. 482) eingelei- 
tete förmliche Prüfverfahren hat das Bundesministerium der 
Finanzen mit Schreiben vom 30. April 2010 (BStBl 1 
S. 488) die Steuerbehörden der Länder angewiesen, § 8c 
Absatz la KStG bis zu einer abschließenden Entscheidung 
der Europäischen Kommission nicht mehr anzuwenden. 

Aufgrund der mit dem Beschluss K(201 1)275 vom 26. Januar 
2011 ergangenen abschließenden Entscheidung der Euro- 
päischen Kommission ist § 8c Absatz la KStG rückwirkend 
nicht anwendbar. Die Bundesrepublik Deutschland ist da- 
raus ferner verpflichtet, die auf der Grundlage von § 8c 
Absatz la KStG gewährten Steuervorteile innerhalb von 
vier Monaten nach Bekanntgabe des Beschlusses zurückzu- 
fordem. 

Zu Nummer 2 (§9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 5) 

ln § 9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 5 KStG wird zur besseren 
Verständlichkeit und zur Vermeidung von Missverständnis- 
sen die Begriffsbestimmung von § 2 Absatz 2 EUBeitrG 
aufgegriffen und eingeführt. 


Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a (§ 34 Absatz 7c Satz 3 - neu) 

Die Umsetzung des Beschlusses K(20 11)275 der Euro- 
päischen Kommission vom 26. Januar 2011 erfordert eine 
Aufhebung des § 8c Absatz la KStG ab dem Veranlagungs- 
zeitraum 2011. Von einer gesetzlichen Aufhebung der Vor- 
schrift für die Veranlagungszeiträume 2008, 2009 und 2010 
wird im Hinblick darauf abgesehen, dass die Bundesregie- 
rung eine Nichtigkeitsklage gegen den Beschluss der Euro- 
päischen Kommission vor dem Gericht der Europäischen 
Union erhoben hat. Für den Fall des Obsiegens soll in die- 
sen Zeiträumen die Vorschrift des § 8c Absatz la KStG wie- 
der zur Anwendung kommen können. Das bedeutet, dass im 
Fall des Obsiegens Beteiligungserwerbe, die vor dem 
1 . Januar 2011 zum Zwecke der Sanierung des Geschäftsbe- 
triebs der Körperschaft im Sinne des § 8c Absatz la KStG 
erfolgt sind, auch in den Folgejahren bei der Berechnung 
des schädlichen Beteiligungserwerbs außer Acht zu lassen 
wären. 

Zu Buchstabe b (§ 34 Absatz 8a Satz 6 - neu) 

Der neue Satz 6 legt fest, dass die redaktionellen Änderun- 
gen in § 9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 5 KStG erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2012 anzuwenden sind. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Gewerbesteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§9 Nummer 5 Satz 5) 

ln § 9 Nummer 5 Satz 5 GewStG wird zur besseren Ver- 
ständlichkeit und zur Vermeidung von Missverständnissen 
die Begriffsbestimmung von § 2 Absatz 2 EUBeitrG aufge- 
griffen und eingeführt. 

Zu Nummer 2 (§ 36 Absatz 8b Satz 4 - neu) 

Der neue Satz 4 legt fest, dass die redaktionellen Änderun- 
gen in § 9 Nummer 5 Satz 5 GewStG erstmals für den 
Erhebungszeitraum 2012 anzuwenden sind. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Solidaritätszuschlag- 
gesetzes 1995) 

Zu Nummer 1 (§3 Absatz 2a Satz 2) 

Die Anpassung der Gesetzesverweise ist eine Folgeände- 
rung zur Erhebung des Solidaritätszuschlages auf Lohn- 
steuer auf Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und de- 
ren Ersatz durch das Verfahren der elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale (Änderung der §§ 39, 39e EStG) 
und entspricht der Änderung in § 51a Absatz 2a Satz 2 
EStG für die Kirchenlohnsteuer. 

Zu Nummer 2 (§6 Absatz 13 - neu) 

Es handelt sich um eine Regelung zur korrespondierenden 
zeitlichen Anwendung des neuen § 3 Absatz 2a Satz 2 
SolZG 1995 mit dem neuen § 51a Absatz 2a Satz 2 EStG, 
der ausschließlich für Kirchenlohnsteuer Anwendung fin- 
det. Die Änderung des § 3 Absatz 2a Satz 2 SolZG 1995 ist 
erstmals für Veranlagungszeitraum 2012 anzuwenden. 
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Zu Artikel 7 (Änderung des Zerlegungsgesetzes) 
Zu Nummer 1 (§7 Absatz 2) 

Die Änderungen in § 7 Absatz 2 ZerlG sind Folgeänderun- 
gen zur Umstellung des Lohnsteuerabzugs von der Papier- 
lohnsteuerkarte auf die elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. Im bisherigen Verfahren der Lohnsteuerzer- 
legung wurde in Fällen, in denen keine Einkommensteuer- 
veranlagung durchgeführt wurde, der Wohnsitz des 
Arbeitnehmers nach dem auf der Lohnsteuerkarte aufge- 
druckten Amtlichen Gemeindeschlüssel (AGS) der Ge- 
meinde, die die Lohnsteuerkarte ausstellt, bestimmt. Da ab 
dem Kalenderjahr 2011 keine Lohnsteuerkarten mehr aus- 
gestellt werden, kann der Wohnsitz nicht mehr anhand auf 
der Lohnsteuerkarte enthaltener Informationen bestimmt 
werden. Die Finanzverwaltung wird daher künftig den AGS 
anhand der in der ID-Nuinmem-Datenbank nach § 139b 
Absatz 3 Nummer 10 der Abgabenordnung gespeicherten 
Anschrift des Arbeitnehmers bilden und ihn den Zerle- 
gungsdaten selbst beisteuern. Der Abruf der aktuellen 
Adresse aus der ID-Nummem-Datenbank zwecks Ermitt- 
lung des AGS erfolgt ausschließlich durch die Finanzbehör- 
den. Die Statistischen Landesämter haben keinen Zugriff 
auf die ID-Nummem-Datenbank. 

Der Arbeitgeber braucht in der elektronischen Lohnsteuer- 
bescheinigung künftig keine Angaben mehr zum AGS zu 
machen und hat somit eine Angabe weniger zu übermitteln. 
Insoweit wird aus Anlass der Umstellung des Lohnsteuerab- 
zugs auf die ELStAM auch im Verfahren der Lohnsteuerzer- 
legung eine Vereinfachung vorgenommen. 

Zudem führt diese Umstellung dazu, dass der maßgebliche 
Stichtag für die Wohnsitzermittlung des Arbeitnehmers in 
nicht zur Einkommensteuer veranlagten Fällen entspre- 
chend § 1 Absatz 1 Satz 1 des Zerlegungsgesetzes der 
10. Oktober des Feststellungszeitraums ist. Nach dem alten 
Verfahren war hingegen der Zeitpunkt der Ausstellung der 
Lohnsteuerkarte durch die Gemeinde (i. d. Regel der 
20. September des Vorjahres) maßgebend. Die Zerlegung 
wird somit künftig auf aktuelleren zeitlichen Daten aufge- 
baut. 

Da ab dem Kalenderjahr 2011 keine Lohnsteuerkarten mehr 
ausgestellt werden, kann auch die Definition des Landes, 
das die zu zerlegende Lohnsteuer eingenommen hat (Ein- 
nahmeland), nicht mehr wie bisher anhand auf der Lohn- 
steuerkarte enthaltener Informationen bestimmt werden. 
Nach Wegfall der Papierlohnsteuerkarte wird das Einnah- 
meland daher künftig danach bestimmt, zu welchem Land 
das Finanzamt gehört, an das die nach den Angaben der Ar- 
beitgeber in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung 
einbehaltene Lohnsteuer abgeführt worden ist. Die Defini- 
tion knüpft damit unter Austausch der Papierlohnsteuerkarte 
gegen die elektronische Lohnsteuerbescheinigung an den 
gleichen Sachverhalt an, nämlich die Abführung der Lohn- 
steuer durch die Arbeitgeber an deren jeweiliges Betriebs- 
stättenfinanzamt. An der Methode der Lohnsteuerzerlegung 
wird dadurch nichts geändert. 

Zu Nummer 2 (§7 Absatz 3) 

Die Änderungen in § 7 Absatz 3 sind redaktionelle Folgeän- 
derungen zu den in § 7 Absatz 2 vorgenommenen Änderun- 
gen. 


Zu Artikel 8 (Änderung des Gesetzes über Steuer- 
statistiken) 

Zu § 6 Absatz 2 

Die Änderungen in § 6 Absatz 2 sind Folgeänderungen zur 
Umstellung des Lohnsteuerabzugs von der Papierlohnsteu- 
erkarte auf die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale. 
Bisher hatten die Finanzbehörden der Länder für die Erstel- 
lung der Statistik nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Steuer- 
statistikgesetzes (Statistik zur Einkommen- und Lohnsteuer) 
sowie für die Erfüllung der Aufgabe nach § 1 Absatz 2 des 
Steuerstatistikgesetzes (Lohnsteuerzerlegung) auch die 
Lohnsteuerkarten an die statistischen Ämter der Länder zu 
übermitteln. Nach Wegfall der Papierlohnsteuerkarte und 
Umstellung auf das Verfahren der elektronischen Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale ist die entsprechende Verpflichtung zu 
streichen. Ebenso entfällt die Verpflichtung der statistischen 
Ämter der Länder, die Lohnsteuerkarten zu vernichten. 

Die Statistiken zur Lohnsteuer und die Lohnsteuerzerlegung 
erfolgen nach dem neuen Verfahren allein auf der Basis der 
Daten aus der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung. 
Durch den Wegfall der Papierlohnsteuerkarte muss der für 
die Lohnsteuerzerlegung erforderliche Amtliche Gemeinde- 
schlüssel (AGS) auf anderem Weg beigesteuert werden. Die 
Finanzverwaltung hat den AGS auf der Grundlage des nach 
§ 7 Absatz 2 des Zerlegungsgesetzes bestimmten Wohnsit- 
zes zu ermitteln und den statistischen Landesämtem zu lie- 
fern. Diese zusätzliche Verpflichtung der Finanzverwaltung 
wird in § 6 Absatz 2 des Steuerstatistikgesetzes verankert. 
§ 6 Absatz 2 regelt künftig also die Pflicht der Finanzbehör- 
den der Länder, die elektronischen Lohnsteuerbescheini- 
gungen sowie den AGS an die statistischen Ämter zu über- 
mitteln und die Pflicht der statistischen Ämter, die Lohn- 
steuerbescheinigungen nach zweckentsprechender Nutzung 
zu löschen. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Bundeskindergeld- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe d) 

Die Änderung zur Erweiterung des Katalogs der Freiwilli- 
gendienste im Rahmen des Familienleistungsausgleichs in 
§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d EStG (vgl. 
Artikel 2 Nummer 5) wird inhaltsgleich für das BKGG 
übernommen. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus 
der Neufassung der Regelungen des Lohnsteuerabzugsver- 
fahrens. 

Zu Nummer 3 (§ 20 Absatz 5 Satz 4 - neu) 

Der neue Satz 4 regelt die rückwirkende Anwendung der 
Änderungen zur Erweiterung des Katalogs der Freiwilligen- 
dienste im Rahmen des Familienleistungsausgleichs in § 2 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d BKGG ab 1. Januar 
2011 . 
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Zu Artikel 10 (Änderung des Bewertungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Teil 11 der Anlage 24) 

Die Überarbeitung des 11. Teils der Anlage 24 des Bewer- 
tungsgesetzes ist erforderlich, um die Ermittlung des gemei- 
nen Werts im Sachwertverfahren nach den §§ 189 bis 191 
BewG zu gewährleisten. Mit der Präzisierung der Gebäude- 
klassen werden erste praktische Erfahrungen bei der An- 
wendung des Erbschaftsteuerrefonngesetzes umgesetzt. Die 
Regelherstellungskosten werden an Hand der vom Statis- 
tischen Bundesamt veröffentlichten Baupreisindizes an die 
Entwicklung der Baupreise angepasst. 

Zu Nummer 2 (§ 205 Absatz 3 - neu) 

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt des ge- 
änderten Teils 11 der Anlage 24 BewG. 

Zu Artikel 11 (Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Ergänzung, um den 
Begriff „unbeschränkte Steuerpfhcht“ einzuführen. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 2 Absatz 1 Nummer 3) 

Es handelt sich zum einen um eine redaktionelle Ergänzung, 
um den Begriff „beschränkte Steuerpfhcht“ einzuführen. 
Zum anderen wird durch den Hinweis auf Absatz 3 - neu - 
der Anwendungsbereich der beschränkten Steuerpfhcht ein- 
geschränkt. 

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 3 - neu) 

Der EuGH hat mit Urteil vom 22. April 2010, Rechtssache 
C 510/08 (Mattner), entschieden, Artikel 56 EG in Verbin- 
dung mit Artikel 58 EG sei dahin auszulegen, dass er der 
Regelung eines Mitgliedstaates wie der im Ausgangsverfah- 
ren streitigen entgegensteht, die hinsichtlich der Berech- 
nung der Schenkungsteuer vorsieht, dass der Freibetrag auf 
die Steuerbemessungsgrundlage im Fall der Schenkung ei- 
nes im Inland belegenen Grundstücks dann, wenn Schenker 
und Schenkungsempfänger zur Zeit der Ausführung der 
Schenkung ihren Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat 
hatten, niedriger ist als der Freibetrag, der zur Anwendung 
gekommen wäre, wenn zumindest einer von ihnen zu die- 
sem Zeitpunkt seinen Wohnsitz im erstgenannten Mitglied- 
Staat gehabt hätte. 

Zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer- 
gesetzes an diese Entscheidung wird dem Erwerber eines an 
sich nur beschränkt steuerpflichtigen Vermögensanfalls ein 
Antragsrecht eingeräumt, wenn einer der Zuwendungsbetei- 
ligten oder beide Zuwendungsbeteiligte in einem EU- oder 
EWR-Mitgliedstaat ansässig sind. 

Mit dem Antrag unterwirft er seinen Erwerb den Regelun- 
gen der unbeschränkten Steuerpfhcht. Dadurch kann er 
auch den höheren Freibetrag nach § 16 Absatz 1 ErbStG in 
Anspruch nehmen, der sich nach seinem persönlichen Ver- 


hältnis (Steuerklasse) zum Erblasser oder Schenker ergibt 
(vgl. Nummer 2 Buchstabe a). 

Könnte ein Erwerber den höheren persönlichen Freibetrag 
nach § 16 Absatz 1 ErbStG auch bei nur beschränkter Steu- 
erpfhcht in Anspruch nehmen, wäre er besser gestellt als ein 
vergleichbarer Erwerber, dessen Erwerb nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 ErbStG der unbeschränkten Steuerpfhcht unter- 
liegt. Denn unbeschränkt und beschränkt steuerpflichtige 
Erwerbe unterscheiden sich regelmäßig in dem Umfang des 
erfassten Vermögens. Während die unbeschränkte Steuer- 
pfhcht den gesamten Vermögensanfall erfasst, und zwar un- 
abhängig davon, worin das Vermögen besteht und ob es in 
Deutschland oder einem anderen Staat belegen ist („Weh- 
vermögen“, § 2 Absatz 1 Nummer 1 ErbStG), ist die be- 
schränkte Steuerpfhcht gegenständlich begrenzt (§ 2 
Absatz 1 Nummer 3 ErbStG, § 121 BewG). Sie erfasst nur 
solche Vermögensgegenstände, die einen qualifizierten Be- 
zug zum Inland aufweisen. Beispiele sind inländisches 
Grundvermögen (§121 Nummer 2 BewG) sowie bestimm- 
tes Betriebsvermögen (§121 Nummer 3 BewG) oder An- 
teile an Kapitalgesellschaften (§ 121 Nummer 4 BewG). 
Vermögensgegenstände, denen ein qualifizierter Bezug zum 
Inland fehlt, bleiben von der Besteuerung vollständig ausge- 
nommen, zum Beispiel Bankguthaben und Schmuck, außer- 
dem Forderungen, weim sie nicht durch inländischen 
Grundbesitz oder durch inländische grundstücksgleiche 
Rechte gesichert sind. Das gilt auch, wenn diese Gegen- 
stände sich im Inland befinden oder etwaige Ansprüche in 
Bezug auf diese Gegenstände im Inland gehend zu machen 
wären. Es wäre inkonsequent und gleichheitswidrig, wenn 
auch in den Fällen, in denen lediglich eine beschränkte 
Steuerpfhcht besteht und in denen nur der Erwerb einzelner 
Vermögensgegenstände der Besteuerung unterliegt, bei der 
Einräumung von Freibeträgen so verfahren würde, als ginge 
es um die Besteuerung des gesamten Vermögensanfalls. 
Deshalb muss sich der Erwerber, der den höheren persönli- 
chen Freibetrag in Anspruch nehmen möchte, den vollstän- 
digen Regelungen der unbeschränkten Steuerpfhcht unter- 
werfen. 

Um zugleich sicherzustellen, dass die für unbeschränkt 
steuerpflichtige Erwerbe gehenden Steuervorschriften nicht 
durch in mehrere Teile aufgespaltene Schenkungen zwi- 
schen denselben Personen umgangen werden köimen, soll 
auch eine Zusammenrechnung mehrerer Erwerbe innerhalb 
von zehn Jahren vor und nach dem Vermögensanfall nach 
Maßgabe des § 14 ErbStG erfolgen. Der EuGH hat in sei- 
nem Urteil vom 22. April 2010 den Mitgliedstaaten der EU 
ausdrücklich dieses Recht eingeräumt (Rechtssache C 510/ 
08 (Mattner), Tz. 49). 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a (§ 16 Absatz 1) 

Neben der redaktionellen Einfügung des Begriffs „unbe- 
schränkte Steuerpflicht“ (vgl. Nummer 1 Buchstabe a) wird 
geregelt, dass auch in den Fällen, in denen für einen Erwerb 
unbeschränkte Steuerpflicht auf Grund eines Antrags des 
Erwerbers gilt, die von der Person des Erwerbers (Steuer- 
klassenzugehörigkeit) abhängigen Freibeträge gelten (vgl. 
auch Begründung zu Nummer 1). 
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Zu Buchstabe b (§ 16 Absatz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Einfügung des Be- 
griffs „beschränkte Steuerpflicht“. 

Zu Nummer 3 (§19 Absatz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der 
Änderung des § 2 ErbStG (vgl. Nummer 1 Buchstabe b). 

Zu Nummer 4 (§21 Absatz 1 Satz 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der 
Änderung des § 2 ErbStG (vgl. Nummer 1 Buchstabe b). 

Zu Nummer 5 (§ 35 Absatz 4) 

Die örtliche Zuständigkeit bei beschränkter Steuerpfhcht 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 ErbStG wird ergänzt für die 
Fälle, bei denen auf Antrag des Erwerbers die unbe- 
schränkte Steuerpflicht nach dem neuen § 2 Absatz 3 
ErbStG gilt und bei denen keiner der Beteiligten einen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. Ört- 
lich zuständig ist nach sinngemäßer Anwendung des § 19 
Absatz 2 AO das Finanzamt, in dessen Bezirk sich das (in- 
ländische) Vermögen des Steuerpflichtigen befindet. 

Zu Nummer 6 (§ 37 Absatz 7 - neu) 

Die geänderten §§ 2, 16, 19, 21 und 35 ErbStG in der Fas- 
sung des vorliegenden Änderungsgesetzes frnden auf Er- 
werbe Anwendung, für die die Steuer nach dem Tag der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes entsteht. 
Die Einfügung von § 2 Absatz 3 ErbStG trägt dem EuGH- 
Urteil vom 22. April 2010 in der Rechtssache C-510/08 
(Mahner) Rechnung. Da dieses Urteil unmittelbar anzuwen- 
den ist, gilt die gesetzliche Änderung der §§ 2, 16, 19, 21 
und 35 ErbStG nach dem neuen §37 Absatz 7 Satz 2 
ErbStG für alle noch nicht bestandskräftigen Veranlagun- 
gen, soweit der Steuerpflichtige dies beantragt. Den gestell- 
ten Antrag kann er bis zur Bestandskraft der Steuerfestset- 
zung widerrufen. 

Zu Artikel 12 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu § 370 Absatz 6 

Da die Richtlinie 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 
1 992 über das allgemeine System, den Besitz, die Beförde- 
rung und die Kontrolle verbrauchsteuerpfhchtiger Waren 
mit Wirkung vom 1. April 2010 aufgehoben und von der 
Richtlinie 2008/ 11 8/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 
über das allgemeine Verbrauchsteuersystem und zur Aufhe- 
bung der Richtlinie 92/ 12/EWG abgelöst worden ist, muss 
die Verweisung angepasst werden. 

Ferner erfolgt eine redaktionelle Anpassung an den Vertrag 
von Lissabon, da am 1 . Dezember 2009 an die Stelle der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft die Europäische Union getreten ist. 

Zu Artikel 13 (Änderung des Fünften Vermögens- 
bildungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§2 Absatz 1 Nummer 5) 

Geldanlagen für den Bau, den Erwerb, den Ausbau, die Er- 
weiterung oder die Entschuldung eines Wohngebäudes etc. 
sind vermögenswirksame Leistungen (§ 2 Absatz 1 Num- 


mer 5 des 5. VennBG). Diese werden mit einer Arbeitneh- 
mer-Sparzulage von 9 Prozent gefördert, soweit die vermö- 
genswirksamen Leistungen 470 Euro im Kalenderjahr nicht 
übersteigen. Für die Anlage ist bislang unter anderem Vor- 
aussetzung, dass der Arbeitnehmer entweder Alleineigentü- 
mer oder Miteigentümer eines Wohngebäudes etc. ist; min- 
destens muss eine Auflassungsvormerkung zu seinen Guns- 
ten im Grundbuch eingetragen sein. 

Es hat sich in der Praxis gezeigt, dass Kapitalanlagegesell- 
schaften Modelle entwickelt haben, mit denen eine große 
Zahl von Arbeitnehmern angeworben wird, Miteigentum an 
einem Immobilienportfolio zu erwerben. Diese Anlage- 
modelle zeichnen sich durch ein vorgefertigtes Konzept 
(vergleiche § 15b des Einkommensteuergesetzes) aus, das 
typischerweise durch Anlegerprospekte oder in vergleichba- 
rer Form vermarktet wird. Die von den Arbeitnehmern zu 
erwerbenden Beteiligungen sind gewöhnlich sehr klein und 
von geringem wirtschaftlichen Wert. Die Anleger zahlen 
die Beteiligungssumme - in Anlehnung an den Anspruch 
des Anlegers auf Arbeitnehmer-Sparzulage nach dem 
5. VermBG - über mehrere Jahre verteilt in monatlichen 
Einzahlungsraten. Zu einer tatsächlichen Vermögensbildung 
kommt es hierbei nicht, derm die betroffenen Immobilien 
werden dem Rechtsverkehr letztlich dauerhaft durch die 
Vielzahl von Auflassungsvormerkungen entzogen. Jede 
Veräußerung des Grundbesitzes würde die Löschung der 
Vormerkungen voraussetzen, die aber bei Anlageobjekten 
mit Tausenden Beteiligten nahezu undurchführbar ist, ins- 
besondere angesichts der Gefahr von zwischenzeitlichen 
Todesfällen der Berechtigten mit ungeklärter Erbfolge, 
Wegzügen mit unbekanntem Ziel oder schlichtem Desinter- 
esse etc. Die Anlagen dürften in den meisten Fällen zu ei- 
nem Totalverlust für die Arbeitnehmer führen. Sie entspre- 
chen somit nicht der Intention des 5. VermBG. 

Einzelne Anlagemodelle werden aus den genarmten Grün- 
den bereits durch Verwaltungsregelung vom Anwendungs- 
bereich des 5. VermBG ausgenommen (Abschnitt 10 des 
BMF-Schreibens vom 9. August 2004 - BStBl I S. 717-, 
geändert durch die BMF-Schreiben vom 16. März 2009 - 
BStBl I S. 501 - und vom 4. Februar 2010 - BStBl I 
S. 195 -); sie entsprechen nicht dem Sinn und Zweck der 
privaten Vermögensbildung. Die Verwaltungsregelungen 
werden nunmehr durch eine Änderung des 5. VermBG ge- 
setzlich verankert und zum Teil erweitert. Damit besteht 
Rechtssicherheit und -klarheit für alle Beteiligten. 

Der Ausschluss vom Anwendungsbereich des 5. VennBG 
erfolgt nur bei Anlagemodellen, bei denen der Arbeitneh- 
mer vermögenswirksame Leistungen zusammen mit mehr 
als 15 anderen Arbeitnehmern anlegen karm. Anlagen im 
privaten Kreis sind somit von der gesetzlichen Einschrän- 
kung regelmäßig nicht betroffen (zum Beispiel Erwerb ei- 
nes Mehrfamilienhauses durch mehrere Generationen einer 
Familie mit dem Ziel der Nutzung zu eigenen Wohnzwe- 
cken). Von Anlagegesellschaften aufgelegte Modelle mit ei- 
ner Beteiligung von bis zu 15 Arbeitnehmern dürften aus 
Sicht der Anlagegesellschaften unwirtschaftlich sein und 
deshalb nicht entwickelt und vertrieben werden. 

Zu Nummer 2 (§ 17 Absatz 12 - neu) 

§ 17 Absatz 12 - neu - 5. VermBG regelt, dass § 2 Absatz 1 
Nummer 5 5. VermBG in der durch dieses Gesetz geänder- 
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ten Fassung erstmals anzuwenden ist für vermögens- 
wirksame Leistungen, die nach dem 3 1 . Dezember 2011 an- 
gelegt werden. Die Regelung stellt nicht auf den Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses ab, weil im Sinne des Anleger- 
schutzes kein Bestandsschutz für Altverträge gewährt wer- 
den soll (vergleiche Begründung zu § 2 Absatz 1 Nummer 5 
5. VermBG). 

Zu Artikel 14 (Änderung des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 133 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2) 

Die Regelung dient der Klarstellung. Unterjährige Änderun- 
gen des Programmablaufplans führen nicht zu einer Neu- 
feststellung der Lohnsteuer und des Solidaritätszuschlages 
zur Ermittlung des Leistungsentgelts. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 133 Absatz 1 Satz 3) 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. Die Regelung stellt außerdem sicher, dass der als 
Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildete Faktor nach § 39f des 
Einkommensteuergesetzes und seine Änderungen für die 
Bemessung des Arbeitslosengeldes nachvollzogen werden 
körmen. 

Zu Buchstabe b (§133 Absatz 2) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 

Zu § 133 Absatz 3 

Die Änderung ist im Wesentlichen eine redaktionelle Folge- 
änderung auf Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und 
deren Ersatz durch das Verfahren der elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale. Darüber hinaus stellt sie sicher, 
dass bei der leistungsrechtlichen Beurteilung von Lohnsteu- 
erklassenwechseln der Faktor nach § 39f des Einkommen- 
steuergesetzes Berücksichtigung findet. 

Zu Nummer 2 (§150 Absatz 2 Nummer 4) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 

Zu Nummer 3 (§ 320 Absatz 1 Satz 3) 

Die Änderungen sind redaktionelle Folgeänderungen auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 


Zu Artikel 15 (Änderung des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes) 

§ 52 des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) be- 
stimmt, dass die Behörde, die Lohnsteuerkarten an Kinder 
im Sinne des § 2 Absatz 1 und 3 JArbSchG ausstellt, hier- 
über die nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz zuständige 
Aufsichtsbehörde zu unterrichten hat. Im Zuge der Ablö- 
sung der Lohnsteuerkarte durch die elektronischen Lohn- 
steuerabzugsmerkmale (ELStAM) müsste auch für diese 
Unterrichtung das Verfahren entsprechend geändert werden. 
Es hat sich allerdings in der Praxis gezeigt, dass die Rege- 
lung für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes durch die Aufsichtsbehör- 
den nicht zielführend ist. Im Zuge der Einführung der elek- 
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale wird daher die ent- 
behrliche Vorschrift aufgehoben. Damit kann auf die Ein- 
richtung eines neuen Unterrichtungsverfahrens (ggf. auf 
elektronischem Weg) verzichtet werden. 

Zu Artikel 16 (Änderung der Zweiten Bundesmel- 
dedatenübermittlungsverordnung) 

Es handelt sich um Folgeänderungen aus der Neufassung von 
§ 39e Absatz 2 Nummer 3 EStG - Artikel 2 Nummer 14 - 
(Inkrafttreten ab 2012). 

Zu Artikel 17 (Änderung der Sozialversicherungs- 
entgeltverordnung) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 2 
Nummer 13. 

Zu Artikel 18 (Änderung der Winterbeschäfti- 
gungs- Verordnung) 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale. 

Zu Artikel 19 (Änderung des Bundesausbildungs- 
forderungsgesetzes) 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale (Änderung der §§ 38b, 39, 39a bis 39f EStG). 
Die Ersetzung des Begriffs „steuerfreier Jahresbetrag“ 
durch den Begriff „Freibetrag“ ist eine redaktionelle Anpas- 
sung an die Terminologie des § 39a EStG. 

Zu Artikel 20 (Änderung des Aufstiegsfortbil- 
dungsförderungsgesetzes) 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf 
Grund des Wegfalls der Lohnsteuerkarte und deren Ersatz 
durch das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale (Änderung der §§ 38b, 39, 39a bis 39f EStG). 
Die Ersetzung des Begriffs „steuerfreier Jahresbetrag“ 
durch den Begriff „Freibetrag“ ist eine redaktionelle Anpas- 
sung an die Terminologie des § 39a EStG. 
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Zu Artikel 21 (Bekanntmachungserlaubnis) 

Die Bekanntmachungserlaubnis ermöglicht es dem Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung, den amtlichen 
Wortlaut des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes im 
Bundesgesetzblatt neu bekannt zu machen. 

Zu Artikel 22 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Das EU-Beitreibungsgesetz (Artikel 1) nebst Folgeänderun- 
gen (Artikel 2 Nummer 4 und 6, Artikel 4 Nummer 2 und 3 
Buchstabe b sowie Artikel 5) sowie die Regelungen des 
neuen Verfahrens der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale (Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a bis f und 7 bis 
23, Artikel 2 Nummer 24 Buchstabe b, Nummer 25 und 26 
Buchstabe a) nebst Folgeänderungen (Artikel 3, 6 bis 8, Ar- 
tikel 9 Nummer 2, Artikel 14 und 16 bis 21) und die Ände- 
rung des Bewertungsgesetzes (Artikel 10) treten am 1. Ja- 
nuar 2012 in Kraft. Die Regelungen zum Mindestbeitrag im 
Rahmen der steuerlich geförderten Altersvorsorge (Artikel 2 
Nummer 3 und 30) treten ebenfalls am 1. Januar 2012 in 
Kraft und sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 2012 
anzuwenden. 

Zu Absatz 2 

Die inhaltsgleiche Übernahme der Änderungen zm Erweite- 
rung des Katalogs der Freiwilligendienste im Rahmen des 
Familienleistungsausgleichs in § 32 Absatz 4 Satz 1 Num- 
mer 2 Buchstabe d EStG für das Bundeskindergeldgesetz 
(Artikel 9 Nummer 1 und 3) tritt mit Wirkung vom 1 . Januar 
2011 in Kraft. 

Zu Absatz 3 

Die Änderungen zur Erweiterung des Katalogs der Freiwilli- 
gendienste im Rahmen des Familienleistungsausgleichs in 
§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d EStG (vgl. 
Artikel 2 Nummer 5) und des § 50 Absatz 1 EStG zur Be- 
rücksichtigung von Grundfreibetrag und Sonderausgaben bei 
beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern (vgl. Artikel 2 
Nunrmer 24 Buchstabe a) treten am Tag nach der Verkün- 
dung des vorliegenden Änderungsgesetzes in Kraft. Die Än- 
derungen sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in 
§ 52 Absatz 1 EStG i. d. Fassung des Artikels 1 Nummer 34 
Buchstabe a des Entwurfs für ein Steuervereinfachungsge- 
setz 2011 (Bundestagsdrucksache 17/5125) erstiuals für den 
Veranlagungszeitraum 2011 anzuwenden. 

Die Einführung einer Steuerfreiheit für Sozialversicherungs- 
renten an Empfänger, die als Verfolgte nach § 1 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes anerkarmt sind (Artikel 2 Nummer 2 
und 27 Buchstabe a), tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 


Die Regelungen zur Einführung eines automatisierten Ver- 
fahrens für den Kirchensteuerabzug bei abgeltend besteuer- 
ten Kapitalerträgen (vgl. Artikel 2 Nummer 26 Buchstabe b 
und c und Nummer 28) treten am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 

Die Verpflichtung des Anbieters eines Altersvorsorgever- 
trags, seinen Vertragspartner darüber zu informieren, dass 
für einen mittelbar Zulageberechtigten ab dem Beitragsjahr 
2012 die Zahlung von eigenen Altersvorsorgebeiträgen in 
Höhe von mindestens 60 Euro pro Beitragsjahr Vorausset- 
zung für den Anspruch auf Altersvorsorgezulage ist (vgl. 
Artikel 2 Numiuer 27 Buchstabe e) sowie die Nachentrich- 
tungsiuöglichkeit im Bereich der Altersvorsorgezulage für 
Zulageberechtigte, die in der Vergangenheit in Unkenntnis 
ihres Zulagestatus zu geringe Altersvorsorgebeiträge geleis- 
tet haben (vgl. Artikel 2 Nuiumer 27 Buchstabe f), treten 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Die Aufhebung des § 8c Absatz la des Körperschaftsteuer- 
gesetzes (Artikel 4 Nummer 1 und 3 Buchstabe a) und die 
Änderungen des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge- 
setzes (Artikel 11), der Abgabenordnung (Artikel 12), des 
Fünften Vermögensbildungsgesetzes (Artikel 13) sowie des 
Jugendarbeitschutzgesetzes (Artikel 15) treten ebenfalls am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Zu Absatz 4 

Die Übergangsregelungen des § 52b EStG werden erst nach 
dem Inkrafttreten der Regelungen des neuen Verfahrens der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale durch das vor- 
liegende Änderungsgesetz und nach dem Start des neuen 
Verfahrens in 2012 entbehrlich. Bis dahin sind die Über- 
gangsregelungen erforderlich, z. B. für die weitere Anwen- 
dung der Lohnsteuerkarte 2010 im Übergangszeitraum, für 
die Bekanntgabe des Starttermins durch BMF-Schreiben 
und zur Verpflichtung der Arbeitgeber, nach dem Startter- 
min in 2012 die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male der Arbeitnehmer erstmals anzufordem. Die Vorschrift 
des § 52b EStG ist daher mit Wirkung vom 1. Januar 2013 
aufzuheben und das Inhaltsverzeichnis ist entsprechend zu 
berichtigen (vgl. Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe g und 
Nummer 29). 

Zu Absatz 5 

Gleichzeitig mit Inkrafttreten des EU-Beitreibungsgesetzes 
am 1. Januar 2012 tritt das EG-Beitreibungsgesetz in der 
Fassung der Bekarmtmachung vom 3. Mai 2003 (BGBl. I 
S. 654), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2897) geändert worden ist, 
außer Kraft. 

Zur Anlage (Teil II der Anlage 24) 

Siehe Begründung zu Artikel 10. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat den Entwurf 
des Gesetzes auf Bürokratiekosten geprüft, die durch 
Informationspflichten begründet werden. 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden für die Wirtschaft 
vier Informationspflichten eingeführt und eine geändert. 
Hierdurch entstehen laut Ressort Bürokratiekosten in Höhe 
von rund 3 Mio. Euro jährlich. Hinzu kommen Einmalkos- 
ten in Höhe von rund 50 Mio. Euro. Für Bürgerinnen und 
Bürger werden drei Informationspflichten eingeführt. 

Bürokratiekosten entstehen durch die Regelungen zu den 
Elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (ELStAM), 
zur Einführung eines Mindestbeitrags für die im Rahmen 
der steuerlich geförderten Altersvorsorge mittelbar zulage- 
berechtigten Personen und zur Einführung eines automati- 
sierten Verfahrens für den Kirchensteuerabzug bei abgel- 
tend besteuerten Kapitalerträgen. 

1. Einführung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk- 
male (ELStAM) 

Mit dem vorliegenden Regelungsentwurf sollen die lohn- 
steuerlichen Verfahrensvorschriften an das neue elektro- 
nische Verfahren angepasst werden, ln Zukunft soll die 
Finanzverwaltung die Lohnsteuerabzugsmerkmale und 
eventuelle Änderungen den Arbeitgebern maschinell ver- 
wertbar zum Lohnsteuerabzug zur Verfügung stellen. Die 
Arbeitgeber sind verpflichtet, die Daten monatlich automa- 
tisiert abzugleichen. Die Gesetzesbegründung führt aus, 
dass sich die Lohnsteuerabzugsmerkmale bei kleinen Unter- 
nehmen mit wenigen Mitarbeitern nicht monatlich ändern. 
Ein monatlicher Abruf wäre daher oftmals unnötig. Der 
NKR begrüßt daher, dass ein Mitteilungsservice im Elster- 
Online-Portal eingerichtet werden soll, der ELStAM-Ände- 
rungen den Unternehmen elektronisch übersendet. Wichtig 
ist, dass der Mitteilungsservice zum Start des gesamten 
neuen Verfahrens zur Verfügung steht. Darüber hinaus führt 
die Begründung aus, dass ein monatlicher Abruf nicht mehr 
erforderlich ist, wenn das Unternehmen vom Mitteilungs- 
service im ElsterOnline-Portal Gebrauch macht. Aus Grün- 
den der Rechtssicherheit sollte diese Klarstellung in den Ge- 
setzestext selbst aufgenommen werden. 

Das ELStAM-Verfahren wurde in enger Abstimmung mit 
betroffenen Verbänden entwickelt und stößt daher auf weit- 
reichende Zustimmung. 

2. Einführung eines Mindestbeitrags im Rahmen der steu- 
erlich geförderten Altersvorsorge 

In der steuerlich geförderten Altersvorsorge mussten mittel- 
bar Zulageberechtigte - das sind zum Beispiel nicht renten- 
versicherungspflichtige Ehegatten - bislang keinen eigenen 
Beitrag leisten, um dennoch eine Zulage zu erhalten. Ergibt 
sich im Nachgang, dass der Anleger entgegen seiner Ein- 
schätzung - zum Beispiel durch die Berücksichtigung von 
Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung - nicht mittelbar, sondern unmittelbar zulageberechtigt 


ist, hat er in der Regel den sehr geringen Mindestbeitrag 
nicht geleistet. Daher soll vorliegend für alle zulageberech- 
tigten Personen ein Mindestbeitrag in Höhe von 60 Euro pro 
Jahr eingeführt werden. 

Hierauf müssen die Versicherungsuntemehmen jeden Versi- 
cherten bis zum 31. Juli 2012 schriftlich hinweisen. Da- 
durch entstehen laut Ressort Einmalkosten in Höhe von 
rund 50 Mio. Euro. Die Höhe der Kosten lässt sich daraus 
erklären, dass das Ressort davon ausgeht, dass die Versiche- 
rungsuntemehmen ein gesondertes Schreiben den Versiche- 
rangsnehmern übersenden sollen. Der Normenkontrollrat 
hält diese Vorgehensweise für nicht erforderlich. Die Versi- 
cherten erhalten von den Versichemngsuntemehmen jähr- 
lich einen Ausdmck ihrer Beiträge. Der NKR geht daher da- 
von aus, dass die Bürokratiekosten der Unternehmen spür- 
bar verringert werden können, wenn das Versenden dieser 
Bescheinigung mit dem im Gesetz geforderten Hinweis ver- 
bunden werden karm. Eine deutliche Kennzeichnung der 
neuen Voraussetzung ist auch bei dieser Vorgehensweise 
möglich. Für die derzeit schon mittelbar Zulageberechtigten 
wird darüber hinaus eine Anpassung des Versichemngsver- 
trages erforderlich sein. In den Fällen, in denen sich das 
Versichemngsuntemehmen für eine Vertragsändemng mit 
dem Versichemngsnehmer in Verbindung setzt, sollte es auf 
einen gesonderten Hinweis verzichten dürfen. 

Darüber hinaus soll für Versicherte die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, nicht gezahlte Beiträge für zurückliegende 
Beitragsjahre zu entrichten, um einer Rückfordemng der 
Zulage zu entgehen. 

Das Ressort schätzt, dass es mnd 390 000 Fälle von Nach- 
zahlungen geben kann. Die Zahl ist nachvollziehbar, da es 
auch zu Nachzahlungen für mehrere Jahre kommen kann. 
Für die Versichemngsuntemehmen wird es zu einem spür- 
baren Mehraufwand kommen, da die bereits abgeschlosse- 
nen Jahresabrechnungen korrigiert werden müssen. Dies 
gilt umso mehr, da Rückzahlungen für mehrere Jahre er- 
möglicht werden. Das Ressort hat die Bürokratiekosten für 
die Datenübermittlung an die Rentenversichemng mit mnd 
300 000 Euro beziffert. Deutlich höher dürften die Kosten 
für die Rückrechnung und Korrektur der Beiträge ausfallen. 
Da die Unternehmen für dieses Verfahren aufgmnd der Ein- 
maligkeit voraussichtlich keine Softwarelösung implemen- 
tieren, müssten sämtliche Berechnungen manuell vorge- 
nommen werden. Die Regelung zur Einfühmng eines Min- 
destbeitrags im Rahmen der steuerlich geförderten Alters- 
vorsorge ist erst kurz vor Befassung des Kabinetts in den 
Entwurf aufgenommen worden. Dem NKR war daher nur 
eine kursorische Prüfung möglich. Daneben hatten betrof- 
fene Verbände keine Gelegenheit, hierzu Stellung zu neh- 
men. Im weiteren Verfahren sollte zusammen mit betroffe- 
nen Interessenvertretem analysiert werden, ob eine kosten- 
günstigere Alternative zur Zielerreichung besteht. 
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3. Einführung eines automatisierten Verfahrens für den 
Kirchensteuerabzug 

Die abgeltende Besteuerung von Kapitalerträgen (Abgel- 
tungsteuer) wurde durch das Untemehmenssteuerreformge- 
setz 2008 eingeführt. Im vorliegenden Entwurf soll nun ein 
automatisiertes Abzugsverfahren für die Erhebung der Kir- 
chensteuer im Rahmen der Abgeltungsteuer eingeführt wer- 
den. 

Das Abzugsverfahren führt zu einem Ansteigen der jährli- 
chen Bürokratiekosten der Kreditinstitute. Diese Kosten hat 
das Ressort mit rund 2,25 Mio. Euro beziffert. Daneben ent- 
steht einmaliger Umstellungsaufwand, den das Ressort 
nicht ausgewiesen hat. 

Wie die Einführung des Mindestbeitrags (s. o.) ist auch der 
Regelungskomplex zur Einführung des automatisierten Ver- 
fahrens für den Kirchensteuerabzug erst kurz vor Befassung 
des Kabinetts in den Entwurf aufgenommen worden. Dem 
NKR war daher nur eine kursorische Prüfung möglich. 

Dass Umstellungsaufwand entsteht, ist bei der Implementie- 
rung elektronischer Verfahren verständlich. Darüber hinaus 
hat das Ressort im Grundsatz ein Verfahren gewählt, das 
den jährlichen Bürokratieaufwand für die Wirtschaft be- 
grenzen soll. Einen Teil des zusätzlich entstehenden büro- 
kratischen Aufwands wird das Bundeszentralamt für Steu- 
ern tragen. 

Die Darstellung der Bürokratiekosten ist jedoch nicht nach- 
vollziehbar. Die Abschätzung der Fallzahl basiert auf der 
gleichen Annahme wie zum Entwurf des Untemehmensteu- 
erreformgesetzes 2008. Damals hatte das Ressort eine Er- 
satzquantifizierung pro 1 000 Fälle vorgenommen. Da das 
Statistische Bundesamt derzeit die Bürokratiekosten des 
Untemehmensteuerreformgesetzes 2008 nachmisst, sollte 
die dort zu ermittelnde Fallzahl der Kostenschätzung zu- 
grunde gelegt werden. Daneben muss der Umstellungsauf- 
wand quantifiziert werden. 

Der NKR hatte in seiner Stellungnahme zum Jahressteuer- 
gesetz 2010 (NKR-Nr. 1269 vom 7. Mai 2010) daraufhin- 
gewiesen, dass in den Unternehmen - hier insbesondere in 
den Kreditinstituten - die Befürchtung besteht, dass für je- 
des einzelne steuerliche Verfahren die Steueridentifikations- 
nummer der Kunden jeweils gesondert erhoben werden 
muss. Der Rat hatte daher das Ressort gebeten, ein System 
der Erfassung, Speicherung und Nutzung der Steueridentifi- 
kationsnummem unter Wahrung der Aspekte des Daten- 
schutzes zu schaffen. Ziel hierbei sollte sein, dass eine ein- 
mal erhobene Steuer-Identifikationsnummer für alle in den 
Steuergesetzen angeordnete Meldeverfahren verwendet 
werden darf. Der NKR bedauert, dass die Begründung im 
vorliegenden Entwurf hierzu keine Ausführungen macht 
und wiederholt eine Einzellösung angestrebt werden soll. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates 


Die Stellungnahme des NKR greift im Wesentlichen Rege- 
lungen auf, die erst kurz vor Befassung der Bundesregie- 
rung in der Kabinettsitzung am 4. Mai 2011 auf Grund aktu- 
eller Entwicklungen in den Entwurf aufgenommen wurden. 

Die hierfür geschätzten Bürokratiekosten konnten daher 
aufgrund der Kürze der verbleibenden Zeit bis zur Kabinett- 
befassung nicht mehr im Einzelnen mit dem NKR abge- 
stimmt werden. 

Die Bundesregierung wird die Anregungen des NKR prü- 
fen, insbesondere im Hinblick auf die Einführung des auto- 
matisierten Verfahrens für den Kirchensteuerabzug und die 
Einführung eines Mindestbeitrages im Zusammenhang mit 
der steuerlich geförderten Altersvorsorge. 

Schon bei den Reformüberlegungen zum automatisierten 
Kirchensteuerabzugsverfahren war für die Bundesregierung 
entscheidend, auf zwischen Wirtschaft und Verwaltung be- 
stehende Verfahren aufsetzen zu können. So muss die für 
das Kirchensteuerabzugsverfahren benötigte Steueridentifi- 
kationsnummer der Kunden der Kreditinstitute nicht jeweils 
gesondert abgefragt werden, sondern es kann die bereits im 
Zusammenhang mit der Erteilung eines Freistellungsauftra- 
ges nach § 44a Absatz 2a des Einkommensteuergesetzes er- 
hobene Steueridentifikationsnummer auch für Zwecke der 
Kirchensteuer verwendet werden (siehe § 139b Absatz 2 
Satz 2 der Abgabenordnung). 

Der NKR hat insbesondere gerügt, dass die Darstellung der 
Bürokratiekosten bei der Einführung eines automatisierten 
Abzugsverfahrens für die Erhebung der Kirchensteuer im 
Zusammenhang mit der Abgeltungsteuer nicht nachvoll- 
ziehbar sei. Zurzeit findet eine Nachmessung des Statisti- 
schen Bundesamtes zu den Fallzahlen des Untemehmen- 
steuerreformgesetzes 2008 statt. Sobald die entsprechenden 
Ergebnisse vorhegen, wird das Bundesministerium der 
Finanzen sich noch einmal mit den Anmerkungen des NKR 
(auch im Hinblick auf die Frage der Quantifizierbarkeit des 
Umstellungsaufwandes) auseinandersetzen. 
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Anlage 4 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 884. Sitzung am 17. Juni 2011 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 1 EUBeitrG) 

ln Artikel 1 ist in § 3 Absatz 1 folgender Satz anzufügen: 

„Ihnen obliegt außerdem die Prüfung, ob die Amtshilfe 
gemäß § 14 Absatz 2 zu unterbleiben hat.“ 

Begründung 

Die Prüfung, ob die Amtshilfe wegen des Alters der For- 
derungen, die Gegenstand der Amtshilfe sind, zu unter- 
bleiben hat, oblag - neben der Prüfung der Zulässigkeit 
der Ersuchen - auch bisher nach § 2 Absatz 2 Satz 2 
EG-BeitrG dem Bundesministerium der Finanzen bzw. 
dem Bundeszentralamt für Steuern. An dieser Regelung 
sollte festgehalten werden. Aus Gründen der Rechtsklar- 
heit sollte eine entsprechende Regelung daher auch in 
das EUBeitrG aufgenommen werden. 

2. Zu Artikel 1 (§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c 
und Nummer 2 Buchstabe e EUBeitrG) 

ln Artikel 1 ist § 4 Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 1 ist Buchstabe c wie folgt zu fassen: 

„c) von sonstigen Steuern, deren Festsetzung, Erhe- 
bung oder Vollstreckung in die Zuständigkeit der 
Finanzämter fallen,“. 

b) ln Nummer 2 ist Buchstabe e wie folgt zu fassen: 

„e) sonstige Steuern und Abgaben im Sinne des § 1 
Absatz 1 Nummer 1, soweit nicht die Finanzäm- 
ter zuständig sind,“. 

Begründung 

§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c EUBeitrG-E 
erlegt den Finanzämtern die Amtshilfe auch für solche 
Abgabearten auf, für die sie, sofern es sich dabei um ent- 
sprechende deutsche Abgaben handelte, nicht zuständig 
wären. Es ist nicht sachgerecht, die Leistung von Amts- 
hilfe für solche fachfremden Abgaben den Finanzämtern 
aufzubürden. Dies gilt insbesondere auch vor dem Hin- 
tergrund, dass der Anwendungsbereich der Beitrei- 
bungsrichtlinie erheblich ausgeweitet wurde und die 
Leistung von Amtshilfe für fachfremde Abgaben für die 
Länder mit finanziellen Mehrbelastungen verbunden 
wäre. 

3. Zu Artikel 1 (§ 6 Absatz 1 Satz 1 EUBeitrG) 

ln Artikel 1 ist § 6 Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Im Fall einer Erstattung von Steuern oder Abgaben an 
eine Person, die in einem anderen Mitgliedstaat nieder- 
gelassen oder wohnhaft ist, kann die Vollstreckungsbe- 
hörde, die die Erstattung vornehmen soll, den Mitglied- 
staat der Niederlassung oder des Wohnsitzes durch das 


Verbindungsbüro über die bevorstehende Erstattung in- 
formieren, wenn 

1. konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Forde- 
rungen des anderen Mitgliedstaates gegen diese Per- 
son bestehen und 

2. die Erstattungen mindestens 1 500 Euro betragen.“ 
Begründung 

§ 6 Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Gesetzentwurfs 
und die zugrunde liegende Regelung in Artikel 6 der 
Beitreibungsrichtlinie begegnen verfahrensrechtlichen 
Bedenken. Es handelt sich jeweils um eine Ermessens- 
vorschrift („kann“), wobei sich der angestrebte Zweck 
aus der Ermächtigungsnorm allerdings nicht ergibt. 
Nach dem Sinn und Zweck der Beitreibungsrichtlinie 
soll die Information des anderen Staates über bevorste- 
hende Erstattungen offenbar dazu dienen, es diesem 
Staat zu ermöglichen, den Erstattungsbetrag ggf. zu 
pfänden, um eigene Forderungen zu befriedigen. Die Re- 
gelung sollte daher entsprechend ergänzt werden. Eine 
Information des anderen Mitgliedstaates „ins Blaue hin- 
ein“ ohne Kenntnis oder zumindest Annahme des Beste- 
hens von Forderungen des anderen Mitgliedstaates ge- 
gen den betroffenen Steuerpflichtigen erscheint im Hin- 
blick auf den verfassungsrechtlichen Schutzgehalt des 
Steuergeheimnisses rechtsstaatlich bedenklich. 

Zudem wird im Fall eines Vollstreckungsersuchens eines 
anderen Mitgliedstaates eine Amtshilfe nach § 14 Ab- 
satz 1 EUBeitrG nur dann geleistet, wenn die Forderung 
des anderen Mitgliedstaates mindestens 1 500 Euro be- 
trägt. Es erscheint insofern sinnvoll, eine Mitteilung 
nach § 6 EUBeitrG korrespondierend auch nur in Fällen 
vorzusehen, in denen der hiesige Steuererstattungsan- 
spruch diese Grenze erreicht. Die Einführung dieser 
Grenze dient auch verwaltungsökonomischen Zwecken. 

4. Zu Artikel 1 (§ 6 EUBeitrG) 

Der Gesetzentwurf sieht in Artikel 1 § 6 des EU-Beitrei- 
bungsgesetzes vor, dass bei einer Erstattung von Steuern 
oder Abgaben an eine Person, die in einem anderen Mit- 
gliedstaat niedergelassen oder wohnhaft ist, die Vollstre- 
ckungsbehörde, die die Erstattung vornehmen soll, den 
Mitgliedstaat der Niederlassung oder des Wohnsitzes 
durch das Verbindungsbüro über die bevorstehende Er- 
stattung informieren kann. Absatz 2 Satz 2 des § 6 EU- 
Beitreibungsgesetzes regelt, dass zwischen der Informa- 
tionserteilung an den anderen Mitgliedstaat und der Aus- 
zahlung des Erstattungsbetrages zehn Tage liegen dür- 
fen. 

Der Bundesrat weist die Bundesregierung darauf hin, 
dass nach den Vorschriften der Abgabenordnung (AO) 
Erstattungsansprüche eines Steuerpflichtigen mit der Be- 
kanntgabe des Steuerbescheides fällig werden (§ 220 
Absatz 2 Satz 2 AO). Das EU-Beitreibungsgesetz sieht 
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bisher keine Verfahrensregelungen vor, wie sich die 
Zehn-Tage-Regelung auf die Fälligkeit des Anspruchs 
auswirkt. Es stellt sich insbesondere die Frage, ob eine 
Bekanntgabe an den Steuerpflichtigen erst erfolgen darf, 
wenn die Zehntagesfrist abgelaufen ist. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, diese Ge- 
sichtspunkte im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu 
prüfen. 

5. Zu Artikel 1 (§ 10 Absatz 1 Satz 2 EUBeitrG) 

ln Artikel 1 ist in § 10 Absatz 1 Satz 2 nach der Angabe 
„Satz 1“ die Angabe „Nummer 2“ einzufügen. 

Begründung 

§ 10 Absatz 1 Satz 1 EUBeitrG sieht die Möglichkeit ei- 
nes Beitreibungsersuchens in einen anderen Mitglied- 
staat vor, wenn die Vollstreckungsvoraussetzungen ge- 
geben sind (grundsätzlich Erteilung Leistungsgebot, Fäl- 
ligkeit der Leistung, Ablauf Vollstreckungsschonfrist) 
und die Forderung nicht angefochten ist und nicht mehr 
angefochten werden kann (Bestandskraft der Steuerfest- 
setzung). 

§ 10 Absatz 1 Satz 2 EUBeitrG soll die Möglichkeit 
(Ausnahme) einräumen, ein Beitreibungsersuchen in 
einen anderen Mitgliedstaat auch hinsichtlich einer an- 
gefochtenen Forderung stellen zu können, sofern der 
Einspruch offensichtlich aussichtslos ist, beziehungs- 
weise nicht in angemessener Zeit begründet wird und 
lediglich der Verzögerung der Vollstreckung dient. Die 
dahingehende Formulierung des § 10 Absatz 1 Satz 2 
EUBeitrG (Bezug auf § 10 Absatz 1 Satz 1 EUBeitrG) 
ist nicht stimmig und muss daher entsprechend konkreti- 
siert werden (redaktionelle Änderung). 

6. Zu Artikel 1 (§ 11 Absatz 2 EUBeitrG) 

ln Artikel 1 ist § 11 Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Geht die Änderung oder Rücknahme des Ersu- 
chens auf eine Rechtsbehelfsentscheidung gemäß § 13 
Absatz 1 zurück, so teilt die Vollstreckungsbehörde 
diese Entscheidung dem Verbindungsbüro mit. Bei Än- 
derungen übersendet sie zusätzlich eine entsprechend 
geänderte Fassung des einheitlichen Vollstreckungstitels. 
Das Verbindungsbüro sendet die Unterlagen an die er- 
suchte Behörde.“ 

Begründung 

Die Änderung oder Rücknahme des Ersuchens kann 
Folge eines in Deutschland gemäß § 13 Absatz 1 erfolg- 
reich eingelegten Rechtsbehelfes sein. Dieses Rechtsbe- 
helfsverfahren muss nicht zwangsläufig durch die Voll- 
streckungsbehörde geführt werden. Bei Zentralisierung 
der Vollstreckungsstellen in Großstädten kann die Identi- 
tät von Veranlagungs- und Vollstreckungsfinanzamt aus- 
einanderfallen. 

Die Rechtsbehelfsentscheidung muss somit nicht zwangs- 
läufig durch die Vollstreckungsbehörde erstellt werden. 

Nach einem erfolgreich eingelegten Rechtsbehelf, der 
Auswirkung auf das ausgehende Ersuchen hat, teilt die 
Vollstreckungsbehörde sowohl die Entscheidung als 
auch eine geänderte Fassung des einheitlichen Vollstre- 


ckungstitels dem Verbindungsbüro mit, welches die Un- 
terlagen an die ersuchte Behörde weiterleitet. 

7. Zu Artikel 1 (§ 18 Satz 1 EUBeitrG) 

ln Artikel 1 ist § 18 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Zur Förderung der Amtshilfe können ordnungsgemäß 
bevollmächtigte deutsche Bedienstete in andere Mit- 
gliedstaaten entsandt werden.“ 

Begründung 

Die Beschränkung der Möglichkeit der Entsendung von 
Bediensteten in andere Mitgliedstaaten auf die Fälle, in 
denen die Komplexität des Ersuchens dies erfordert, ist 
Artikel 7 der EU-Beitreibungsrichtlinie nicht zu entneh- 
men. Nach dem Wortlaut der Richtlinie ist es vielmehr 
ausreichend, dass die Entsendung von Bediensteten der 
ersuchenden Behörde die Amtshilfe fordert. Dies sollte 
im EU-Beitreibungsgesetz für die Entsendung deutscher 
Bediensteter entsprechend geregelt werden. 

8. Zu Artikel 1 (§ 21 Absatz 1 Satz 3 EUBeitrG) 

ln Artikel 1 ist § 21 Absatz 1 Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Eine Verwendung für einen anderen Zweck ist nur mit 
Einwilligung des Mitgliedstaates, von dem die Aus- 
künfte stammen, zulässig.“ 

Begründung 

Unter einer Genehmigung versteht man eine nachträg- 
lich erteilte Zustimmung. Im Hinblick auf den Schutzge- 
halt des Steuergeheimnisses kann es für eine gesetzlich 
zugelassene Offenbarung i. S. d. § 30 Absatz 4 Num- 
mer 2 AO nicht ausreichend sein, die Zustimmung zur 
Offenbarung erst nach bereits erfolgter Offenbarung ein- 
zuholen, da dies die Gefahr einer unzulässigen Offenba- 
rung beinhaltet. Von daher muss die Zustimmung vorab 
eingeholt werden. Es muss mithin eine Einwilligung 
vorliegen. 

9. Zu Artikel 2 nach Nummer 2 (§ 10 Absatz 2 und 2a 
Satz 8 EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren eine Änderung der Berichtigungsvorschriften in § 10 
Absatz 2 und 2a Satz 8 EStG entsprechend dem Ergebnis 
der hierzu auf Fachebene eingesetzten Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe zu prüfen. 

Begründung 

Der Bundesrat hatte bereits im Gesetzgebungsverfahren 
zum Steuervereinfachungsgesetz 2011 eine Prüfbitte 
hinsichtlich der Korrekturvorschriften in § 10 Absatz 2 
und 2a Satz 8 EStG beschlossen (vgl. Nummer 2 der 
Bundesratsdrucksache 54/11 - Beschluss - vom 18. März 
2011 ). 

Daraufhin hat das Bundesministerium der Finanzen im 
Rahmen einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe Vorschläge 
für entsprechende Änderungen dieser Vorschriften prü- 
fen lassen. Die Vorschläge werden Mitte Juni auf Fach- 
ebene mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
abschließend abgestimmt werden, so dass eine Einbrin- 
gung in das Gesetzgebungsverfahren zum Steuerverein- 
fachungsgesetz 2011 nicht mehr möglich ist. Eine dem 
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Abstimmungsergebnis entsprechende Änderung sollte 
daher in das laufende Gesetzgebungsverfahren zum 
BeitrRLUmsG eingebracht werden. 

10. Zu Artikel 2 Nummer 3 (§10a Absatz 3 Satz 2 EStG), 
Nummer 27 Buchstabe e (§ 52 
Absatz 63a EStG), Buchstabe f 
(§ 52 Absatz 63b Satz 1 Nummer 3, 

Satz la - neu - und Satz 2 bis 4 EStG), 
Nummer 30 (§ 79 Satz 2 EStG) 

a) Der Bundesrat begrüßt die Bestrebungen der Bun- 
desregierung, das Verfahren zur Zulagenforderung 
bei der so genannten Riester-Rente zu vereinfachen. 
Die Folgen eines Irrtums über den persönlichen 
Förderstatus während der Kindererziehungszeit 
werden hierdurch entschärft. Ebenso begrüßt es der 
Bundesrat, dass ein bis zum Beitragsjahr 2011 be- 
reits eingetretener Irrtum durch einen nachträgli- 
chen Eigenbeitrag förderunschädlich korrigiert 
werden kann. 

b) Diese Korrekturmöglichkeit behebt jedoch nicht 
alle Praxisprobleme. Insbesondere solche Fälle, in 
denen Sparer ihre Beitragsleistung nicht schnell ge- 
nug Änderungen bei der Kindergeldberechtigung 
anpassen, sind nicht erfasst. Für diese Fälle sollte 
eine generelle Nachentrichtungsmöglichkeit wie 
folgt eingeführt werden: 

,In Artikel 2 Nummer 27 Buchstabe f § 52 ist Ab- 
satz 63b daher wie folgt zu ändern: 

aa) Satz 1 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Die Wörter „bis zum Beitragsjahr 2011“ 
sind zu streichen. 

bbb) Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. sich in dem Beitragsjahr zuvor eine 
Änderung bei der Kindergeldberech- 
tigung ergeben hat,“. 

bb) Nach Satz 1 ist folgender Satz einzufögen: 

„Eine Nachzahlung ist unter den Voraussetzun- 
gen der Nummern 1, 2, 4 und 5 des Satzes 1 bis 
zum Beitragsjahr 2011 auch möglich, wenn im 
fristgerechten Antrag auf Zulage für dieses 
Beitragsjahr eine Zulagenberechtigung nach 
§ 79 Satz 2 angegeben wurde.“ 

cc) In Satz 2 ist nach der Angabe „nach Satz 1“ die 
Angabe „oder Satz la“ einzufügen. 

dd) In den Sätzen 3 und 4 sind jeweils nach 
den Wörtern „nach Satz I“ die Wörter „und 
Satz la“ einzufügen. ‘ 

c) Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
mehr Transparenz und Wettbewerb auf dem Markt 
für Altersvorsorgeprodukte zu schaffen. 

Begründung 

Fällt im Laufe eines Beitragsjahres die Kindergeldbe- 
rechtigung und damit die Kinderzulage für ein Kind 
weg, oder gibt es einen Wechsel bei der Kindergeldbe- 
rechtigung zwischen den Ehegatten, hat dies zur Folge, 
dass im darauffolgenden Beitragsjahr ein erhöhter Ei- 


genbeitrag geleistet werden muss, um die restlichen 
Zulagen weiterhin in voller Höhe zu erhalten. Gerade 
Versicherte mit sogenannten Dauerzulageanträgen be- 
denken diesen Umstand oft zu spät, vor allem da auch 
die Zulagen immer erst nach Ablauf des Beitragsjahres 
gutgeschrieben werden. Deshalb sollte es in diesen 
Fällen generell möglich sein, Altersvorsorgebeiträge 
für ein bereits abgelaufenes Beitragsjahr nachzuzahlen. 

Wissenschaftler und Verbraucherschützer weisen seit 
mehreren Jahren darauf hin, dass der Verbraucher- 
schutz bei der privaten Altersvorsorge gestärkt werden 
muss. Studien belegen, dass Altersvorsorgeprodukte 
oft mit hohen Kosten belastet und die Angebote unter- 
einander kaum vergleichbar sind. Mangelndes Ver- 
trauen der Verbraucherinnen und Verbraucher, eine un- 
zureichende Altersvorsorge und ein ineffizienter Ein- 
satz der staatlichen Förderung sind die Folge. 

Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung 
GmbH zeigt in seinem Abschlussbericht vom 28. Juli 
2010 zu dem Projekt „Transparenz von privaten Ries- 
ter- und Basisrentenprodukten“ die Bedeutung der Sta- 
bilität der Gesetzgebung bei der Riester-Rente auf. Für 
die Anbieter bedinge jede Änderung per se Aufwand 
auf mehreren Ebenen. Eine Überarbeitung der Riester- 
Rente in mehreren Reformschritten läuft deshalb dem 
Ziel einer Kostensenkung zuwider. Ein solches Vorge- 
hen birgt zudem die Gefahr einer Verunsicherung der 
Verbraucherinnen und Verbraucher. Alle derzeit not- 
wendigen Änderungen bei der Riester-Rente sollten 
deshalb gebündelt und zeitgleich vorgenommen wer- 
den. 

Da entsprechende Vorschläge von Wissenschaftlern 
und Verbraucherschützem bereits entwickelt wurden 
und seit geraumer Zeit in der Diskussion sind, ist es der 
Bundesregierung möglich, auch eine umfassende Re- 
form umgehend auf den Weg zu bringen. 

11. Zu Artikel 2 Nummer 6a - neu - (§ 38 Absatz 2a 
- neu - EStG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 6 folgende Nummer 6a 
einzufügen: 

,6a. In § 38 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a 
eingefügt: 

„(2a) Die Entrichtung der Lohnsteuer durch 
den Arbeitgeber in den Fällen des Absatzes 1 gilt 
als eine Leistung des Schuldners im Sinne des 
§ 142 Satz 1 der Insolvenzordnung.“ ‘ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung des § 38 EStG hat das 
Ziel, die Insolvenzanfechtung gezahlter Lohnsteuern 
einzuschränken, weil es sich bei der Lohnsteuer um 
durch den Arbeitgeber entrichtete Fremdgelder han- 
delt. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs han- 
delt es sich bei der Zahlung der Lohnsteuer durch den 
Arbeitgeber an das Finanzamt um eine Leistung aus 
dem eigenen Vermögen des Arbeitgebers, die den all- 
gemeinen insolvenzrechtlichen Anfechtungsregeln un- 
terliegt, obwohl der Arbeitgeber die geschuldete Lohn- 
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Steuer bei jeder Lohnzahlung für Rechnung des Arbeit- 
nehmers einzubehalten und diese gegenüber dem Fi- 
nanzamt anzumelden und abzuführen hat. Im Falle der 
Insolvenzanfechtung entstehen beträchtliche Steuer- 
ausfälle des Fiskus, weil die vom Insolvenzverwalter 
angefochtenen und zur Insolvenzmasse ausgezahlten 
Lohnsteuern bei den Einkommensteuerveranlagungen 
der Arbeitnehmer angerechnet werden. 

12. Zu Artikel 2 Nummer 12 (§ 39c Absatz 1 Satz 5 EStG) 

ln Artikel 2 Nummer 12 ist in § 39c Absatz 1 der 
Satz 5 zu streichen. 

Begründung 

ln § 39c Absatz 1 Satz 5 EStG-E findet sich eine Rege- 
lung, nach der der Arbeitgeber die Änderung der elek- 
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale nur für drei zu- 
rückliegende Monate berücksichtigen darf. Die Be- 
grenzung auf drei Monate soll der Vermeidung über- 
mäßiger Belastungen dienen, stellt jedoch gleichzeitig 
eine Verschärfung der bisherigen Rechtslage dar, da es 
dem Arbeitgeber nunmehr verboten sein soll, nach Ab- 
lauf der Dreimonatsfrist Änderungen durchzuführen, 
während es vorher in seinem Belieben stand. Im Übri- 
gen steht die Regelung des Satzes 5 im Widerspruch zu 
§ 41c Absatz 1 EStG. 

Diese Einschränkung erscheint nicht praxisgerecht. Es 
sollte vielmehr eine Angleichung an die nach § 41c 
Absatz 1 EStG schon lange praktizierte und prakti- 
kable Regelung erfolgen, dass der Arbeitgeber bis zur 
Übermittlung oder Ausschreibung der Lohnsteuerbe- 
scheinigung berechtigt ist, den Lohnsteuerabzug rück- 
wirkend zu ändern. 

Durch die Streichung des Satzes 5 findet automatisch 
die Regelung des § 41c Absatz 1 EStG Anwendung. 

13. Zu Artikel 2 Nummer 14 (§ 39e Absatz 6 Satz 1 
und 2 EStG) 

In Artikel 2 Nummer 14 sind in § 39e Absatz 6 die 
Sätze 1 und 2 zu streichen. 

Begründung 

Die durch die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
erfolgende gesonderte Feststellung von Besteuerungs- 
grundlagen richtet sich (nur) an den Arbeitnehmer und 
ist daher weder gegenüber dem Arbeitgeber im verfah- 
rensrechtlichen Sinne bekannt zu geben noch mit einer 
Rechtsbehelfsbefugnis für diesen verbunden. Die Aus- 
sage in § 39e Absatz 6 Satz 1 und 2 EStG-E ist daher 
verfahrensrechtlich nicht zutreffend und zudem nicht 
erforderlich, so dass diese Sätze entfallen können. 

14. Zu Artikel 2 nach Nummer 22 (§ 44a Absatz 8 EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob der Anwendungsbereich des § 44a 
Absatz 8 EStG auf Personengesellschaften i. S. d. 
§ 212 Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
auszuweiten ist. 


Begründung 

§ 44a Absatz 4a bestimmt, dass für Personengesell- 
schaften, deren Gesellschafter nicht steuerpflichtige 
Sozialversicherungsträger oder deren steuerbefreite 
Landesverbände sind, und die kraft Gesetzes aus einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts in eine Gesell- 
schaft bürgerlichen Rechts umgewandelt worden sind, 
beim Zufluss von Erträgen im Sinne des § 43 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4, 6, 7 und 8 bis 12 (insbesondere 
Zinserträgen) weiterhin durch die auszahlende Stelle 
vom Steuereinbehalt Abstand zu nehmen ist. Absatz 4a 
bezieht sich auf die Regelungen in Absatz 4 und erwei- 
tert die Steuerabstandnahme auf die betreffenden Per- 
sonengesellschaften. Denn durch ihren gesetzlich be- 
stimmten Wechsel der Rechtsform fielen diese aus dem 
Anwendungsbereich des Absatzes 4 heraus. 

Es hat sich gezeigt, dass die gleiche Problematik auch 
bei Gewinnausschüttungen im Sinne des Absatzes 8 
dieser Vorschrift besteht. Auch hier unterfallen die Per- 
sonengesellschaften nicht mehr deren Anwendungsbe- 
reich. Dementsprechend sollte der Anwendungsbe- 
reich des Absatzes 8 erweitert werden, sodass für die 
beschriebenen Personengesellschaften Absatz 8 und 
somit die partielle Abstandnahme vom Steuerabzug 
entsprechend gilt. 

15. Zu Artikel 2 Nummer 26 Buchstabe b und c, Num- 
mer 28 (§ 51a Absatz 2c und 2e, § 52a Absatz 18 
EStG) 

Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 
a) Nummer 26 ist wie folgt zu ändern: 
aa) Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 

,b) Absatz 2c wird wie folgt gefasst: 

„(2c) Der zur Vornahme des Steuerab- 
zugs vom Kapitalertrag Verpflichtete (Kir- 
chensteuerabzugsverpflichteter) hat die 
auf die Kapitalertragsteuer nach Absatz 2b 
entfallende Kirchensteuer nach folgenden 
Maßgaben einzubehalten und abzuführen: 

1 . Das Bundeszentralamt für Steuern spei- 
chert unabhängig von und zusätzlich zu 
den in § 139b Absatz 3 der Abgabenord- 
nung genannten und nach § 39e gespei- 
cherten Daten des Steuerpflichtigen den 
Kirchensteuersatz der steuererhebenden 
Religionsgemeinschaften. Die Daten 
werden als automatisiert abrufbares 
Merkmal für den Kirchensteuerabzug 
bereitgestellt; 

2. § 22a Absatz 2 Satz 1 bis 3 und 8 sowie 
bei einem am 3 1 . Juli 2012 bestehenden 
Kapitalüberlassungsverhältnis § 52 Ab- 
satz 38a Satz 2 bis 4 gelten entspre- 
chend; 

3. der Kirchensteuerabzugsverpflichtete 
hat unter Angabe der Identifikations- 
nummer des Schuldners der Kapitaler- 
tragsteuer regelmäßig einmal jährlich 
im Zeitraum vom 1 . August bis 30. Sep- 
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tember beim Bundeszentralamt für 
Steuern anzufragen, ob der Schuldner 
der Kapitalertragsteuer zum Stichtag 
3 1 . Juli des Jahres kirchensteuerpflich- 
tig war (Regelabfrage). Auf die Anfrage 
hin teilt das Bundeszentralamt für Steu- 
ern dem Kirchensteuerabzugsverpflich- 
teten die Kirchensteuerpflicht mit der 
Angabe des für die steuererhebende 
Religionsgemeinschaft geltenden Kir- 
chensteuersatzes mit. Diese Werte sind 
für den Kirchensteuerabzug des Folge- 
jahres maßgeblich. Anstelle der Regel- 
abfrage kann der Kirchensteuerabzugs- 
verpflichtete insbesondere bei Kapital- 
erträgen im Sinne des § 43 Absatz 1 
Nummer 1 und 3 bis 6 auch eine auf den 
Zuflusszeitpunkt der Kapitalerträge be- 
zogene Abfrage (Anlassabfrage) an das 
Bundeszentralamt für Steuern richten; 
eine Anlassabfrage karm auch durch 
den Schuldner der Kapitalertragsteuer 
beantragt werden. Diese ist vom Kir- 
chensteuerabzugsverpflichteten zu be- 
achten, solange es im jeweiligen Kalen- 
derjahr noch keinen für den Kapitaler- 
tragsteuerabzug relevanten Geschäfts- 
vorfall hinsichtlich des betreffenden 
Schuldners der Kapitalertragsteuer gab; 

4. im Falle einer Kirchensteuerpflicht hat 
der auszahlende Kirchensteuerabzugs- 
verpflichtete 

a) den Kirchensteuerabzug mit Hilfe 
des nach Nummer 3 übemiittelten 
Kirchensteuersatzes durchzuführen 
und den Kirchensteuerbetrag zusam- 
men mit der Kapitalertragsteuer an 
das für ihn zuständige Finanzamt ab- 
zuführen; 

b) den für den Schuldner der Kapital- 
ertragsteuer abgeführten Kirchen- 
steuerbetrag und dessen Identifika- 
tionsnummer sowie die Finanzamts- 
nummer des für den auszahlenden 
Kirchensteuerabzugsverpflichteten 
zuständigen Finanzamtes an das 
Bundeszentralamt für Steuern zu 
übermitteln; 

5. das Bundeszentralamt für Steuern hat 
unter Berücksichtigung der Angaben in 
Nummer 4 Buchstabe b die Abzugsbe- 
träge den steuererhebenden Religions- 
gemeinschaften zuzuordnen. Der abge- 
führte Steuerabzug ist an die steuererhe- 
bende Religionsgemeinschaft weiterzu- 
leiten. 

Die Daten gemäß den Nummern 3 und 4 
sind nach amtlich vorgeschriebenen Da- 
tensatz durch Datenfernübertragung zu 
übermitteln. Auf Antrag kann das Bundes- 
zentralamt für Steuern zur Vermeidung un- 


billiger Härten auf eine elektronische 
Übermittlung verzichten; in diesem Fall 
sind die Anfrage gemäß Nummer 3 und 
die Meldung gemäß Nummer 4 nach amt- 
lich vorgeschriebenen Vordruck vorzuneh- 
men und durch den Kirchensteuerabzugs- 
verpflichteten oder eine vertretungsbe- 
rechtigte Person zu unterschreiben. Soweit 
dem Kirchensteuerabzugsverpflichteten 
die Zugehörigkeit bzw. Nichtzugehörig- 
keit des Schuldners der Kapitalertragsteuer 
zu einer steuererhebenden Religionsge- 
meinschaft positiv bekannt ist, kann auf 
die Abfrage gemäß Nummer 3 verzichtet 
und der Kirchensteuerabzug entsprechend 
den bekannten Merkmalen durchgeführt 
werden. 

§ 44 Absatz 5 ist mit der Maßgabe anzu- 
wenden, dass der Haftungsbescheid von 
dem für den auszahlenden Kirchensteuer- 
abzugsverpflichteten zuständigen Finanz- 
amt erlassen wird. Satz 1 Nummer 5 Satz 3 
gilt entsprechend. § 45a Absatz 2 ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass der Kirchen- 
steuersatz angegeben wird. Sind an den Ka- 
pitalerträgen mehrere Personen beteiligt, 
wird der Anteil je Person nach dem auf den 
Kapitalertrag entfallenden Kopfteil ermit- 
telt. Der auszahlende Kirchensteuerabzugs- 
verpflichtete und die am Verfahren beteilig- 
ten Finanzbehörden dürfen die durch den 
Kirchensteuerabzug erlangten Daten nur 
für die Durchführung des Kirchensteuerab- 
zugsverfahrens verwenden. Für andere 
Zwecke dürfen die Daten nur verwendet 
werden, soweit der Kirchensteuerpflichtige 
zustimmt oder dies gesetzlich zugelassen 
ist.“‘ 

bb) Buchstabe c ist wie folgt zu fassen: 

„c) Absatz 2e wird aufgehoben.“ 

b) In Nummer 28 ist in § 52a Absatz 18 das Da- 
tum „30. September 2013“ durch das Datum 
„31. Dezember 2013“ zu ersetzen. 

Begründung 

Zu Artikel 2 Nummer 26 Buchstabe b 
(§ 51a Absatz 2c Satz 1 und 2 EStG) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass für auszahlende Stel- 
len das neue elektronische Verfahren mit verpflichten- 
dem Abzug der Kirchensteuer an der Quelle gilt, wäh- 
rend für Abzugsverpflichtete, die nicht die Vorausset- 
zungen einer auszahlenden Stelle erfüllen (z. B. 
GmbH), weiterhin das bisherige Verfahren (Angabe 
der Religionszugehörigkeit gegenüber dem Abzugs- 
verpfiichteten oder Angabe der einbehaltenen Kapital- 
ertragsteuer in der Einkommensteuererklärung) anzu- 
wenden ist. Diese Zweigleisigkeit führt zu einem er- 
höhten Verwaltungsaufwand, der sich nicht rechtferti- 
gen lässt - auch nicht mit eventuell zu befürchtenden 
Anwendungsschwierigkeiten des neuen Verfahrens. 
Die Form der Daten sowie deren Wege und die techni- 
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sehen Abläufe müssen an das neue Verfahren ange- 
passt werden. Ebenso muss der Vordruck für die Kapi- 
talertragsteueranmeldung geändert werden. Im Falle 
der Zweigleisigkeit müssten daneben die Strukturen 
für das bisherige Verfahren aufrechterhalten werden. 
Und auch das bisherige Verfahren müsste weiterentwi- 
ckelt werden: Wird der Kirchensteuergläubiger scharfe 
Religionsschlüssel wie beabsichtigt eingeführt, so 
müsste der Kapitalertragsteueranmeldungs-Vordruck 
für die im bisherigen Verfahren operierenden Abzugs- 
verpflichteten die Möglichkeit zur Eintragung von bis 
zu 70 Beträgen zu unterschiedlichen steuererhebenden 
Religionsgemeinschaften vorsehen. Bei Abzugsver- 
pflichteten, für die das neue Verfahren einschlägig ist, 
müsste hingegen lediglich eine Zeile zur Eintragung ei- 
nes Kirchensteuerbetrages vorgehalten werden. Ange- 
sichts dessen treten eventuelle Umstellungsschwierig- 
keiten in den Hintergrund. 

Eine Einteilung der Abzugsverpfliehteten in unter- 
schiedliche Kategorien ist daher entbehrlich. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa des 
Vorschlags (§ 51a Absatz 2c EStG) 

Da das bisherige Verfahren auch bei Abzugsverpflich- 
teten, die nicht die Voraussetzungen einer auszahlen- 
den Stelle erfüllen, nicht mehr zur Anwendung ge- 
langt, können die diesbezüglichen Regelungen im jet- 
zigen § 5 la Absatz 2c EStG entfallen. Stattdessen kann 
das neue elektronische Verfahren in einem neu zu fas- 
senden Absatz 2c geregelt werden. 

Gegenüber den diesbezüglichen im Gesetzentwurf zu 
Absatz 2e vorgesehenen Änderungen sieht diese For- 
mulierung folgende Modifikationen vor: 

- ln Nummer 2 wird die entsprechende Geltung des 
§ 22a Absatz 2 EStG auf die Sätze 1 bis 3 und 8 be- 
grenzt, da die in den übrigen Sätzen enthaltenen 
Regelungen bei der ID-Nummem- Abfrage für Kir- 
chensteuerzwecke nicht einschlägig sind. 

- ln Nummer 3 wird zusätzlich zum Zeitraum, in dem 
die Abfrage beim Bundeszentralamt stattfinden 
soll, der Stichtag 3 1 . Juli aufgenommen. Die an die- 
sem Tag herrschenden Verhältnisse hinsichtlich der 
Kirchensteuerpfiieht sind der Auskunft des Bundes- 
zentralamts zu Grunde zu legen. 

- Ebenfalls in Nummer 3 aufgenommen wird die 
Möglichkeit zu einer anlassbezogenen Abfrage für 
den Fall, dass der Gläubiger der Kapitalerträge dies 
beantragt oder dass zwingende andere Gründe eine 
solche erforderlich machen. 

Ein möglicher Grund für einen Antrag des Gläubi- 
gers der Kapitalerträge wäre z. B. ein Konfessions- 
wechsel seit der letzten Abfrage durch den Abzugs- 
verpflichteten beim Bundeszentralamt. Um durch 
einen unterjährigen Wechsel möglicherweise ent- 
stehende Probleme zu vermeiden, wurde die Mög- 
lichkeit eines Antrags auf anlassbezogene Abfrage 
auf den Zeitraum bis zum ersten für den Kapitaler- 
trag-Steuerabzug relevanten Vorgang beschränkt. 

Eine mögliche Konstellation für eine Anlassabfrage 
kann neben den Fällen mit Kapitalerträgen im 


Sinne des § 43 Absatz 1 Nummer 1 und 3 bis 6 
auch dann vorliegen, wenn ein Konto im Januar er- 
öffnet wird und der erste Kapitalertragssteuerabzug 
wegen monatlicher Zinstemiine bereits im Februar 
vorzunehmen ist. Eine Abfrage im Zeitraum 1 . Au- 
gust bis 30. September des Vorjahres konnte nicht 
stattfmden, gleichwohl benötigt der Abzugsver- 
pfiiehtete eine Auskunft zur Religionszugehörigkeit 
des Gläubigers der Kapitalerträge. 

- ln Nummer 5 wird die Darstellung des weiteren 
Verfahrensablaufs an die tatsächlichen Gegebenhei- 
ten angepasst. Der Gesetzentwurf geht davon aus, 
dass das Bundeszentralamt dem jeweiligen Finanz- 
amt übermittelt, an welche Religionsgemeinschaft 
der abgeführte Steuerabzug weiterzuleiten ist und 
dass das Finanzamt diesen Betrag an die Religions- 
gemeinschaft weiterleitet, ln das bisherige Verfah- 
ren zur Verteilung der Kirchensteuer zur Kapitaler- 
tragsteuer sind die einzelnen Finanzämter nicht in- 
volviert. Da die verwaltungsintemen Abläufe zur 
Zuordnung und Verteilung des Autkommens der 
Kirchensteuer auf die Kapitalertragsteuer noch 
nicht in allen Einzelheiten absehbar sind, wird eine 
neutrale Formulierung gewählt. 

- Darüber hinaus wird eine Härtefallregelung aufge- 
nommen. Danach ist zur Vermeidung unbilliger 
Härten ein schriftliches Verfahren zulässig. 

- Zudem wird vorgesehen, dass der Abzugsverpfiieh- 
tete bei positiver Kenntnis der Religionszugehörig- 
keit von einer Abfrage beim Bundeszentralamt ab- 
sehen karm. Durch die Hereinnahme u. a. der 
GmbH in das neue elektronische Verfahren dürfte 
es viele Fälle geben, in denen die Religionszugehö- 
rigkeit des Gläubigers der Kapitalerträge dem Ab- 
zugsverptlichteten positiv bekannt ist. So ist z. B. 
dem Gesellschafter-Geschäftsführer als Vertreter 
der abzugsverpfliehteten Ein-Personen-GmbH die 
Religionszugehörigkeit des Gläubigers der Aus- 
schüttungserträge bekannt. Gleiches dürfte zumin- 
dest für viele andere GmbHs mit überschaubarem 
Gesellschafterkreis gelten. Ein Zwang zur Abfrage 
beim Bundeszentralamt wäre in diesen Fällen nicht 
vemiittelbar. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb des 
Vorschlags (§ 51a Absatz 2e EStG) 

§ 51a Absatz 2e EStG verliert mit Einführung des 
neuen elektronischen Verfahrens seine Bedeutung und 
kann daher ersatzlos gestrichen werden. 

Zu Artikel 2 Nummer 28 (§ 52a Ab- 
satz 18 EStG) 

Die Berücksichtigung unterjähriger Wechsel in der Re- 
ligionszugehörigkeit bereitet in einigen Sachverhalts- 
konstellationen (Verlusttöpfe etc.) erhebliche Pro- 
bleme. Vor diesem Hintergrund wird die im Gesetzent- 
wurf vorgesehene Anwendung des neuen Verfahrens 
auf Kapitalerträge, die nach dem 30. September 2013 
zufließen, zeitlich verlagert auf Kapitalerträge, die ab 
dem Jahr 2014 zufiießen. 
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16. Zu Artikel 2 Nummer 26 (§ 5 1 a EStG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob anstelle der in Artikel 2 Num- 
mer 26 vorgesehenen Übermittlung des abgeführten 
Kirchensteuerbetrags an das Bundeszentralamt für 
Steuern und der Mitteilung des Bundeszentralamtes für 
Steuern der auf die einzelnen hebeberechtigten Ge- 
meinschaften entfallenden Anteile am von den Schuld- 
nern der Kapitalertragsteuer abgeführten Kirchensteu- 
erbetrags an die zuständigen Finanzämter zum Zwecke 
der Aufteilung das folgende Verfahren treten kann: 

a) Den Kirchensteuerabzugsverpflichteten wird dazu 
auch die rechtliche Zugehörigkeit des Gläubigers 
der Kapitalerträge zu einer steuererhebenden Reli- 
gionsgemeinschaft mitgeteilt. 

b) Die Kirchensteuerabzugsverpflichteten haben den 
Kirchensteuerabzug für die steuererhebende Religi- 
onsgemeinschaft durchzuführen und den Kirchen- 
steuerbetrag an das für sie zuständige Finanzamt 
abzuführen. Die Kirchensteuerabzugsverpflichte- 
ten teilen anhand der ihnen übermittelten Daten 
über die Zugehörigkeit zu einer hebeberechtigten 
Gemeinschaft ihrem zuständigen Finanzamt bei 
Abführung der Kirchensteuer mit, welche Anteile 
aus dem Kirchensteuerbetrag auf welche Religions- 
gemeinschaften entfallen. 

c) Die Mitteilung der Zugehörigkeit zu einer erhe- 
bungsberechtigten Religionsgemeinschaft ist in der 
Regel für den Kirchensteuerabzug des auf einen 
Stichtag folgenden Kalenderjahres maßgeblich. Um 
Verfälschungen bei der Zuordnung zu vermeiden, 
sollte die Mitteilung auf einem Datenbestand beru- 
hen, der möglichst kurze Zeit, z. B. 15. November 
bis 15. Dezember, vor dem Beginn eines Kalender- 
jahres besteht. 

d) Bei einmaligen oder unregelmäßig fließenden Ka- 
pitalerträgen insbesondere im Sirme des § 43 Ab- 
satz 1 Nummer 1 und 3 bis 6 EStG oder wenn der 
Schuldner der Kapitalerträge dies beantragt, sollte 
der Kirchensteuerabzugsverpflichtete die für die 
Abführung der Kirchensteuer erforderlichen Daten 
auch zum Zeitpunkt des Zuflusses der Kapitaler- 
träge (anlassbezogen) abrufen können. Die Anlass- 
abfrage sollte verpflichtend sein für den Fall, dass 
der Kirchensteuerabzugsverpflichtete von der Re- 
gelabfrage keinen Gebrauch macht. 

Begründung 

Das vorgeschlagene Verfahren dient der gleichmäßigen 
und vollständigen Erhebung der Kirchensteuer als Zu- 
schlag zur Kapitalertragsteuer. Es ist einfacher und so- 
mit für alle Kirchensteuerabzugsverpflichteten hand- 
habbarer. Zudem entspricht das dargestellte Verfahren 
dem Anliegen (Option 1) der Bundesregierung in ih- 
rem Bericht an den Deutschen Bundestag über die 
Auswirkungen des vorläufigen Verfahrens der Erhe- 
bung der Kirchensteuer auf die Kapitalertragsteuer so- 
wie dessen Überprüfung mit dem Ziel der Einführung 
eines umfassenden verpflichtenden Quellensteuerab- 
zugs auf der Grundlage eines elektronischen Informa- 
tionssystems 2010 vom 3. September 2010 (Bundes- 


tagsdrucksache 17/2865). Fliemach wird zur Errei- 
chung des Ziels, einen umfassenden verpflichtenden 
Quellensteuerabzug auf Grundlage eines elektroni- 
schen Informationssystems einzuführen, die Abfrage 
unter Wahrung des Datenschutzes, ob und welcher Re- 
ligionsgemeinschaft der Gläubiger der Kapitalerträge 
angehört, favorisiert. 

Durch die Mitteilung der Religionszugehörigkeit wäre 
eine gläubigergenaue Zuweisung des Steueraufkom- 
mens schon auf der Ebene des Abzugsverpflichteten 
möglich. 

17. Zu Artikel 2 (Einkommensteuergesetz) 

Der Bundesrat bittet zu prüfen, ob hinsichtlich der 
Übertragung von Ansprüchen auf Altersversorgung 
steuergesetzlicher Regelungsbedarf besteht. 

Begründung 

Die einkommensteuerliche Behandlung der Übertra- 
gung von Ansprüchen auf private Altersversorgung ist 

- außerhalb der betrieblichen Altersversorgung und 
des Versorgungsausgleichs - bisher gesetzlich nicht 
geregelt. Es stellt sich die Frage, ob für verschiedene 
Übertragungsvorgänge von Anrechten auf Altersver- 
sorgung eine Steuerbefreiungsvorschrift geschaffen 
werden muss, um eine doppelte Besteuerung, also eine 
Besteuerung sowohl im Zeitpunkt der Übertragung als 
auch in der Auszahlungsphase der Altersversorgung zu 
vermeiden. 

Hierbei wird gesetzlicher Regelungsbedarf gesehen 
hinsichtlich der Übertragung von 

- Altersvorsorgevermögen (Riester-Rente), 

- Anrechten aus einem nach § 5a AltZertG zertifi- 
zierten Vertrag (Basis-/„Rüruprente“), 

- Anrechten auf Altersversorgung bei zwischen- oder 
überstaatlichen Einrichtungen. 

18. Zu Artikel 5 Nummer la - neu - (§ 29 Absatz 1 
Nummer 2 GewStG) 

In Artikel 5 ist nach Nummer 1 folgende Nummer la 
einzufügen: 

„la. In § 29 Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem 
Wort „Windenergie“ die Wörter „oder zur Erzeu- 
gung von Strom aus solarer Strahlungsenergie 
nach § 32 Absatz 2 und 3 des Emeuerbare-Ener- 
gien-Gesetzes“ eingefügt.“ 

Begründung 

Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 4. April 
2007, I R 23/06, entschieden, dass bei der Zerlegung 
des Gewerbesteuermessbetrags für Betriebe, die Ener- 
gieerzeugung aus Windkraft betreiben, die Gewerbe- 
steuermessbetragszerlegung nach den allgemeinen 
Grundsätzen des § 29 GewStG durchzuführen ist. Um 
den Gewerbesteuermessbetrag zwischen Betreiber- 
und Standortgemeinden von Windenergie erzeugenden 
Betrieben gerecht aufzuteilen, wurde durch das Jahres- 
steuergesetz 2009 ein besonderer Zerlegungsmaßstab 
eingeführt, wonach ab Erhebungszeitraum 2008 der 
Gewerbesteuermessbetrag in diesen Fällen zu drei 
Zehnteln nach dem Verhältnis der Arbeitslöhne und zu 
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sieben Zehnteln nach dem Verhältnis fertig gestellter 
Sachanlageinvestitionen (ohne Betriebs- und Ge- 
schäftsausstattung ) aufzuteilen ist. 

Soweit die Sachverhalte bei Windenergiebetrieben de- 
nen bei Betreibern von Photovoltaikanlagen entspre- 
chen, müssen sich hinsichtlich der Zerlegung des Ge- 
werbesteuermessbetrags konsequenterweise die ent- 
sprechenden gewerbesteuerlichen Auswirkungen erge- 
ben. 

Bei der Anwendung des Zerlegungsmaßstabs Arbeits- 
löhne erhalten die Gemeinden, in denen die Freiflä- 
chenanlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsener- 
gie betrieben werden, regelmäßig keinen Zerlegungs- 
anteil, weil dort keine Arbeitnehmer des Energieanla- 
genbetreibers beschäftigt sind. Die Gewerbesteuer 
entfällt in diesen Fällen vielfach nur auf die Gemeinde, 
in der das Unternehmen seinen Geschäftssitz hat. 

Die strukturell vorhandene Nichtberücksichtigung der 
Standortgemeinden der Freiflächen-Anlagen zur Nut- 
zung der solaren Strahlungsenergie kann sich aber 
hemmend auf deren Bereitschaft auswirken, zum Ei- 
nen Flächen für Eignungsgebiete für Freiflächen-Anla- 
gen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie auszu- 
weisen und zum Anderen die mit dem Bau und Betrieb 
entsprechender Anlagen einhergehenden Beeinträchti- 
gungen und Auswirkungen auf das Ortsbild und Land- 
schaftsbild hinzunehmen. Diese Wirkungen stehen 
nicht im Einklang mit den umweltpolitischen Leitli- 
nien der Bundesregierung, die u. a. die Ausweitung der 
Energieerzeugung aus Freiflächen-Anlagen zur Nut- 
zung der solaren Strahlungsenergie vorsieht. 

Bund und Länder sind überein gekommen, schneller 
aus der Kernenergie auszusteigen und in emeuerbare 
Energien einzusteigen. Gerade im Hinblick auf die ak- 
tuellen Ziele zur Entwicklung emeuerbarer Energien 
ist es geboten, auch die Standortgemeinden der Freiflä- 
chen-Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsener- 
gie in angemessener Weise am Gewerbesteueraufkom- 
men der Unternehmen zu beteiligen. 

In § 29 Absatz 1 Nummer 2 GewStG wird daher auch 
für Freiflächen-Anlagen zur Nutzung der solaren 
Strahlungsenergie der für Windenergiebetriebe gel- 
tende besondere Zerlegungsmaßstab angewendet. Mit 
der Aufteilung von 30 Prozent nach dem Verhältnis der 
Arbeitslöhne und 70 Prozent nach dem Verhältnis des 
maßgebenden Sachanlagevermögens wird den Belan- 
gen der Gemeinde des Geschäftssitzes und der Stand- 
ortgemeinden der Freiflächen-Anlagen zur Nutzung 
der solaren Strahlungsenergie sachlich ausgewogen 
Rechnung getragen. 

Die Änderung des § 29 GewStG (allgemeiner Zer- 
legungsmaßstab) lässt die Sonderregelung zur Zerle- 
gung der mehrgemeindlichen Betriebsstätten in § 30 
GewStG unberührt. 

19. Zu Artikel 8 (Gesetz über Steuerstatistiken) 

Artikel 8 ist wie folgt zu fassen: 


, Artikel 8 

Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 1 1 . Oktober 
1995 (BGBl. I S. 1250, 1409), das zuletzt durch Arti- 
kel 15 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 6 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Für die Statistik . . . <weiter wie Regierungs- 

entwurf>.“ 

2. Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt: 

„§ 9a 

Grundsteuer 

Zur Verprobung neuer Steuermodelle für Zwecke 
der Grundsteuer sind die Länderfinanzbehörden be- 
rechtigt, die dafür erforderlichen grundstücksbezo- 
genen Einzeldaten, die sie zur Durchführung der 
Feststellungen nach dem Bewertungsgesetz erho- 
ben haben, dem Statistischen Bundesamt und den 
statistischen Ämtern der Länder zu übermitteln, 
auch soweit diese dem Steuergeheimnis nach § 30 
der Abgabenordnung unterliegen. Das Statistische 
Bundesamt und die statistischen Ämter der Länder 
dürfen die nach Satz 1 übermittelten Daten statis- 
tisch aufbereiten und nach den vom Bundesministe- 
rium der Finanzen und den obersten Finanzbehör- 
den der Länder bestimmten Kriterien auswerten. 
Auf Verlangen sind den obersten Finanzbehörden 
der Länder die das jeweilige Land betreffenden auf- 
bereiteten Einzeldaten vom Statistischen Bundes- 
amt und den statistischen Ämtern der Länder zur 
Verfügung zu stellen. Nach Abschluss der Verpro- 
bung sind die Daten beim Statistischen Bundesamt 
und den statistischen Ämtern der Länder zu lö- 
schen.“ 

3. In § 10 wird die Angabe „nach § 9“ durch die An- 
gabe „nach den §§ 9 und 9a“ ersetzt. ‘ 

Begründung 

Zu Nummer 1 (§ 6 Absatz 2) 

Die Änderungen in § 6 Absatz 2 sind Folgeänderungen 
zur Umstellung des Lohnsteuerabzugs von der Papier- 
lohnsteuerkarte auf die elektronischen Lohnsteuerab- 
zugsmerkmale. 

Der Gesetzentwurf wird insoweit nicht geändert. 

Zu Nummer 2 (§ 9a - neu) 

Für Zwecke der Verprobung (Evaluierung) von Grund- 
steuerreformmodellen durch das Statistische Bundes- 
amt und die statistischen Ämter der Länder ist es erfor- 
derlich, dass die Länderfinanzverwaltungen diesen 
nicht anonymisierte Grundstücksdaten übermitteln. 
Bei der Evaluierung geht es um statistische Zusatzauf- 
bereitungen zur Abschätzung finanzieller, organisatori- 
scher, sozial- und wirtschaftspolitischer Auswirkungen 
der zu bewertenden Reformmodelle. Hierzu ist die 
Übermittlung nicht anonymisierter und grundsätzlich 
dem Steuergeheimnis (§30 AO) unterliegenden Einze- 
langaben erforderlich. Als „nicht anonymisiert“ sind 
dabei insbesondere auch solche Einzelangaben anzuse- 
hen, bei denen nur der Name, die Anschrift und die 
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Steuemummer weggelassen sind, aber die übrigen 
Merkmale des übermittelten steuerlichen Datensatzes 
u.U. eine vergleichsweise einfache Identifizierung des 
Steuerpflichtigen ermöglichen würden. Die obersten 
Finanzbehörden der Länder erhalten das Recht, die je- 
weils ihr Land betreffenden aufbereiteten Einzeldaten 
vom Statistischen Bundesamt und den statistischen 
Ämtern der Länder zu verlangen. Nach Beendigung 
der Evaluierung sind die Daten bei den statistischen 
Ämtern unverzüglich zu löschen. 

Zu Nummer 3 (§ 10) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Einfügung des § 9a. 

Damit ist sichergestellt, dass das Steuergeheimnis nach 
§ 30 AO von den Personen in den statistischen Ämtern, 
die mit den statistischen Aufbereitungen betraut sind, 
auch in den Fällen des § 9a beachtet und gewahrt wird. 

20. Zu Artikel 10 Nummer 01 - neu 02 - neu 

03 - neu - und 2 (§ 145 Absatz 3 Satz 4, § 179 Satz 4, 
§ 192 Satz 2 - neu - und § 205 Absatz 3 BewG) 

Artikel 10 ist wie folgt zu ändern: 

a) Vor Nummer 1 sind folgende Nummern 01 bis 03 
einzufügen: 

,01. § 145 Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Wird von den Gutachterausschüssen kein 
Bodenrichtwert ermittelt, ist der Bodenwert 
aus den Werten vergleichbarer Flächen abzu- 
leiten und um 20 Prozent zu ermäßigen.“ 

02. § 179 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Wird von den Gutachterausschüssen kein 
Bodenrichtwert ermittelt, ist der Bodenwert 
aus den Werten vergleichbarer Flächen abzu- 
leiten.“ 

03. ln § 192 wird folgender Satz angefügt: 

„Mit der Bewertung des Erbbaurechts (§ 193) 
ist die Verpflichtung zur Zahlung des Erbbau- 
zinses und mit der Bewertung des Erbbau- 
rechtsgrundstücks (§ 194) ist das Recht auf 
den Erbbauzins abgegolten; die hiernach er- 
mittelten Grundbesitzwerte dürfen nicht weni- 
ger als 0 Euro betragen.“ ‘ 

b) ln Nummer 2 ist § 205 Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) § 145 Absatz 3 Satz 4, § 179 Satz 4 und § 192 
Satz 2 in der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist auf Bewertungsstichtage nach deiu [einsetzen: 
Tag der Verkündung des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes] anzuwenden. Teil 11 der Anlage 24 in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. 1 S. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auf Be- 
wertungsstichtage nach dem 31. Dezember 2011 
anzuwenden.“ 


Begründung 

Zu den Nummern 01 und 02 (§ 145 Ab- 
satz 3 Satz 4 und § 179 Satz 4 BewG) 
Nach der bisherigen Fassung der Vorschriften konnten 
Besteuerungslücken auftreten, sofern der Gutachter- 
ausschuss keinen Bodenrichtwert eraiittelte. Die 
Gründe hierfür sind in der Praxis vielfältig. Beispiels- 
weise kann die Ermittlung eines Bodenrichtwerts daran 
scheitern, dass hinreichend aussagekräftige Kauf- 
preise fehlen, die für die Wertbestimmung erforderlich 
sind. Teilweise hat in der Vergangenheit nicht in allen 
Fällen eine Verpflichtung der Gutachterausschüsse zur 
Ermittlung von Bodenrichtwerten bestanden. 

Die Berechtigung der Finanzverwaltung einen Boden- 
wert aus den Werten vergleichbarer Flächen abzulei- 
ten, muss unabhängig von den Gründen bestehen, aus 
den die Gutachterausschüsse keinen Bodenrichtwert 
liefern. Die höchstrichterliche Rechtsprechung hat dies 
in der Vergangenheit mehrfach beanstandet, so dass 
mit der neuen Fassung der Vorschrift eine Besteue- 
rungslücke geschlossen wird. 

§ 179 Satz 4 gilt für die Grundbesitzbewertung für 
Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer bei 
Bewertungsstichtagen nach dem 31. Dezember 2008. 
§ 145 BewG gilt für die Grundbesitzbewertung für 
Zwecke der Grunderwerbsteuer. 

Zu Nummer 03 (§ 192 Satz 2 - neu - BewG) 

Nach der bisherigen Fassung des Bewertungsgesetzes 
ist unklar, ob mit der Bewertung des Erbbaurechts 
gleichzeitig auch die Verpflichtung zur Zahlung des 
Erbbauzinses und mit der Bewertung des Erbbau- 
rechtsgrundstücks auch das Recht auf den Erbbauzins 
abgegolten sind. Die rechentechnische Ermittlung des 
Erbbaurechts und des Erbbaurechtsgrundstücks lehnen 
sich eng an die für Grundstückssachverständige gelten- 
den Wertermittlungsvorschriften an. Dabei werden die 
Erbbauzinszahlungen - in typisierender Weise - be- 
rücksichtigt; negative Grundbesitzwerte sind auszu- 
schließen. Eine nochmalige Berücksichtigung der Erb- 
bauzinszahlungen bei der Ermittlung des Werts der Be- 
reicherung für Zwecke der Erbschaft-ZSchenkung- 
steuer wäre unzutreffend. 

Zu Nummer 2 (§ 205 Absatz 1 BewG) 

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpurrkt der 
Änderungen der §§ 145, 179 und 192 BewG sowie des 
geänderten Teils 11 der Anlage 24 BewG. 

21. Zu Artikel 10 Nummer 04 - neu 1 und 2 

(Anlage 1 , § 205 Absatz 3 BewG) 

Artikel 10 ist wie folgt zu ändern: 

a) N ach der neuen Nummer 03 ist folgende Nummer 04 
einzufügen: 

„04. Anlage 1 erhält die als Anlage 1 zu diesem 
Gesetz ersichtliche Fassung.“ 

b) ln Nummer 1 sind die Wörter „als Anlage“ durch 
die Wörter „als Anlage 2“ zu ersetzen. 

c) ln Nummer 2 sind in § 205 Absatz 3 vor der An- 
gabe „Teil 11“ die Wörter „Anlage 1 sowie“ einzu- 
fügen und das Wort „ist“ durch das Wort „sind“ zu 
ersetzen. 
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Anlage 1 

Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten nach dem Futterbedarf 


Alpakas: 

0,08 

VE 

Damtiere: 



Damtiere unter 1 Jahr 

0,04 

VE 

Damtiere 1 Jahr und älter 

0,08 

VE 

Geflügel: 



Legehennen (einschließlich einer normalen Aufzucht zur Ergänzung des Bestandes) 

0,02 

VE 

Legehennen aus zugekauften Junghennen 

0,0183 

VE 

Zuchtputen, -enten, -gänse 

0,04 

VE 

Kaninchen: 


VE 

Zucht- und Angorakaninchen 

0,025 


Lamas 

0,1 

VE 

Pferde: 


VE 

Pferde unter drei Jahren und Kleinpferde 

0,7 


Pferde drei Jahre und älter 

1,1 

VE 

Rindvieh: 



Kälber und Jungvieh unter 1 Jahr 

0,3 

VE 

(einschließlich Mastkälber, Starterkälber und Fresser) 


VE 

Jungvieh 1 bis 2 Jahre alt 

0,7 

VE 

Färsen (älter als 2 Jahre) 

1 

VE 

Masttiere (Mastdauer weniger als 1 Jahr) 

1 

VE 

Kühe (einschließlich Mutter- und Ammenkühe mit den dazugehörigen Saugkälbern) 

1 

VE 

Zuchtbullen, Zugochsen 

1,2 

VE 

Schafe 



Schafe unter 1 Jahr einschließlich Mastlämmer 

0,05 

VE 

Schafe 1 Jahr und älter 

0,1 

VE 

Schweine: 



Zuchtschweine (einschließlich Jungzuchtschweine über etwa 90 kg) 

0,33 

VE 

Strauße: 



Zuchttiere 14 Monate und älter 

0,32 

VE 

Jungtiere/Masttiere unter 14 Monate 

0,25 

VE 

Ziegen: 

0,08 

VE 

Geflügel: 


VE 

Jungmasthühner 


VE 

(bis zu 6 Durchgänge je Jahr - schwere Tiere) 

0,0017 

VE 

(mehr als 6 Durchgänge je Jahr - leichte Tiere) 

0,0013 

VE 
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Jungheiinen 

0,0017 

VE 

Mastenten 

0,0033 

VE 

Mastputen aus selbst erzeugten Jungputen 

0,0067 

VE 

Mastputen aus zugekauften Jungputen 

0,005 

VE 

Jungputen (bis etwa 8 Wochen) 

0,0017 

VE 

Mastgänse 

0,0067 

VE 

Kaninchen: 

Mastkaninchen 

0,0025 

VE 

Rindvieh: 


VE 

Masttiere (Mastdauer I Jahr und mehr) 

1 

VE 

Schweine: 


VE 

Leichte Ferkel (bis etwa 12 kg) 

0,01 

VE 

Ferkel (über etwa 12 bis etwa 20 kg) 

0,02 

VE 

Schwere Ferkel und leichte Läufer 


VE 

(über etwa 20 bis etwa 30 kg) 

0,04 

VE 

Läufer (über etwa 30 bis etwa 45 kg) 

0,06 

VE 

Schwere Läufer 


VE 

(über etwa 45 bis etwa 60 kg) 

0,08 

VE 

Mastschweine 

0,16 

VE 

Jungzuchtschweine bis etwa 90 kg 

0,12 

VE 


Begründung 

Die Anpassung des Umrechungsschlüssels an die ge- 
änderten Produktionsverfahren erfolgte bislang im Ver- 
waltungswege. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs steht es der Finanzverwaltung we- 
gen der Gesetzesbindung des Artikel 20 Absatz 3 des 
Grundgesetzes) jedenfalls dann nicht zu, einen anderen 
Umrechnungsschlüssel vorzusehen als Anlage 1 zum 
BewG, wenn sich dies zulasten des Steuerpflichtigen 
auswirkt (vgl. BFH vom 13. Juli 1989 - BStBl 11 
S. 1036, vom 28. Juli 1999 - BStBl 11 S. 815 und zu- 
letzt vom 16. Dezember 2009 - BFHE 227 S. 498, zur 
amtlichen Veröffentlichung bestimmt). 

Im Rahmen des Erbschaftsteuerreformgesetzes wurde 
die Materie inhaltsgleich für Zwecke der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer geregelt. Zur Vermeidung einer 
Ungleichbehandlung im Sinne des Artikel 3 Grundge- 
setz und zur Vermeidung einer Rechtszersplitterung in- 
nerhalb des Bewertungsrechts sowie zur Wiederher- 
stellung der Rechtssicherheit in der Beratungspraxis ist 
die gesetzliche Änderung dringend erforderlich. 

22. Zu Artikel 11 Nummer la - neu Ib - neu - und 6 

(§ 7 Absatz 8 - neu -, § 15 Absatz 4 - neu - und § 37 
Absatz 7 ErbStG) 

Artikel 1 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 1 sind folgende Nummern la und Ib 
einzufügen: 

,1a. ln § 7 wird folgender Absatz 8 angefügt: 


„(8) Als Schenkung gilt auch die Werterhö- 
hung von Anteilen an einer Kapitalgesell- 
schaft, die eine an der Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar beteiligte natürliche Person oder 
Stiftung (Bedachte) durch die Leistung einer 
anderen Person (Zuwendender) an die Gesell- 
schaft erlangt. Vermögensverschiebungen zwi- 
schen Kapitalgesellschaften führen zu freigebi- 
gen Zuwendungen, soweit sie nicht betrieblich 
veranlasst sind und soweit an den Gesellschaf- 
ten nicht unmittelbar oder mittelbar dieselben 
Gesellschafter zu gleichen Anteilen beteiligt 
sind. Die Sätze 1 und 2 gelten außer für Kapi- 
talgesellschaften auch für Genossenschaften.“ 

Ib. In § 15 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bei einer Schenkung durch eine Kapi- 
talgesellschaft oder Genossenschaft ist der Be- 
steuerung das persönliche Verhältnis des Er- 
werbers zu derjenigen unmittelbar oder mittel- 
bar beteiligten natürlichen Person oder Stiftung 
zugrunde zu legen, durch die sie veranlasst ist. 
In diesem Fall gilt die Schenkung bei der Zu- 
sammenrechnung früherer Erwerbe (§ 14) als 
Vermögensvorteil, der dem Bedachten von die- 
ser Person anfällt.“ ‘ 

b) In Nummer 6 ist § 37 Absatz 7 wie folgt zu ändern: 

aa) In Satz 1 ist nach den Wörtern „und Absatz 3,“ 
die Angabe „§ 7 Absatz 8, § 15 Absatz 4,“ ein- 
zufügen. 
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bb) ln Satz 2 ist nach den Wörtern „und Absatz 3,“ 
die Angabe „§ 7 Absatz 8 Satz 2,“ einzufugen. 

Begründung 

Zu Artikel 11 (Änderung des Erbschaft- 
steuer- und Schenkungsteuergesetzes) 

Allgemein 

Die vorgeschlagene Neuregelung greift die Grundsätze 
der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (z. B. BFH- 
Urteile vom 9. Dezember 2009 11 R 28/08, BStBl 11 
2010 S. 566, und vom 7. November 2007 11 R 28/06, 
BStBl 11 2008 S. 258) zur Behandlung von Schenkun- 
gen im Zusammenhang mit Beteiligungen an Kapital- 
gesellschaften auf und entwickelt sie in Richtung auf 
eine gleichheitsgerechte Besteuerung von Schenkun- 
gen fort. Sie stellt in diesem Zusammenhang unter an- 
derem auch klar, dass verdeckte Gewinnausschüttun- 
gen und verdeckte Einlagen zwischen verbundenen 
Körperschaften grundsätzlich keine freigebigen Zu- 
wendungen sind. 

Zu Nummer la (§ 7 Absatz 8 - neu - 
ErbStG) 

Einlagefälle 

ln gefestigter Rechtsprechung stellt der Bundesfinanz- 
hof für die Frage, wer an einer freigebigen Zuwendung 
im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 1 ErbStG beteiligt 
ist, ausschließlich auf die Zivilrechtslage ab und nicht 
darauf, bei wem im wirtschaftlichen Ergebnis eine 
Mehrung an Vennögen zu verzeichnen ist. Einlagen in 
eine Kapitalgesellschaft stellen demnach auch insoweit 
keine freigebige Zuwendung dar, als sie über den nach 
der Beteiligungsquote und den gesellschaftsrechtlichen 
Regelungen geschuldeten Beitrag hinausgehen und da- 
durch an der Gesellschaft mitbeteiligte Personen, z. B. 
auch nahe Angehörige begünstigen (Fall der freigebi- 
gen überquotalen Einlage). 

Beispiel: 

Vater V und Sohn S sind je zur Hälfte an der VS- 
GmbH beteiligt und haben bei Gründung der Gesell- 
schaft je 50 TEuro in die Gesellschaft eingezahlt. Nun 
legt V weitere 200 TEuro in die Gesellschaft ein. Da- 
durch erhöht sich der Wert der Beteiligung des S von 
V 2 X (50 TEuro - 1 - 50 TEuro) = 50 TEuro auf V 2 x 
(50 TEuro + 50 TEuro + 200 TEuro) =150 TEuro. 

S hat also einen Vermögensvorteil von 100 TEuro er- 
langt, der nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz- 
hofs keine freigebige Zuwendung darstellt, weil er 
nicht in einer substanziellen Vermögensverschiebung 
sondern lediglich in der Wertsteigerung der Gesell- 
schaftsanteile besteht. Demgegenüber wäre eine Di- 
rektzuwendung von V an S in Höhe von 100 TEuro, 
wie z. B. auch die Übernahme einer Einlageverpflich- 
tung des S in Höhe von 100 TEuro, nach Maßgabe der 
allgemeinen Voraussetzungen schenkungsteuerbar. 

Satz 1 der vorgeschlagenen Neuregelung schließt die 
Besteuerungslücke, indem er eine überproportionale 
Einlage des Schenkers einer Direktzuwendung des 
Schenkers gleichstellt. Die bisherige Besteuerungslü- 
cke ist in der Steuersparbranche bekannt und wird auf 


Fachveranstaltungen regelmäßig als Gestaltungstipp 
vorgetragen. Die Regelung erfasst auch die Einlage in 
eine Gesellschaft, an der der Begünstigte nur mittelbar 
über andere Kapitalgesellschaften, Personengesell- 
schaften oder sonstige Gesellschaften beteiligt ist. Eine 
bestimmte Beteiligungsquote ist nicht erforderlich. 

Satz 1 erfasst als lex specialis auch Fälle, in denen der 
Zuwendende nicht Gesellschafter der Kapitalgesell- 
schaft ist und seine Zuwendung nicht auf eine originäre 
Bereicherung der Kapitalgesellschaft, sondern auf eine 
mittelbare Bereicherung der Gesellschafter der Kapi- 
talgesellschaft abzielt. Es liegt dann eine Zuwendung 
an die Gesellschafter in Form der dadurch bewirkten 
Werterhöhung der Anteile an der Kapitalgesellschaft 
vor. Unter fremden Dritten werden überproportionale 
Einlagen allenfalls mit gesellschaftsvertraglichen Zu- 
satzabreden vorgenommen, die für den einlegenden 
Gesellschafter gewährleisten, dass seine überpropor- 
tionale Einlage nicht zu einer endgültigen Vermögens- 
verschiebung zugunsten der Mitgesellschafter führt 
(z. B. in Sanierungsfällen). 

Konzemfalle 

Die zivilrechtliche Betrachtungsweise der Rechtspre- 
chung hat in der Praxis zu der Sorge geführt, dass auch 
verdeckte Gewinnausschüttungen im Konzern als 
schenkungsteuerbar angesehen werden könnten. Satz 2 
stellt klar, dass solche Vermögensverschiebungen zwi- 
schen Kapitalgesellschaften nur in den dort definierten 
Ausnahmefällen als Schenkungen behandelt werden 
können. 

Beispiel 1: 

Die M-AG ist zu 100 Prozent Gesellschafterin der Tl- 
GmbH und der T2-GmbH. Die M veranlasst die TI, 
der T2 ein Grundstück zu einem Preis deutlich unter 
dem Verkehrswert zu verkaufen. 

Der Vorgang ist nach ertragsteuerlichen Grundsätzen 
als verdeckte Gewinnausschüttung der TI an die M 
(sowie als verdeckte Einlage der M in die T2) zu wer- 
ten, er darf aber nicht der Schenkungsteuer unterwor- 
fen werden, da weder die T 1 noch die M mit dem Wil- 
len zur Unentgeltlichkeit handeln. 

Beispiel 2: 

Vater V ist zu 100 Prozent Gesellschafter der 
TI -GmbH und zu 40 Prozent Gesellschafter der 
T2-GmbH; die weiteren 60 Prozent der T2 gehören 
dem Sohn S. V veranlasst die TI, der T2 verbilligt ein 
Grundstück zu verkaufen. 

Der Vorgang ist schenkungsteuerbar im Verhältnis zwi- 
schen TI und S (vgl. § 7 Absatz 8 Satz 1 ErbStG). Zu- 
wendungsgegenstand ist die durch die Vermögensver- 
schiebung im Umfang von 60 Prozent des Vermögens- 
vorteils bewirkte Werterhöhung der Anteile des S. Für 
die Berechnung der Steuer ist der Vorgang so zu be- 
handeln als sei der V Schenker (vgl. §15 Absatz 4 
ErbStG). 

Betrieblich veranlasste Leistungen sind grundsätzlich 
nicht steuerbar. Wenn der leistende und der begünstigte 
Gesellschafter nahe Angehörige im Sinne des § 15 AO 
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sind, ist bei disquotalen Leistungen regelmäßig von ei- 
ner privaten freigebigen Veranlassung auszugehen. 

Erstreckung auf Genossenschaften 

Satz 3 erstreckt die Regelung auf Genossenschaften, 
weil auch bei diesen die beschriebenen Wertverschie- 
bungen durch Einlagen möglich sind. 

Für andere Rechtsformen bedarf es keiner Regelung. 
Für Personengesellschaften und Vereine gelten die 
Grundsätze der BFH-Rechtsprechung (vgl. BFH-Ur- 
teile vom 15. Juli 1998 11 R 82/96, BStBl 11 S. 630, und 
vom 14. September 1994 11 R 95/92, BStBl 11 1995 
S. 81, einerseits sowie BFH-Urteile vom 15. März 
2007 11 R 5/04, BStBl 11 S. 472, und vom 6. Juli 2007 
11 R 17/06, BStBl 11 2008 S. 46 andererseits). Die hier 
vorgeschlagene Regelung führt zu einem Abbau von 
Rechtsformunterschieden in der Besteuerung. 

Zu Nummer Ib (§ 15 Absatz 4 - neu - 
ErbStG) 

§ 15 Absatz 4 ErbStG soll Härten ausräumen, die sich 
aus der unmittelbaren zivilrechtlichen Betrachtung ei- 
ner Zuwendung durch eine Kapitalgesellschaft ergeben 
körmen. 

Beispiel: 

Vater V ist Hauptgesellschafter und Geschäftsführer 
der V-GmbH, bei der seine Tochter T als Arbeitnehme- 
rin tätig ist. V veranlasst die GmbH aus Gründen priva- 
ter Fürsorge, der T ein überhöhtes Gehalt zu zahlen. 

Die Leistung ist nach den Rechtsprechungsgrundsätzen 
als Zuwendung der GmbH an die T zu behandeln 
(BFH-Urteil vom 7. November 2007 11 R 28/06, BStBl 
11 2008 S. 258) und unterliegt daher der ungünstigen 
Steuerklasse 111, während eine Direktzuwendung von 
V an T der Steuerklasse 1 unterlegen hätte. Nach der 
Neuregelung ist der Vorgang hinsichtlich der Berech- 
nung der Steuer wie eine Direktzuwendung von V an T 
zu behandeln, so dass die günstige Steuerklasse 1 und 
der höhere persönliche Freibetrag angewendet werden 
kaim. Dies gilt auch dann, werm die T an der V-GmbH 
als Gesellschafterin beteiligt sein sollte. 

Als Folge der Zuordnung der Schenkungen zum je- 
weils veranlassenden Gesellschafter, ist es geboten, 
diese Schenkungen auch bei der Zusammenrechnung 
mehrerer Erwerbe nach § 14 ErbStG als Schenkungen 
dieser Person zu berücksichtigen. 

§ 1 5 Absatz 4 ErbStG regelt lediglich die Rechtsfolgen 
der Schenkung. Die Kapitalgesellschaft bleibt Schen- 
ker, so dass sich hinsichtlich der Steuerpflicht (§ 2 
ErbStG) und der Steuerschuldnerschaft (§ 20 ErbStG) 
keine Veränderungen ergeben. 

Zu Nummer 6 (§ 37 Absatz 7 ErbStG) 

Die vorgeschlagenen Änderungen des § 37 Absatz 7 
ErbStG enthalten die zeitliche Anwendungsregelung zu 
den vorgeschlagenen Neuregelungen in § 7 Absatz 8 
und § 15 Absatz 4 ErbStG. 

23. Zu Artikel 12 (Abgabenordnung) 

Artikel 12 ist wie folgt zu fassen: 


, Artikel 12 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 3866), die 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. April 
2011 (BGBl 1 S. 615) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . Dem § 226 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die von einem anderen Unternehmer für das 
Unternehmen des Insolvenzschuldners und die vom 
Insolvenzschuldner ausgeführten Lieferungen und 
sonstigen Leistungen gelten für die Aufrechnung 
durch Finanzbehörden nicht als Rechtshandlungen 
im Sinne der §§ 129 ff. der Insolvenzordnung.“ 

2. § 370 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) . . . <wie Regierungsentwurf>“ ‘ 
Begründung 

Zu Artikel 12 Nummer 1 (§ 226 Absatz 5 
AO) 

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 2. November 
2010 (Vll R 6/10) seine langjährige (und als gefestigt) 
anzusehende Rechtsprechung zur Aufrechnung von In- 
solvenzforderungen des Finanzamtes mit Umsatzsteuer- 
vergütungsansprüchen aufgrund Vorsteuerbeträgen des 
Insolvenzschuldners (insbesondere aus den Leistungen 
des vorläufigen Insolvenzverwalters) aufgegeben und 
damit die Aufrechnungsmöglichkeiten des Fiskus deut- 
lich eingeschränkt. Diese Entscheidung hat beträchtli- 
che jährliche Mindereinnahmen des Fiskus zur Folge, 
die eine zuverlässige Haushaltsplanung des Bundes 
und der Länder erschwert, wenn nicht sogar unmöglich 
macht. 

Die durch die Änderung der Rechtsprechung zu Lasten 
des Fiskus eingetretene Schieflage wird durch die vor- 
geschlagene Gesetzesänderung im Hinblick auf die 
Aufrechnung mit Umsatzsteueransprüchen beseitigt. 

24. Zu Artikel 12a - neu - (Umsatzsteuergesetz) 

a) ln der Inhaltsübersicht ist nach der Angabe „Arti- 
kel 12 Änderung der Abgabenordnung“ die Angabe 
„Artikel 12a Änderung des Umsatzsteuergesetzes“ 
einzufügen. 

b) Nach Artikel 12 ist folgender Artikel 12a einzufü- 
gen: 

, Artikel 12a 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

ln § 20 Absatz 2 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekarmtmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. 1 S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 5. April 2011 (BGBl. 1 S. 554) 
geändert worden ist, wird die Jahreszahl „2011“ 
durch die Jahreszahl „2012“ ersetzt. ‘ 

Begründung 

Mit dem Bürgerentlastungsgesetz Krankenversiche- 
rung wurde die Grenze für die Ist-Besteuerung auf 
bundeseinheitlich 500 000 Euro angehoben. Allerdings 
ist diese Anhebung bis Ende 2011 befristet. Ab 2012 
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sollte danach die Grenze wieder auf 250 000 Euro ge- 
senkt werden und für das gesamte Bundesgebiet gel- 
ten. 

Mit dem Änderungsvorschlag wird angestrebt, die der- 
zeit geltende Grenze von 500 000 Euro um ein Jahr zu 
verlängern. 

Durch diese Maßnahme soll die Möglichkeit geschaf- 
fen werden, die Voraussetzungen für eine dauerhafte 

Anhebung der Ist-Besteuerungsgrenze zu prüfen. Eine 
dauerhafte Beibehaltung der Ist-Besteuerungsgrenze in 

Höhe von 500 000 Euro wäre konsequent, da nach dem 
Bilanzrechtsmodemisierungsgesetz bis zu einem Jah- 
resumsatz von 500 000 Euro keine Buchführungs- 
pflicht mehr zwingend besteht. Denn bei der irmerhalb 
dieser Grenze stets möglichen Gewinnermittlung durch 
Einnahmen-Überschussrechnung werden nur Zah- 
lungsflüsse, nicht schon Forderungen erfasst. 

Im Zuge dieser Überlegungen sollte allerdings auch 
geprüft werden, ob der Spielraum des Artikels 167a 
der Mehrwertsteuersystemrichtlinie ausgeschöpft wer- 
den sollte. Danach körmen die Mitgliedstaaten vorse- 
hen, dass das Recht auf Vorsteuerabzug bei Steuer- 
pflichtigen, die ihre Umsätze nach Istgrundsätzen ver- 
steuern, erst dann ausgeübt werden darf, wenn der leis- 
tende Unternehmer die Umsatzsteuer für die von ihm 
erbrachte Leistung tatsächlich erhalten hat. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Bei einer Verlängerung um ein Jahr ist davon auszuge- 
hen, dass der Kreis der Steuerpflichtigen, die die er- 
höhte Ist-Besteuerungsgrenze in Anspruch nehmen, 
weitestgehend unverändert bleibt. In den letzten Steu- 
erschätzungen sind für das Auslaufen der erhöhten Ist- 
Besteuerungsgrenze im Jahr 2012 Mehreinnahmen in 

Höhe von 0,5 Mrd. Euro angesetzt worden. Der Vor- 
schlag führt dazu, dass diese Mehreinnahmen auf das 

Jahr 2013 verschoben werden. 
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Anlage 5 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Beitreibungsrichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher 
Vorschriften wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 - § 3 Absatz 1 EUBeitrG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 - § 4 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2 
Buchstabe e EUBeitrG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die im neuen EUBeitrG vorgesehene Regelung knüpft an 
die bestehende Regelung im geltenden EG-Beitreibungsge- 
setz (EG-BeitrG) an, wonach die Finanzämter bereits bisher 
auch ausländische Forderungen vollstrecken, für die sie 
nicht zuständig wären, wenn es entsprechende deutsche Ab- 
gaben wären (z. B. Grundsteuer, Gewerbesteuer). Auch bei 
der Erweiterung des Anwendungsbereichs auf alle Steuern 
und Abgaben im kommunalen Bereich wird der bisherige 
Mindestbetrag für solche ausländischer Forderungen von 
1 500 Euro zur Anwendung kommen. Die Bundesregierung 
nimmt daher an, dass es sich hierbei auch in Zukunft nicht 
um Massenfälle handeln wird. 

Aus Sicht der Bundesregierung wäre die mit dem Antrag 
vorgeschlagene Übertragung der Zuständigkeit auf die 
Hauptzollämter auch widersprüchlich: Die Zollverwaltung 
vollstreckt nach dem Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz 
(VwVG) lediglich Geldforderungen des Bundes sowie bun- 
desunmittelbarer Körperschaften, wenn die entsprechende 
Bundesverwaltung keinen eigenen Vollstreckungsdienst be- 
sitzt. Länder und Kommunen zählen hier nicht zum Kreis 
der Auftraggeber, außerdem unterhalten die Finanzämter ei- 
gene Vollstreckungsdienste. Die Gemeinden haben darüber 
hinaus bereits auf Grund des geltenden Beitreibungsrechts 
die Möglichkeit, bestimmte Forderungen im EU-Ausland zu 
vollstrecken (z. B. Grundsteuer, Gewerbesteuer). Aufgrund 
der Neuregelung im EUBeitrG können die Gemeinden in 
Zukunft auch alle (anderen) Steuern/ Abgaben im EU-Aus- 
land beitreiben. Durch diese Regelung wirkt sich die Voll- 
streckung auch weiterhin unterhalb der Bundesebene aus: 
die Finanzämter (und damit die Länder) übernehmen die 
Vollstreckung - der daraus erwachsene Vorteil kommt den 
Kommunen (und damit mittelbar wiederum den Ländern) 
zugute. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 - § 6 Absatz 1 Satz 1 
EUBeitrG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die Bundesregierung weist daraufhin, dass die Regelung in 
Artikel 1 zur Erteilung von Auskünften nach § 6 Absatz 1 
Satz 1 i. V. mit Absatz 2 EUBeitrG die zwingend erforderli- 


che Unterrichtung durch die Bundeszollverwaltung nach 
den Vorgaben der EU-Eigenmittelerstattungen sicherstellt. 

Die vorgeschlagene Aufnahme einer Bedingung, dass kon- 
krete Anhaltspunkte für das Bestehen einer Forderung im 
anderen Mitgliedstaat vorliegen müssen ist nicht in der Bei- 
treibungsrichtlinie vorgesehen. Entsprechende Ausführun- 
gen können später in das Beitreibungsmerkblatt aufgenom- 
men werden. Eine Einschränkung der Ermessensregelung 
zur Information auf Erstattungen von mindestens 
1 500 Euro wäre zudem aus Sicht der Bundesregierung 
wahrscheinlich nicht mit der Richtlinie vereinbar. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 - § 6 EUBeitrG) 

Die Bundesregierung wird der Bitte um Prüfung nachkom- 
men. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 - § 10 Absatz 1 Satz 2 
EUBeitrG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 - § 1 1 Absatz 2 EUBeitrG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 - § 18 Satz 1 EUBeitrG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Sie weist dar- 
aufhin, dass der Begriff „zur Förderung der Amtshilfe“ be- 
reits in § 17 Absatz 1 EUBeitrG erläutert wurde, der auf- 
grund von § 1 8 Satz 2 EUBeitrG sirmgemäß gilt. Außerdem 
wird durch die in § 18 Satz 1 EUBeitrG aufgenommene 
Formulierung der „Komplexität eines Ersuchens“ der Be- 
griff „zur Förderung der Amtshilfe“ weiter konkretisiert. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 - § 21 Absatz 1 Satz 3 
EUBeitrG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 9 (Artikel 2 nach Nummer 2 - § 10 
Absatz 2 und 2a Satz 8 EStG) 

Die Bundesregierung wird der Bitte um Prüfung nachkom- 
men. 

Mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird derzeit 
die Ausgestaltung einer entsprechenden Regelung erörtert. 

Zu Nummer 10 (Artikel 2 Nummer 3 - §10a Absatz 3 
Satz 2 EStG), Nummer 27 Buchstabe e 
(§ 52 Absatz 63a EStG), Buchstabe f 
(§ 52 Absatz 63b Satz 1 Nummer 3, 
Satz la - neu - und 2 bis 4 EStG), 
Nummer 30 (§ 79 Satz 2 EStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, eine generelle 
Nachzahlungsmöglichkeit einzuführen. Sie stimmt jedoch 
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der Forderung nach mehr Transparenz und Wettbewerb auf 
dem Markt für Altersvorsorgeprodukte zu. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene generelle Nachzah- 
lungsmöglichkeit würde zu einer erheblichen Komplizie- 
rung des bestehenden Verfahrens führen und den Verwal- 
tungsaufwand für alle Verfahrensbeteiligten wesentlich er- 
höhen. 

Die Forderung des Bundesrats, mehr Transparenz und Wett- 
bewerb auf dem Markt für Altersvorsorgeprodukte zu schaf- 
fen, ist auch Anliegen der Bundesregierung. Entsprechende 
Regelungsansätze sollten jedoch außerhalb des vorliegen- 
den Gesetzgebungsverfahrens entwickelt werden. 

Zu Nummer 11 (Artikel 2 Nummer 6a - neu; 

§ 38 Absatz 2a - neu - EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 12 (Artikel 2 Nummer 12 - § 39 c Absatz 1 
Satz 5 EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 13 (Artikel 2 Nummer 14 - § 39e Absatz 6 
Satz 1 und 2 EStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die Aussage in § 39e Absatz 6 Satz 1 und 2 EStG des Ge- 
setzentwurfs ist aus Sicht der Bundesregierung verfahrens- 
rechtlich zutreffend und erforderlich. Die weitgehend 
programmgesteuerte Bildung der elektronischen Lohnsteu- 
erabzugsmerkmale (ELStAM) ist ein Verwaltungsakt, 
der gegenüber dem Arbeitgeber ergeht und Drittwirkung für 
den Arbeitnehmer entfaltet. Dem Arbeitnehmer werden sie 
dann über die Lohn- und Gehaltsabrechnung mitgeteilt. Die 
Rechtsbehelfsfrist beginnt ab Bekanntgabe der ELStAM an 
den Arbeitgeber, also mit seinem Abruf der ELStAM. Die 
Bundesregierung weist darauf hin, dass hierdurch die 
Rechte des Arbeitnehmers nicht eingeschränkt werden, da 
die ELStAM unter dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen 
und innerhalb des maßgebenden Zeitraums jederzeit änder- 
bar sind. 

Zu Nummer 14 (Artikel 2 nach Nummer 22 - § 44a 
Absatz 8 EStG) 

Die Bundesregierung ist der Bitte um Prüfung nachgekom- 
men und stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 15 (Artikel 2 Nummer 26 Buchstabe b und c, 
Nummer 28 - § 51a Absatz 2c und 2e, 
§ 52a Absatz 18 EStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 


Zu Nummer 16 (Artikel 2 Nummer 26 - § 51a EStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, soweit davon 
die Offenbarung der Religionszugehörigkeit betroffen ist 
und sagt im Übrigen Prüfung zu. Bei dem Datum der Religi- 
onszugehörigkeit handelt es sich um eine besonders sensible 
Angabe im Sinne des § 3 Absatz 9 BDSG und Artikel 8 
Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG. Die Religionszugehörig- 
keit sollte deshalb nicht urmötig weiteren Personen bekarmt 
gegeben werden, wenn die betroffenen Personen nicht zu- 
stimmen. 

Zu Nummer 17 (Artikel 2 - Einkommensteuergesetz) 

Die Bundesregierung wird der Bitte um Prüfung nachkom- 
men. Mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird 
derzeit die Ausgestaltung einer entsprechenden Regelung 
erörtert. 

Zu Nummer 18 (Artikel 5 Nummer la - neu 

§ 29 Absatz 1 Nummer 2 GewStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 19 (Artikel 8 - Gesetz über Steuerstatistiken) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag grundsätzlich 
zu. Die konkrete Ausgestaltung bedarf jedoch der weiteren 
Prüfung. 

Zu Nummer 20 (Artikel 10 Nummer 01 - neu -, 

02 - neu -, 03 - neu - und 2 - § 145 
Absatz 3 Satz 4, §179 Satz 4, §192 
Satz 2 - neu - und § 205 Absatz 3 BewG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 21 (Artikel 10 Nummer 04 - neu -, 1 und 2 - 
Anlage 1, § 205 Absatz 3 BewG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 22 (Artikel 1 1 Nummer la - neu -, Ib - neu 
- und 6 - § 7 Absatz 8 - neu -,§15 
Absatz 4 - neu - und § 37 Absatz 7 
ErbStG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 23 (Artikel 12 - Abgabenordnung) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 

Zu Nummer 24 (Artikel 12a - neu — ; Umsatzsteuergesetz) 

Die Bundesregierung begrüßt den Vorschlag der Länder, die 
Grenze für die Ist-Besteuerung auch über das Jahr 2011 hin- 
aus bei 500 000 Euro zu belassen. Sie befürwortet aller- 
dings, die bestehende Regelung dauerhaft fortzuführen. 
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